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Das neue Parleiproiramm 
Das erste Heft unserer Zeitung, das nun in diesem Jahre zu euch kommt, erscheint mitten in der 

Periode einer umfassenden und lebendigen Diskussion über den Vorentwurf des neuen Parteiprogramms. 
Hunderte von Versammlungen, Schulungen und Ausschußsitzungen haben das auf dem vorjährigen 
Parteitag in Salzburg zur Diskussion gestellte Manuskript auf ihrer Tagesordnung, und das Ergebnis 
dieser Arbeit beginnt bereits sichtbar Form und Gestalt anzunehmen. Es ist wohl nur seibstverständ­
lich, daß gerade. die Freiheitskämpfer und Opfer des Faschismus ihren Beitrag zu dieser Arbeit leisten 
wollen, und über den Kreis ihrer eigenen Organisationen hinaus sehr lebhaft daran interessiert sind, jene 
Formulierungen und Vorschläge zu kennen, die anderswo erarbeitet worden sind. Waren doch viele 
von uns selbst Delegierte auf Parteitagen, die sich mit Aktionsprogrammen befaßt haben, und nicht 
wenige gerade unserer Genossen erinnern sich noch des Parteitages, auf dem das letzte Parteiprogramm 
beschlossen worden ist. . 

So will auch die vorliegende Nummer unserer Zeitung mit dazu beitragen, jedem Leser nochmals 
alles Material für diese wichtige Diskussion an die Hand zu geben; nützen wir es gründlich aus, indem 
wir noch mehr als bis jetzt für die Diskussion auf breitester Basis sorgen. So wird der Außerordent­
liche Parteitag im Mai dieses Jahres einen Programmentwurf diskutieren und zum Beschluß erheben 
können, an dessen Formulierung auch die Aktivisten des „alten" Programms, die Aktivisten der R. S ., 
aber zugleich auch die Aktivisten des Aktionsprogramms ihren Anteil haben. Und dieses neue Programm 
wird der Partei für die nächste Zukunft die Richtung weisen, zu neuen Erfolgen. 

Dieses Jahr aber wird auch für unseren Bund eine Reihe von großen Aufgaben bringen. Noch 
immer sind viele berechtigte Vlünsche und Ansprüche nicht erfüllt worden . Noch immer gibt es manche 
offene Fragen. Aber sowohl im Bundesvorstand als auch im Parlament und überall, wo es nottut, etwa 
helfend einzugreifen, sind Genossen von uns am Werk, um Lösungen zu finden. Freilich ist dazu auch 
immer wieder die Mitarbeit von euch allen, Genossen, eine unumgängliche Voraussetzung für das, was 
wir erreichen können. Und darum bitten wir euch auch, über die Sprechstunden und Mitgliederver­
sammlungen, die Diskussionsabende und Bezirkskonferenzen hinaus die lebendige Verbindung mit den 
Bezirks- und Landesorganisationen, mit dem Bund und eurer Zeitung aufrechtzuerhalten. Berichtet uns 
von eurer Arbeit, teilt uns eure Wünsche und Forderungen mit, und nicht zuletzt - macht uns immer 
wieder auf Mißstände aufmerksam, die vielleicht da und dort bestehen: Sei es eine Gedenktafel in 
Innsbruck oder eine scheinbar nur „nebensächliche" Entgleisung eines Ewiggestrigen in Kärnten oder 
sonst irgendwo. Die sozialistischen Freiheitskämpfer und Opfer des Faschismus werden stets ein offenes 
Ohr haben für die Nöte und Sorgen der Geschädigten und Gequälten; und sie haben wahrlich nichts zu 
vergessen. Aber sie haben ein Ziel, ein Ideal vor Augen, dem sie zustreben, heute und in der Zukunft, 
so wie sie es ungebrochen auch in der Vergangenheit geta_n haben: 

Mif allen Kröffen für den Sozialismus! 



Das war der 12. Februar 1934: 

An einein Tag wie heute 
Das ist ein grauer, nebliger Morgen. Das dunkle, 

feuchte Pflaster, wärmer als die bloße Eide, hat sich 
durch den Schnee gefressen, der noch halbwegs weiß, 
aber schon zusammengesunken an den Rändern der 
Straße liegt. Die schwarzen, regennassen Bäume, die 
die Straße säumen, strecken ihre nackten Äste zum 
Himmel. Links weicht eine ockerfarbene, trotz dem 
grauen Tag bunt wirkende Häuserzeile zurück, um 
cle'n Blick auf ein mehrgeschossiges, schon im Nebel­
dunst liegendes Gebäude freizugeben. Es ist der Wohn- · 
turm von Sandleiten. 

So ein grauer Tag, nur trocken und kälter, war. 
auch damals. In der Straßensenke beim Nietzscheplatz, 
wo die Wohnhausanlage Sandleiten beginnt, stand ein 
verlassener Straßenbahnzug. Es war genau sechs 
Minuten vor dreiviertel zwei, als drei Mannschafts­
autos der Alarmabteilung durch die Sandleitengasse 
fuhren, um die Sandleiten zu besetzen. Als der erste · 
Wagen die S-eeböckgasse passierte, hörte der Fahrer 
ein eigenartiges Geräusch im Motor. Im nächsten 
Moment sah er auch schon, was geschehen war. 
Schüsse hatten die Motorhaube aufgerissen. Die Mann­
schaft stürzte in Deckung, der Kommandant befahl, 
hinter dem Straßenbahnzug vorzugehen. Da begann 
der Wohnturm zu sprechen. Den Angreifern schlug ein 
Feuerstoß entgegen. Der Vorstoß mußte aufgegeben 
werden. Der Kampf um die Sandleiten hatte begonnen. 

* 
Die Kreitnergasse und die Klausgasse sind zwei 

graue Seitengassen der Thaliastraße in Ottakring. 
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Zwei graue Gassen zwischen grauen Zinskasernen, die 
sich nicht von den Gassen und Zinskasernen dieses 
Arbeiterbezirkes unterscheiden. Sie beginnen beim 
Gürtel und ziehen sich bis zum Liebhartstal, grau lieb­
los, freudlos, rechteckig aneinandergereiht, in der 
Hausherrenzeit entstanden, ein Revier des Zinsgeiers .. . 
Dort aber, zwischen Kreitnergasse und Klausgasse, be­
fand sich das Herzstück der Ottakringer Arbeiter -
das Ottakringer Arbeiterheim, unter Franz Schuhmeier 
gebaut, von Albert Sever geführt. 

Der Plan, das taktisch überhaupt nicht zu ver­
teidigende Arbeiterheim zu besetzen, war höchst ein­
fach. Man konnte durch die Nebenhäuser ungefährdet 
vorgehen, die Besetzung konnte nur die Sache von 
einer halben Stunde sein. Am Nachmittag erschien ein 
Alarmbataillon, drei Kompanien zu drei Zügen. Die 
Plänkler zogen sich zurück. Wenn die Roten nicht die 
Telephonleitungen abgeschnitten hatten, konnte man 
in einer Viertelstunde die Erfolgsmeldung erstatten. 
Als die Alarmkompanien in die Kreitnergasse und 
Klausgasse vorntießen, schlug ihnen ein Feuersturm 
entgegen. Neue Alarmabteilungen wurden , geholt, 
Sturmkorps und Bundesheer mit Minenwerfern und 
Artillerie. Zwei Tage und zwei Nächte hielten die Ver­
teidiger des Arbeiterheims der übermacht stand. Der 
Kampf um Wien war entbrannt. Der Februar 1934 
hatte begonnen. 

* 
Wo die Hänge der Hohen Warte zur Donau · ab­

fallen, steht eines der größten Baudenkmäler der 
Ersten Republik: - der Karl-Marx-Hof. 
Einen Kilometer ist er lang, wie ein Riese, 
der die Arme ausbreitet, liegt er dort. Ein 
Denkmal, das seinen Bewohnern, hunder­
ten Familien, Schutz und Obdach gibt. Der 
Karl-Marx-Hof war unseren Gegnern von 
jeher ein Dorn im Auge. Er war zu groß, 
zu mächtig. Schon während d12s Baues 
verbreiteten sie das Gerücht, der Karl­

Marx-Hof stürze ein, falle 
zusammen. Und als er nicht 
einstürzte und nicht zusam­
menfiel, schrien sie, er sei 
eine Festung, zu nichts an­
derem als zum Kriegführen 
erbaut. Der Karl-Marx-Hof 
war aber nur ein Haus, das 
seinen Bewohnern Licht, 
Luft und Sonne gab. Er steht 
heute noch, hat allen Stür­
men getrotzt, er ist heute 
noch schöner in seinen war­
men, satten Farben, dem 
hellen Gelb, dem dunklen 
Rostrot, dem ruhigen Blau. 
Wie ein Riese liegt er dort 
mit seinen sechs wuchtigen 
Türmen. 

Als im Jahre 1945 die 
Besatzungsmächte kamen, 
die Amerikaner, Engländer, 
Franzosen und Russen, da 
hatten sie unter anderem 
auch vor, uns die Demokratie 
zu lehren. Vor vielen Jahren 
aber hatten die Bewohner 
des Karl-Marx-Hofes schon 
ein flammendes Bekenntnis 
zur Demokratie abgelegt. Als 
am 12. Fbruar 1934 die De­
mokratie zerschlagen wer­
den sollte, da reckte sich der 
Riese, da schlug er zu. So 
stark waren seine Schläge, 
daß den Gegnern der Demo­
kratie nichts anderes übrig-
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blieb, als auf der Hohen Warte Artillerie auf­
fahren zu lassen. Erst die schweren Batterien , die 
Wohnungen z.erstörten, Frauen und Kinder töteten, 
brachten ihn zum Schweigen. Erst als in Floridsdorf 
der Kampf aufgegeben werden mußte, erst als er auch 
vom anderen Donauufer unter Feuer genommen zu 
werden drohte, schwieg auch er. Damals legte er seine 
große Bewährungsprobe ab. In der Zeit nachher hätte 
man ihn am liebsten niedergerissen. Man versuchte, 
ihm andere Namen zu geben, aber er hat selbst diesem 
Versuch getrotzt. Er ist unser Karl-Marx-Hof ge­
blieben. 

* 
Was im Jahre 1945 in Schutt und Trümmern endete, 

das hatte am 12. Februar 1934 in Wien begonnen. 
Damals hatten die Wiener Arbeiter, als alles, was sie 
in zähem Kampf errungen hatten, ausgelöscht werden 
sollte, zu den Waffen gegriffen. Unter ihnen befanden 
sich auch die Kämpfer von Favoriten, die Männer vom 
Quel1enhof und vom Laaer Berg. 

Der Arbeiterbezirk Favoriten trägt heute noch die 
Spuren des zweiten Weltkrieges und der Besatzungs­
zeit. Nirgends gab es so viele Bombenruinen, nirgends 
geschah während der Besetzung so wenig. Heute noch 
haben viele Häuser keinen Verputz, schauen die rohen 
Ziegeln hervor. Aber überall, an allen Ecken und 
Enden, entstehen auch neue, schöne, farbenfrohe 
Häuser, moderne Wohnhausanlagen, weiträumige Sied­
lungen. Auf dem Südtiroler Platz regen sich hunderte 
Hände, dort wird die modernste Straßenkreuzung 
Wiens gebaut. Gleich daneben entsteht das neue Bahn­
hofsviertel: der neue Südbahnhof, der dem ganzen 
Bezirk ein neues Gepräge geben wird. 

Fast keine Straße, in der nicht gebaut wird. Die 
Favoritenstraße und die Laxenburger Straße, früher 
zwei Vorstadtstraßen, sind zu Geschäftsstraßen ge­
worden, voll von Leben und Verkehr. Ein ganz neues 
Favoriten entsteht dort. Auf der Höhe des L aaer 
Berges lichten sich die Nebel. Die Stunde scheint nicht 
f•ern, an der die Sonne durchbricht, und eine Ahnung 
vom nahen Frühling liegt in der Luft. 

Und das ist der Trost, den dieser Tag, der aussieht 
wie damals, spendet. Wofür die Kämpfer vom Februar 
gefallen sind, das ist zurückgewonnen, gefestigt und 
gesichert. An einem Tag wie heute sind die Arbeiter 

von Wien aufgestanden, an einem Tag wie heute 
werden die Arbeiter von Wien vollendet haben, was 
die Kämpfer vom F ebruar begannen: den Kampf für 
ein freies Wien, für ein besseres, schöneres Leben. 

Aus de:m. Parla:m.ent 
Wir bringe~ den Auszug aus einer Rede, die Genosse 
Horn in der Budgetdebatte im Nationalrat gehalten hat . 

Wenn im Budg,et des Finanzministers auch Beträge 
enthalten sind für Entschädigungen von Geschädigten 
der Kriegs- und Nachkriegszeit, so muß in diesem Zu­
sammenhang vor allem auch auf die große Zahl jener 
politisch Geschädigten der Jahre 1933 bis 1945 hin­
gewiesen werden, für die wir zwar Fürsorgemaßnah­
men beschlossen haben, denen aber eine wirkliche 
Wiedergutmachung bisher nicht gewährt werden 
konnte. 

Wir haben bis zum Abschluß des Staatsvertrages 
mit Recht die Auffassung vertreten, die Wiedergut­
machung für diese Menschen sei Aufgabe des Deut­
schen Reiches. Der Verzicht auf die Forderung von 
Österreichern an Deutschland, den wir im Staats­
vertrag ausgesprochen haben, erlegt uns aber die Ver­
pflichtung auf, diese Wiedergutmachung im eigenen 
Rahmen durchzuführen. Es handelt sich hier v or ·allem 
um den Kreis der P ersonen, die durch das Opfer­
fürsorgegesetz erfaßt werden; darüber hinaus aber 
auch aller jener, die außerhalb dieses Kreises stehen: 
also „Sternträger", ,,U-Boote", im Ausland Internierte 
und Zwangsarbeiter. 

Personen, die in den Jahren 1933 bis 1945 aus ihren 
Berufen und Beschäftigungen verdrängt beziehungs­
weise in der Ausübung ihres Berufes erheblich 
beschränkt wurden, sei es auch, daß sie nach der Be­
freiung im Jahre 1945 ihre frühere Tätigkeit nicht 
mehr aufnehmen oder nur beschränkt aufnehmen 
konnten, oder die eine soziale oder wirtschaftlich 

gleichartige Stellung nicht mehr erlangen konnten 
sowie 

Personen, die in ihrer Berufsausbildung oder in 
ihrer vorberuflichen Ausbildung durch Ausschluß v on 
der erstrebten Ausbildung oder deren erzwungenen 
Unterbrechung Schaden erlitten haben; 

Personen, die im Zuge der Verfolgungen in den 
Jahren 1933 bis 1945 Schäden an Eigentum und Ver­
mögen erlitten haben, und zwar durch 

Zwangsliquidierung von Geschäften, Werkstätten 
und Unternehmungen, 

Notverkauf und Verschleuderung von Wohnungen, 
Geschäften, Werkstätten und Einrichtungen, 

Verlust von Umzugsgut, 
Zwangsverkauf von Silber, Gold und Wertgegen­

ständen, . 
Konfiskation v on Vermögenswerten aller Art, 
konfiskatorisch und zu Unrecht eingezogene Sonder­

steuern und Abgaben, wie Reichsfluchtsteuer, Juden­
verkehrsabgabe, Geldstrafen und Bußen aller Art; 

Personen, welche im Zuge der Verfolgungen der 
Jahre 1933 bis 1945 ihre Wohnungen und Geschäfts­
lokale (Miet- und Bestandsrecht) verloren haben, in 
Österreich zumindestens ab 1. Jänner 1955 wiederum 
ihren ordentlichen Wohnsitz haben und weder ihre 
früheren Miet- und Bestandsrechte wieder erlangt 
oder n eue gleichwertig,e erworben haben. 

·Für diesen nicht unbedeutenden Kreis von Geschä­
digten müssen wir uns annehmen, denen eine wirk­
liche Wiedergutmachung bisher nicht gewährt wer­
den konnte. 
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Vor fünfaehn Jahren, am 3L Jänner 1943, kapitu­
lierte die 6. deutsche Armee und Teile der 4. Panzer­
armee sowie em1ge italienische und rumänische 
Truppenverbände unter dem Oberbefehl des General­
feldmarschalls Paulus im Raum von Stalingrad. 

Der Kampf um diese populärste Stadt des zweiten 
Weltkrieges, die ein Symbol werden sollte und ein 
Wendepunkt wurde, dauerte seit .dem Frühsommer 
1942: Im Mai hatten dte deutschen Truppen die im 
Dezember 1941 verlorengegangene Halbinsel Kertsch 
zurückerobert und in der Schlacht bei Charkow die 
Donetzfront als Ausgangsbasis einer neuen Offensive 
gesichert. Die H eeresgruppe Süd stieß am 28. Juni 1942 
von Charkow-Kursk nach dem Osten vor; ihr Auf­
trag lautete, zu den Erdölfeldern im Kaukasus. vor­
zudringen und andererseits die Stadt Stalingrad zu 
nehmen ,und damit die sowjetischen Nachschublinien 
auf dem Wolgastrom abzuriegeln. Am - 7. Juli wurde 
Woronesch, am 24. Juli Rostow erobert und damit die 
Front an den Don vorverlegt. Aus der 6. deutschen 
Armee (Paulus), aus der 2. ungarischen .und der 
8. üaUenischen Armee wurde die Heeresgruppe B ge­
bildet, die am 24. August vom Don zur Wolga vordrang 
und ihr westliches Ufer nördlich von Stalingrad er­
reichte. 

Die Stadt und ihre Industrieanlagen wurden von 
den sowjetischen Truppen hartnäckig verteidigt. Um 
jeden Häus,erblock fanden erbitterte Kämpfe statt. 
Am 30. Oktober waren zwei DriUel von Sta1ingrad 
- ZJerschossene Ruinen und Bombenkrater - in deut­
scher Hand, dann stockte die Offensive. Es war weder 
der Heeresgruppe A gelung,en, vom Kaukasus bis an 
die persische Gr,enze zu stoßen, noch den Heeres­
gruppen Mitte und Nord, ihren Angriff fortzusetzen. 
Dazu operierten zehntausende sowjetische Partisanen 
im Rücken der deutschen F,ront und bedrohten die 
Nachschublinien. 

Am nördlichen Donuf.er und südlich von Stalingrad 
setzte bereits im Spätherbst 1942 die Sowjetarmee 
unter den ·Generalen Rokossowski und Jeremenko zur 
Gegenoffensive an. 

Dazu kam die Tatsache einer zweiten Front, die 
vorerst in Nordafrika verlief: Am 23. Oktober 1942 
überrannte die britische 8. Armee unter Montgomery 
Rommels Afrikakorps bei El Alamein, am 7. Nov-ember 
landeten fünfhundert amerikanische Schiffe unter dem 
Befehl des Generals Eisenhower in Marokko und 
Algerien. Der Vorstoß der Alliierten gegen die -euro­
päischen Mittelmeerländer war eine Frage weniger 
Wochen. 

Am 19. November durchbrachen überleg,ene sowje­
tische Panzerv,erbände ·die Front der 3. und 4. rumä­
nischen Armee, die die Flanken der 6. deutschen 
Armee bei Stalingrad zu sichern hatten, aber völlig 
unzureichend ausgerüstet waren. Am 21. November 
v,ereinigten sieb die sowjetischen Truppen im Don-
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bogen westlich von Stalingrad und hatten damit die 
Heeresgruppe Paulus (284.000 Mann) in einem Kessel 
eingeschlossen. Um diese Zeit wär-e es noch möglich 
gewesen, den Umfassungsring nach Westen zu durch­
brechen und die eingeschlossenen deutschen und 
rumänischen Truppen zurückzunehmen. Aber der Be­
fehl Hit1ers lautete: ,,Stalingrad ist unter allen Um­
ständen zu halten." 

Der „Völkische Beobachter" begründete diesen 
„FühDerbef-ehl"' mit der industriellen Bedeutung 
Stalingrads und dem verkehrstechnischen Wert der 
Wolga für die sowjetischen Truppen. Eine armselige 
Propagandalüge, denn Stalingrad war ein Ruinenfeld 
und der Wolgastrom zugefroren und für lange Monate 
nicht schiffbar. Die Wahrheit: Stalingrad war ein 
Symbol, Hitler hatte „versprochen", -es zu halten, es 
ging um· das Prestige eines Führerwortes. Einer 
romantischen Phrase zuliebe wurde eine Armee ge­
opfert. 

Die Heer,esgruppe Don (Feldmarschall von Man­
stein) versuchte, von Südwesten her Entsatz zu brin­
gen, kam aber· nicht weiter als bis auf 48 Kilometer 
vor Stalingrad. Am 17. Dezember 1942 rollte ein neuer 
sowjetischer Angr.iff die Front der 8. italienischen 

Armee auf und riegelte damit den Stalingradkessel 
hermetisch ab. Zugleich brach ein harter Winter her­
ein und behinderte alle Aktionen, Nachschub für die 
eingeschlossenen Truppen herbeizuschaffen: Weder 
Munition noch Verpflegung und Medikamente standen 
in ausreichender Menge zur Verfügung. Die 6. Armee 
nahm, von Kälte und Hunger zermürbt und unter dem 
Druck der pausenlosen sowjetischen Angriffe, ihre 
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Westfront auf das Stadtgebiet von Stalingrad zurück 
und versuchte sich dort zu verschanzen. 

Noch ,einmal bat Paulus das Führerhauptquartier 
um die Erlaubnis zu einem Durchbruchsversuch der 
6. Armee aus dem <immer enger werdenden Kessel von 
Stalingrad, noch einmal erhi,elt er von Hitler eine 
brüske Absage und den strikten Befehl, die Stellung 
zu halten. Dieser Befehl war angesichts der Sachlage 
glatter Mord an 150.000 deutschen Soldaten, von denen 
die Mehrzahl aus Österreichern bestand. 

Dadurch, daß die 6. Armee nicht mehr als das 

Anne Frank 
In den zwölf Jahren, die wie tausend währten, erschienen 

Hauptwerke der deutschen Literatur im Ausland, und erst 
Jahre nach dem Krieg wurden sie ins Bildungsbewußtsein 
aufgenommen. Diese Krisenjahre der deutschen Knlt.•ir sind 
noch nicht abgeschlossen, wie neuerdings ein umgekehrter 
Parallelfall beweist. Ein im wesentlichen Deutschland zu­
gehöriges document humain, das Tagebuch der 13jahrigen 
Anne Frank, kennen heute schon viele Hunderttausende. Es 
sind die Aufschreibungen eines Schulmädchens. das under­
ground in einem Amsterdamer Hinterhaus mit sieben anderen 
Personen zwei Lebensjahre, bis knapp nach dem 15. Geburts­
tag, verbrachte. Die Versteckten wurden im August 1944 
aufgestöbert, deportiert, und nach acht Monaten Angst, Hun­
ger und Schmerzen starb Anne mit Mutter und Schwester in 
Bergen-Belsen an Paratyphus, zwei Monate, bevor Holland 
erlöst wurde. Nur der Vater ist zurückgekehrt, der liebe Pim. 
wie ihn das Kinderbuch nennt. Die Wohnung wurde von der 
Gestapo selbstverständlich ausgeraubt, aber zwischen alten 
Zeitungen fand sich später Annes Tagebuch, das die Eltern 
immer fürchteten, das Kind aber nur um den Preis seines 
Lebens hergeben wollte . Diesen Zoll hat Anne bezahlt. und 
erschütternd steht unter den Photos des Kindes in der Welt­
presse ungeschrieben das bittere Wort: What price glor:v ! 

Sieht man in diese Kinderaugen, die Ferne haben und von 
Schmerzen im voraus beschattet sind, so wird man am Ende 
des Tagebuches von zwei Sätzen besonders getroffen. Einmal 
schreibt Anne: ,,Ich w ill noch fortleben nach meinem Tode"; 
und ein anderes Mal : ,.Wenn mich Gott am Leben läßt , werde 
ich mehr erreichen, als Mutter je erreichte. Ich w erde nicht 
unbedeutend bleiben. Ich werde in der Welt und für die 
Menschen arbeiten! " 

Der Tod, von dem Anne spricht, ist nicht der des Lagers . 
Versteckte haben den unsichtbaren Tod zum Lebensgenossen, 
er ist da, nicht bloß, wenn er roh die Türen einschlägt - er 
rauscht erschreckend im Wasser des WC. wenn zu stark ge­
zogen wird, er knistert nachts in den Wänden des Hinter­
hauses, er · tappt in den Schritten harmloser Passanten auf 
den Treppen, er schrillt in der irrtümlich gezogenen Haustür­
schelle: er ist immer präsent. Aber diesen Tod meint Anne 
nicht, sie denkt an den Tod nach einem langen, tätigen, wirk­
samen Leben, und dann sich der Unsterblichkeit einorä<ren -
dieser echte Künstlertraum ist schon der knapp Fünfzehn­
jährigen au~gegangen, zugleich mit ihrer Lebensaufgabe, den 
Menschen die Helferin, Erzieherin, Freundin zu sein, die sie 

Stadtg,ebiet von Stalingrad besetzt hielt, standen ihr 
kaum noch Flugplätze zur Verfügung, die als Ver­
sorgungsbasen in Frage kamen. Hungrig, frierend, 
erschöpft hielten die Soldaten aus, ungläubig hörten 
sie di.e leeren Versprechungen und bombastischen 
Radioreden ihrer Führer, apathisch nahmen sie zur 
Kenntnis, daß die deutsch-italrenische Afrikafront 
zusammenbrach und Roosevelt und Churchill in 
Casablanca (14. Jänner 1943) die bedingungslose Kapi­
tulation der Achsenmächte forderten, daß daraufhin 
Hitlers Wut und Haß noch weiter anstieg. (,, Ich hö,re 
grundsätzlich immer erst fünf Minuten nach zwölf 
Uhr auf. ") Für di,e Stalingradkämpf.er schlug ·es „zwölf 
Uhr", als ,es der Roten Armee gelang, am 27. Jänner 
e inen Keil durch das Stadtzentrum von Sta1ingrad zu 
stoßen und dadurch den von den deutschen Truppen 
gehaltenen Raum in zwei Teile zu spalten. 

In einem letzten Telegramm an Hitler schilderte 
F eldmarschall Paulus di,e v,erzweifelte Lage der 
6. Armee. Die Antwort bestand in wüsten Drohun­
gen ... Kriegsgericht, Degradierung, Todesurteil. Am 
31. Jänner 1943 ,ergab sich Paulus den Russen, am 
2. F,ebruar folgte Generaloberst Strecker mit dem Rest 
der 6. Armee. Von den 284.000 Mann, die im Kessel 
eingeschlossen gewesen waren, marschierten 90.000 in 
die Gefangenschaft. 29.000 Kranke und Verwundete 
waren noch aus Stalingrad herausgeflogen worden. 
146.300 Gefallene lagen zwischen den Häuserruinen 
der Stadt und an den schneebedeckten Ufern der 
Wolga· - hingeopfert für ei,ne Phrase. 

Die Niederlage von Stalingrad war der Wendepunkt 
des Krieges. Sie leitete die Serie von Rückschlägen 
Hitlers ein, die bis zum Kriegsende andauern sollte. 
Sie brachte ihn auch in einen Gegensatz zu seinem 
eigenen Offizierskorps, der im Attentats,versuch vom 
20. JuLl 1944 seinen sichtbaren Ausdruck fand. 

Wir wollen heute nicht von dem unermeßlichen 
Lei,d sprechen, das den Gefangenen von Stalingrad 
widerfuhr. Wir wollen auch nicht zum Verhalten des 
Feldmarschalls Paulus Stellung nehmen, der später 
in Moskau ein Nationalk:omitee „Freies Deutschland" 
gründete; unser Artikel ist ausschließlich den Toten 
gewidmet, die dem blutigen Dilettantismus eines 
Diktators geopfert wurden. Mögen sie in Frieden 
ruhen! 

im eigenen Leben vermißte. ,,Arbeiten für die Menschen", die­
sen Auftrag hat sie nun, unwillentlich und unwissentlich, 
ihrem Tagebuch überlassen, denn über alles Zeitgebundene 
hinaus schrieb Anne, wie man in Amerika mit Recht sagt, 
ein klassisches Bekenntnisbuch der modernen Pubertät. 

Fünfzig Jahre nach Wedekind, und manchmal in Sätzen 
von nicht geringerem zauber keuscher Liebe und Angst, er­
lebt ein zartes Geschöpf die Wunder und wunden, die jeder 
Pubertät bestimmt sind in dem Reifezustand einer neuen 
Generation, die ihre Elternkonflikte bereits auf der Höhe der 
Freudschen Forschung austrägt. Und da die Konflikte zwi­
schen der Tochter und der Mutter, zwischen dem Back;fisch 
und den Erwachsenen durchaus normal sind, hier aber einmal 
in fast täglichen zwanglosen Niederschriften aufbewahrt und 
nicht Jahrzehnte später aus der fälschenden Rückerinnerung 
reproduziert werden, ist wie von selbst ein Buch entstanden, 
das die Mission, zu der sich Anne berufen fühlte, erfüllt: es 
hilft der Welt und den Menschen. 

Denn wie viele Erwachsene müssen sich nicht beim Lesen 
dieses Kinderbuches in ihrer ganzen Erwachsenheit beschämt 
durchschaut fühlen. Wie viele haben wahrscheinlich - nein, 
ganz gewiß - Kinder durch den überheblichen Erwachsenen­
dünkel, der das Kind nach Jahren und Zentimetergröße mißt, 
verwundet. Wie sehr machen wir uns schuldig, wenn ein Kind 
sein wahres Wesen vor uns Erwachsenen verstecken muß , 
weil ihm seine Wahrheit nicht geglaubt wird , der heilige Ernst 
der wunderbaren Menschwerdung. Und wie selten gelingt 
einem Kinde die Flucht aus der prosaischen Umwelt in eine 
Freundschaft, um seine Seele vor den Eltern zu schützen, um 
nicht durch verlangte, erwartete Kinderlustigkeit sich von 
der Entw ickltmg seines reinen Selbst abdrängen zu lassen. 
Als Unterdrückte spricht Anne zu uns im Namen aller jungen 
Geschöpfe, die sich durch die Pubertätskrise durchkämpfen, 
aber da sich diese zweijährige Krise außerdem in einem 
Schlupfwinkel von Bedrohten auswirkt, sind Glück und Leid 
des Allgemeinmenschlichen den E rschütterungen einer 
doppelt qualvollen Existenz a'usgesetzt. 

Anries Tagebuch ist aber kein Kriegstagebuch von Anfang 
an, es ist es erst dadurch geworden, daß die Eltern mit den 
Töchtern Margit und Anne (Frankfurter Juden, die 1933 nach 
Holland emigrierten) einen Monat nach Beginn des Tagebuchs 
im Juli 1942 ihre Amsterdamer Wohnung verlassen mußten 
und sich im Hinterhaus des väte rlichen Geschäfts einsperrten, 
aufopfernd von ihren holländischen Angestellten versteckt, 
versorgt und beschützt. Nicht die Not des Untergrundlebens, 
die Not des kleinen Seelchens, sein Bedürfnis nach voll-
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Djilas und -wir 
Diese Stellungnahme ist keine politische Analyse 

der Hintergründe und der beabsichtigten Auswirkungen 
des Prozesses. Sie ist Ausdruck der Empörung dar­
über, daß in unserer Zeit ein Mensch angeklagt wird , 
weil er ein Buch geschrieben hat und im Gefängnis 
verschwinden soll, damit er keine weiteren Bücher 
schreibt. 

Und das in einem Land, das fortschrittlich sein 
will, in dem aber in Wahrheit die schwärzeste Reak­
tion der Gedankeninquisition nach wie vor herrscht. 

Der Artikel ist darüber hinaus Aufforderung an 
alle, die gleich denken und fühlen, ihrer Empörung 
Ausdruck zu verleihen, wo und wann immer es mög­
lich ist. 

Der frühooe Vizepräs·~dent J'Ugoslawi,ens wurde zu 
einer Gefä:r1igri.1S'stralle von 1sl1E!ben Jalhren verurteilt 
auf Grund ,einer Anikl.aigre, di-e in kerim.em fricien Land 
der Welt erhoben woride111 wäre., und dem Urteil wur­
den Bes1limmung,en ,ei,nes Stmfgesetzes 1unterstellt, die 
in keinem Rechtsstaat ,angewendet wü'Dden. 

Steben J ,ahrie Gefäng,111is .nach einem Proz,eß =ter 
Aussch1uß der Öffentli,chIDeilt „wegiern Verleunn,dung der 
Jugoslawischen Volksrepublik und ihrer verf.as-s-1NJ.gs­
mäßigen Eintichtung•en" ! 

Zugestan,den,ermaßen 18.ind ,es si1eben Jahre Gefäng­
rui,s für d~ Veröff.entliciruwn;g eines Buche:s, das s:kh 
m:it theoiretilsohen Probl-e.men der Gesefl.1s,ohaftskri.tik 
beschäftigt, ohne skh mit aktue.ll1en Fraigen der j11J:go­
slawilsohen linnenpo:Htiik überihaupt zu befass.en. 

Erst jün,g1st hat der Oberste Gerichtshof ·1n den 
V,er,eillligten Staaten :in ,grurn-dlegenden Enrtscheidungen, 
mit denen eine Reihe von Urteilen unterer Gerichte 
.gegen dile Führ.er der KommU111iJstilschen Partei der 
USA aufgehoben Wlll'ldern, festgestellt, ,daß d,ile V.er­
foohtung ,einer TheorJ,e ,erst dann ,aws Angriff geg,en 
Verfa.ssungscinrichrtruin;gren quali.fizilert wer,den kann, 
wenn dlie öffentltche Propag~er!Uillg der Theorie un­
mirttelbare GewaJ.tanw,enidung ,g,egen di,e Verfassung 
auslöst. · 

Der Staatsanwalt dm Prozeß 1g,eg,en Dji'la,s konnte 
niciht die Spur eill1!es Beweises dafür ,antreten, daß 
sokhe Vorauss•etzungen -im Fa1:le des Buches „Die neue 
Kiasse" vor.gelegen wären. Das Gericht hiat v,erurteil.t, 

kommener Aussprache bringt Anne auf die Idee des Tage­
buchs. Seine Originalität besteht darin, daß Anne in der 
grenzenlosen Einsamkeit einer überempfindlichen und über­
begabten Kindheit die Aussprache, die sie im Leben mit 
herzensguten Eltern, einer älteren Schwester, dreißig Be­
kannten und einem „Gefolge von Anbetern" nicht findet, 
durch eine fingierte Aussprache ersetzt. 

Das „Du", ohne das es im Leben keine Hoffnung gibt, er­
findet sich Anne, um nicht hoffnungslos zu leiden. Schon am 
achten Tag des Tagebuches, das sie an ihrem 13. Geburtstag 
im Juni 1942 beginnt, fragt sie sich nach dem Sinn ihrer Tage­
buchführung und entdeckt jetzt erst, daß es eine Flucht aus 
ihrem Alleinsein ist. Die langersehnte Freundin fehlt, eine 
Phantasiefreundin mit notgedrungen konventionellen Zügen 
will sie nicht erfinc;jen, und daher macht sie das Heft auf 
ihrem Tisch zum Menschen, nennt es Kitty und schreibt an 
das Papier die Briefe, die ihr Buch ausmachen, nie die Brief­
form verlassen und immer leidenschaftlicher zu Briefen an 
einen teilnehmenden Menschen werden. Denn daß Kitty nicht 
wirklich ist, übersieht der Leser völlig. Kitty wächst wirklich 
mit Anne zusammen, wird vgn den Beichten und Hoffnungen 
des Kindes mit Menschentum gefüllt, ist der neunte in diesen 
Hinterhauszimmern und gleichzeitig der Mensch, der außer­
halb aller Vorgänge des täglichen Lebens ihr Ohr und Auge 
geworden ist. 

Dieses Hinterhausleben wird von Anne so dicht beschrieben, 
wie acht Menschen eng aneinanderwohnen, in denen die ge­
meinsame Gefahr den Egoismus steigert, den täglichen 
Gewohnheiten die Todeszüge des Unwirklichen, harmlosen 
Marotten groteske Grimassen nachzieht. Der Kampf um ein 
Bett, einen Stuhl, einen Tisch, die Wahrung eines Geheim­
nisses, die Erschöpfung durch die wechselseitige Belästigun,g 
wird durch die positive Bereitschaft aller kompensiert, die 
untätigen Tage, Wochen, Monate, Jahre durch eine feste 
Zeiteinteilung, vernünftige Hausordnung, durch Arbeit, 
Lektüre, Weiterbildung der Kinder aufzufüllen. wechselnde 
Stimmungen, Aggressionen, Liebesbedürfnis, Arger an den 
Tagesgewohnheiten des Mitmenschen erhalten das Leben 
lebbar, wie ja auch in den Lagern die täglichen Wutaus­
brüche die einzige Abwechslung waren, die sich die Ein­
gesperrten gegenseitig bieten konnten. Mit einem erstaun­
lichen Verständnis für die Schwächen des Menschen und mit 
einer noch erstaunlicheren Besorgnis für die charakterliche 
Fortentwicklung der anderen eingesperrten beiden Kinder 
stellt Anne dieses Milieu von Bedrohten nicht weniger 
anschaulich, ja noch drastischer dar als Hersey. 
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weil fTei1e Gedanken iJn keiler Form zu .Papi.er ge­
bracht w1.rnden; ,es hat einen Menschen v,erurteilt, der 
seine Gedanken ausgesprochen hat, der das getan ihat, 
was Menschen -tun, s,eit es men:s-ohlichen Fortschritt 
.gibt, u.nd was M·enschen tun werden, solange es 
menschlichen FoT'tscihritt geben wird. 

Es mag sein, daß in Jugos:lawiien diie Z.eit des 
finsteren tota1itären Te;rrors . vorbei d.,st. Mit dem 
dritten Prozeß Djilas hat das ,gegenwär,tige Jugosla­
wien j,edenfo11s bewi-esien, daß es eine Periode finste11er 
Reakt1on durchlebt. 

Man müßte zurückgehen .iln di,e Zei,ten zarusti!s,chen 
Sefüstherrschertums, vo·rmärzliciher Reaktion in öster­
relioh und vor:revolutiünär,er Rechtlosigkeit in Fr-an,k-
1·eich und England, um eine ,g1'ei-ohweritiige mstoni:sche 
Paral1e1e zum Prozeß Djtlas zu finden. 

In eilnem Staat mit :sokhen Gesetzen, wre sie in 
J,ugo,slaw1en gelten, gibt •es •kleine wilrk,s•ame Verteddli­
,gulilg eines Angeklagten, d1e di,esen Namen ver,dilent. 

Es ist niicht das erstemal, ,daß d.ie Weltöffen:tlich­
keit die Aufgaben der Verteidligung übemehmen muß, 
wo den berufsmäß,i,g,en Verteidig,em keine Möglkhk!eit 
mehr gegeben ist, ihre Aufgabe mit Aussicht auf Er­
folg 2fü erfüllen. 

Aus dem A.nigeklagtern Milov.an iDj·tLas ist wli·eder 
der politische Strafgefangene Millovan Dji1as g,ewor­
den. Milovan Dj.i1as, ill1 ,s,ei:ne.m Prozieß des Sc.hut:res 
jed~;r wlirksamen V,erteidig,ung beraubt, steht jetzt nur 
noch UJnter dem Schu1z der 1i1nternationalen öfllent­
liichen Meinung . 

Zu 1hr trägt auch Österreichs Öffentlichkeit bei. 
Ich mache in diesem Z,usammenhang fo1gende Vor­

schläge: 
Die jugoslaw.is·che Regdierung muß wissen, daß das 

lnteres,s,e aim Schicks,aJ. von 1\/lii'.lovan DjUas ,iJn . der 
Weltöffentlichikoelit ndcht nachlass,en wi.rd, so1a1111ge das 
.schändliche Urteil vom 5. Oktober 1957 aufrecht iist 
u:nd Djfi,as .in Harft bleibt. 

Es wird d1e Aufgabe fl'leilheiUich ,gesinnter ,aus-

Die Fremdheit, an der Anne leidet, die Bodenlosigkeit, in 
die das Kind keinen Anker versenken kann, ist die Mutter, 
Der Psychoanalyse ist der Vaterkonflikt der Söhne so gut 
wie der Mutterkonflikt der Töchter bekannt, und für die 
Wissenschaft ist diese Spannung so normal wie jene . Neu und 
heutig in Annes Pubertätsbekenntnissen ist die Offenheit, mit 
der sie den Konflikt, den Kinder meistens verdrängen und 
erst viel später aus einer Analyse erfahren, in allen Phasen 
erleidet, selbst zergliedert und überwindet. Ihr Mutterkonflikt 
wird nicht durch die Liebe zum Vater kompensiert - dem 
sie sich näher fühlt, keineswegs nahe -, sondern durch das 
Fehlen der Mutter, die ein so besonderes Kind braucht. Den­
noch will sie vom Vater nicht als Tochter, sondern als Anne, 
das heißt als Mensch jenseits des Elterlichen, geliebt werden. 
Ihre Auseinandersetzungen mit der Mutter halten sich völlig 
im Normalen der Mutter-Tochter-Spannung, die nicht von der 
Mutter ausstrahlt, sondern von Annes Zentrifugaltrieb, der 
Schwester Margot offenbar fehlt. Die Mutter ist durchaus 
Mutter mit allen Fehlern des Menschentums, eben nicht die 
ideale Mutter, die ein solches Kind braucht und träumt. 
Natürlich geht die Spannung weit in die Jugend des Kindes 
zurück, nur daß in der Enge der Zufluchtsstätte ihre Dynamik 
ganz anders herausgetrieben wird, wunderbarerweise aber 
auch in diesem schnellen Reifeprozeß der zwei Hinterhaus­
jahre die Objektivität der Tochter den Konflikt mit der 
Mutter zurücknimmt. Anne betrachtet „sie nur als Mutter, 
aber für mich ist sie nicht »die« Mutter . Ich selbst muß meine 
Mutter sein". Das ist wohl die erstaunlichste Konsequenz, die 
eine Dreizehnjährige aus ihrer Trauer zieht, daß sie sich ein 
Frauen- und Mutterideal formt und sich vornimmt, es zu 
leben, um aus seiner Fülle den Menschen Trost und Rat zu 
bieten. 

Die Wende in diesem Verhältnis erfolgt im zweiten Jahr 
des Tagebuches. Anne lehnt es eines Abends ab, statt, wie 
gewöhnlich, mit dem Vater mit der Mutter zur Nacht zu 
beten. Erschüttert „und mit entstelltem Gesicht" wendet sich 
die Mutter ab, und Anne erwacht, wie sie der hörsamen Kitty 
sofort schreibt, in der Erschütterung einer Sünde, die doch 
Schuldlosigkeit ist, denn sie kann ihr Recht auf eine Mutter 
nicht aufgeben, die alles ernst auffaßt, was das Kind bewegt. 
Weniges in der Kinderliteratur dürfte so erschütternd sein 
wie dieses unbedingte Verlangen eines Kindes, seinen Ernst 
mit jemandem zu teilen. Und wie die Mutter zu ihr, kann sie 
zur Mutter das rechte, das liebende Wort nicht sprechen, ja 
sie bringt nicht einmal mehr, wie bisher, den Namen Mams 
über die Lippen, verstellt das unaussprechbar gewordene 
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länclischeir Juristen sein, Mlittel und Wege zu finden, 
um der jugoslawischen Str.afvollmugsbehörde dieses 
Interesse unaufhörlich vor Augen zm fuhren. 

Diie internationaie Öffenitliahkeit wird über die em­
sahlägig,en Bestimmunig,en der jl\.1Jg'os1awtLschen Str.af­
vollzugisgesetzgebung und ülber den j,eweirtg,en Q["t der 
Anhal1J1mg Dj,iJas zu orie:niüer,ern sein. 

Juristende1egatiornen ,aus a,nderen Lä:ndeni weriden 
nach Jugoslawien fahren und Z1UJtvitt Z'll Mi1ovian Djilas 
verlang,en müssen. 

Djilas muß das Recht haben, Besuche zu empfan­
g.en, die sich von der Mens,chenwüridig~eit ,seinier 
Unterbr.i,n,gun,g überzeug,en weroen l\.lJild kontrollieren 
können, -ob ,er als polittscther Ge:Ean,gener s-o behandelt 
wd,rd, w;i,e es den ilnteITJJationa1'en Gepflog.eniheiten Ulld 
den Grundsätzen der Menschenrechtskoo:w·entfon der 
V,er-einten Nationen entspricht. 

Möglichst v&ele Menschen ,sollen Djtilas 11egelmäßig 
schreiben. 

E:s ,sollen dihJm Bücther und :ander,e Gesc!henk­
sendung,en .g,eschiokt weriden. 

Em i:ntern,ati-onale,s Jruriiste:nilmmilt·ee zurrn Schutze 
MiJovan Djil.as soll iim Ehwernehmen mdt s,eiineir Frau 
d!ie Weltö:ffentLichkeit über den Gesundheitszrustand 
und das Befinden von Dji1ais ,auf dem 1auf.endien halten 
und feststellen, ob und was ziur Unterstützun,g s:emer 
A'l11gehör.i,gen ,getan w~d,en kanin. 

Man darf es den jugos1awi,scJ-ien Behörden, df.e 
hoffen, Djilas ,auf Grund des neuen Uirtei'1s endgültig 
v,erschwinden zu lassen, n.icht ·bequem machen. Siie 
dfufen dm Ziel nicht erreic!hen. 

Die j,ugos!.a,wdsche Regi,er:un.g und ihr Ge:fiang.ener 
müssen w1ss,en, daß Djilas m ,seinem Kampf uo:n das 
frete Wort nie mehr ,a:UeLn stehen wwd. 

JUJgos1awi.en li:e:gt an lml1ru,reUem ,und g1eiJSti-g,e1111 
K·ontakt m~.t de:m westlichen Aus,Land. Niemand wlird 
dem widocspr,echen, soJan.g,e es kein k:u.ltwieller E'iin­
bahnv,erkehr wirid, sondern ,echter ,ge.ilsti,g,er Austausch 
gewährlei.s.tet i,st. 

Im \"er,g,angenen Jahr hat a1s Ga,st der WLener 
Ju11istischen Ges,eilschaft ein La1bacher Hochs,chuJ­
profes·so,r über ju:goslawiisahe Verfassung:sprobleme :g.e­
spvochen. 

V:o;r den .soziali,sti,sahen Ja.irLsten ihat vorher ,ein 

Wort zu Mans und möchte doch viel lieber „mit dem kleinen 
Strich an dem »n« die Mutter ehren". Aber ein halbes Jahr 
später hat sich infolge der Loslösung vom Familienschoß die 
Beziehung zur Mutter entspannt, und rücklesend in den Brie­
fen an Kitty versucht die neue Anne die frühere, kindlichere 
zu interpretieren, die auch schon an Stimmungen litt, ,,und 
dann bin ich, bildlich gesprochen, wie ein Taucher unter 
Wasser, der alles verzerrt sieht". Aber in dieses verzerrte 
Sehen vertieft, verspielt sich Anne wie schon als Kind in 
Tagträume, eine Waise zu sein und jetzt schon Mutter sein zu 
müssen: 

Diese Sendung bietet sich ihr unerwartet in der holdesten 
Liebe eines Frühlingserwachens im Hinterhaus, aus dessen 
Dachluken sie sehnsüchtig hinauf in den Himmel schaut, 
stundenlang abends mit Peter, dem Gegenstück zu Anne, 
Sohn der anderen miteingesperrten Familie und wie sie ein 
junges Geschöpf, das auch daran leidet, keine Mutter­
beziehung zu haben. Mit erstaunlichster Klugheit entdeckte 
Anne, nun vierzehnjährig, dieses scheinbar identische, in 
Wahrheit konträre Manko des Schicksalsgefährten als ge­
meinsame Bindung. Aber diese Bindung ist Liebe, und wir 
erleben im Tagebuch, zusammengedrängt in wenigen Mona­
ten, die Phasen, die das junge Geschöpf durchschreitet. Die 
erste Objektwahl wendet sich an das eigene Gesch!Pcht: 
„Jedesmal gerate ich in Ekstase, wenn ich eine nackte 
Frauengestalt sehe, zum Beispiel eine Venus. Das ist etwas 
so Schönes, daß ich an mich halten muß, um nicht zu 
weinen!" 

Die nächste Phase vollzieht sich im Traum. In ihrer freien 
Schulzeit hatte sie sich, zwölfjährig, in Peter Wessel verliebt, 
mit ihrem Wachstum wächst die Liebe und enthüllt sich der 
Schlafenden als Antwort auf die suchende Stimme ihres 
neuen Körpers. Im Traum sagt ihr Peter „ganz sacht und 
leise : »Wenn ich das gewußt hätte, wäre ich schon längst zu 
dir gekommen! « Brüsk drehte ich mich um, weil die Rührung 
i n mir zu mächtig wurde. Da fühlte ich ganz sanft und zart 
Peters Wange an der meinen, und mir war so. wohl, ach, so 
wohl! Al.s ich wach wurde, glaubte ich, seine Berührung noch 
zu fühlen . . . ". 

Wie ein Leitmotiv durchzieht dieser süße Traum die Seele 
und die Briefe des Kindes. Er bedeutet die Wandlung. Durch 
den Traum entdeckt Anne, daß ihre Sehnsucht nach einem 
Jungen geht, nicht nach einer Freundin, entdeckt sie ein 
Glück, einen Lebenssinn und eine Kraft, die sie ebenso deut­
lich in sich wie im Sternengang erlebt. Und da ihr das Schick­
sal einen Speicherkameraden gab, der auch Peter heißt und 

Hochsohu1doz·ent aus Ag11am über F,acihfrag,en einen 
Vortrag ";gehalten. österrelichisc:he J.o,ur,n;alisten werden 
w.iede11holt nach Jugoslawien rei,n,g,eladen. Damit :sei,en 
nUII" einig,e Beispi-ele ang,eführt. 

In Zukunft darf keine v ,emnstaltunig di,eser Art 
vorbeiJgehen, ohne daß österr,ekher 1a-1s Ga,stgeber oder 
Gäste nach .Milovan Dj,ilas fl.1a,g.en. 

Vie1'e österreichische Touris,ten 1besuohen 1in iil1J.1en 
Ferti:en J ,ugo.slawi,en, kommen dort mLt derr- Bevöl.ke­
rung ,in Berührung UIIld sprechen mit Menschen aller 
Bevöl:kenu,ngsschichten. 

Auch d.1ese Landsleute soUen ,s'i.oh i:hrer Ver.ant­
wortung bewußt sein 'UIIlld überall, wo ,es mögHch ist, 
daran -erinnern, daß Dj.ilas, deir S1lr.af.gef,anig1ene Titos, 
von der Welt nicfüt ver:g-ess,en 11st. 

D:Lktaturen smd g,e.gen ,driie öff.entl:1che MeinlllIJJg der 
W,elt lmineswe.gs u,nempfindlkh, ,auoh wenn sie oder 
gerade weil sie :in ihren Ländern keinie öffentliche 
Meiinung du1den. Auch· ,di1e jugos,l,awiiJSohe Regi'.erung 
wi,11d nfoht unempfindlioh ble;i,ben können, wenn den 
Vert11etern iihil1es Landes bei jeder ,siiah bi,etenden Ge-
1eg1enheit di,e Frage: ,,K:ain, wo ,i1st dein Bruder Abel? " 
g,estellt werden wi11d. 

Di,ese Frage ,solange zu .ste11en, bis di,e jugosla­
wisahe Reaktion tihr Opfer w1eder freLgdbt, dazu sind 
alle Emzelpersonen sowi,e kulturel1e und wis,s,e:nschiaft­
liche ll1lstitutionen in öster.r,eioh ,aufge11ufen, die ·in 
Zukunft miit j,u;go,sJawisohen E:inzielper,sone:n oder 
Ins,ti1ru1lionen m V,erbiindun,g treten we11den. 

Das ,soheint mir di1e :s:elbstv,erständlliohe Solida:ri­
täts,pflicht gegenüber einem Mann zu sein, der seine 
ganze P,ersörnJ:icJ-ikedt für W·erte ,eiJnsetzt, die ,auch die 
unseren ,s1ind. 

Es soll das unser Belitrag dazru sein, daß die Worte 
Wahmheit we11den, d'i,e Milovan DjHas ,a:m Ende s,eines 
Buahes „nte nerue Klasse" ,schreibt: 

„W,as immer kommen mag,, di1e Welt wird ·skh 
ändem I\IDd würd .s:i:cih lin der Ric!htuing ,entwiffieln, 
iJl1 we1cher siiie si:ah bisher bew,egt ihat u:nd weiter ent­
wickeln muß - zu größerer Einheit, ~um Fortschritt 
,und zur Freiihei:t. Die Macht der Wkklichlreit und die 
Macht des Lebens sind immer noch stärker gewesen 
.al:s j,ed:e Art von brutaler GewaJ t, W!Jd s,i,e wa~en 
immer noch erfolgreäiaher als j.ede Tiheor1e." 

den sie lieb hat, wird Peter ihre Liebe, ihr Zusammensein 
das Tra1,1mmi;irchen, das sich im Leben wiederhölt. , )Jer 
Traum- und der Tag-Peter, die rdee und der „Ersatz" (al~ 
solchen empfindet sie ihn vor der,n: ersten Kuß), gehen inem:. 
ander . über und spalten sich später_ aus Enttäuschung an dem 
ihr nicht genügenden jungen Menschen. 

Daß nun der Konflikt mit der Mutter zurücktritt, ist natür­
lich. Anne lebt vom Glück der ersten Liebe und des Schrei­
bens: ,,Mit dem Schreiben löst sich alles, mein Kummer 
schwindet, der Mut lebt wieder auf. Aber, und das ist die 
große Frage, werde ich jemals noch etwas Bedeutendes 
schreiben? Ich hoffe es von ganzem Herzen!" 

Für .ihre Entwicklung bedeutet das Schreiben die Erfor­
schung 'des eigenen Ich und die Entdeckung ihrer Doppel­
natur, der „beiden Annen", die selbst wieder zwei verschie­
dene Wesen sind: die älteren, vor der Flucht ins Hinterhaus, 
und die jüngeren, die sich noch immer im Wege stehen: die 
fable convem.ie. des geschwätzigen, vorlauten, unernsten 
Kindes, und die Wahrheit der einsamen, mißverstandenen, an 
ihrer Verstellung bitter leidenden Anne, die in dauernder 
Selbstkritik unter vielen Tränen selbständig wird. 

Aber hier greift das Schicksal ein und gibt den Tagebuch­
blättern, die nur eine Episode der Backfischjahre beschreiben 
wollten, die Fügung eines in sich geschlossenen Romans. In 
einem scheinbar so unhistorischen, entwicklungslosen Zustand 
wie dem eines erzwungenen Zusammenlebens zweier Fami­
lien in einem Versteck hält die innere Zeit den Vorrang vor 
der äußeren, und was jeder Gefangene erlebt, bestätigt Anne: 
das Entwicklungstempo der jungen Seelen im Versteck ist ein 
ganz anderes als das der Erwachsenen. Das junge Mädchen, 
das sich nun selber kennt, hat nun die Geschichte mit dem 
Kind gemein, das am Verkanntwerden so bitter gelitten hat. 
Dieses Mädchen hat das Leiden an den Eltern aus eigener 
Kraft überwunden. Es hat sogar seine erste Liebe über­
wunden, und auch hier kommt ein psychisch so wichtiges 
Moment dem Kind zum klaren Bewußtsein: ihre Beziehung 
zu Peter krankt daran, daß sie ihn erobert hat statt umge­
kehrt . Man sieht, daß der Drang dieses Mädchens immer 
direkt auf das Echte, Richtige, Normale zielt, fort von unse­
rem unechten, unrichtigen, fast immer abnormen und daher 
neurotischen Leben. Dieser Wahrheit fühlt sie sich so sicher, 
daß sie sie der ganzen Menschheit mitteilen möchte. Und das 
ist ihrem ersten Schreibversuch gelungen. Die wahrheits­
getreue Erfahrung einer Pubertät wird zum unschätzbaren 
Erziehbuch von Eltern und Erziehern. 
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Karl Hans Sailer 
Unser Genosse Karl Hans Sailer ist nach langem, 

furchtbarem Leiden, das den erst Siebenundfünfzig­
jährigen seit Jahren gequält, seit Wochen ans Spital­
bett gefesselt hatte, gestorben. Ein Leben endet unvoll- -
endet und viel zu früh, ein Leben, das der sozialisti­
schen Bewegung gewidmet war. Ein Mann ist gestor­
ben, der mit starker Begabung und mit reinem Streben 
unserer Idee gedient hat. Wir haben einen Lauteren 
verloren. 

Karl Hans Sailer war ein Wiener Vorstadtkind, 
seine Leute waren Arbeiter und kleine Angestellte . 
Er selbst war kleiner Angestellter einer Kabelfabrik, 
als ihn Karl Leuthner in der sozialistischen Jugend­
bewegung in der Josefstadt entdeckte. Sein erster 
Artikel in der „Arbeiter-Zeitung" - über Jugend-

probleme in der Partei _.:._ fiel auf. Alsbald wurde er 
regelmäßiger Mitarbeiter der „Arbeiter-Zeitung", dann 
Redakteur des 1927 gegründeten „Kleinen Blattes", 
dann kam er für dauernd zur „Arbeiter-Zeitung". 

Er war kein leichter, oberflächlicher Schreiber; er 
schrieb langsam, gediegen, aufrichtig und schön. Nie 
ein unechtes und nie ein unrechtes Wort. Hier schrieb, 
hier sprach einer, der eine Gesinnung hatte. 

Er war in seinen politischen Auffassungen kein 
extrem-radikaler, aber ein kompromißloser Sozialist. 
Das zeigte sich, als 1934 die sozialistische Bewegung 
gewaltsam unterdrückt wurde: Karl Hans Sailer wurde 
sehr bald der Vorsitzende des ersten Zentralkomitees 
der illegalen sozialistischen Bewegung und leitete sie 
im Lande während der ersten Zeit. Er war der Haupt­
angeklagte in dem großen Prozeß gegen die Revolu­
tionären Sozialisten, der so starkes Aufsehen im In -

(Fortsetzung auf Seite 29) 
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Das deutsche 
Bundesrückerslallungsgeselz (BRüG) 

Auf Grund des deutschen Bundesrückerstattungs­
gesetzes besteht ein Anspruch auf Entschädigung auch 
für die in Österreich erfolgte Entziehung feststellbarer 
V,ermög.ensgegenstände durch das Deutsche Reich 
sowie die Nationalsozialistische Partei und andere 
nationalsozialistische Einrichtungen. 

Personen, denen solche Vermög,ensgeg,ensfände in 
Österreich entzog,en wurden, sind ohne Rücksicht auf 
ihre Staatsl;>ürgerschaft, soweit dem nicht d er Verzicht 
aus dem österreichischen Staatsvertrag entgegensteht, 
anspruchsberechtigt, wenn diese Vermögensgegen­
stände nachweislich nach der Entziehung in das Gebiet 
der BundesrepubHk Deutschland oder Groß-Berlin, 
das heißt einschließlich Ost-Berlin gelangt und nicht 
m ehr vorhainden sind. 

Die volle Tragweite der Bestimmungen des Ge­
setzes wird sich ,erst lim Laufe seiner Handhabung 
erweisen. 

Für Österreicher ist vor allem die Frage der Be­
deutung des Staatsvertrages für di,e Ansprüche nach 
dem BRüG wichtig. Dabei kann aber davon ausgegan­
gen werden, daß auf Ansprüche nach dem BRüG der 
Verzicht aus dem Staatsv.ertrag höchstens dann an­
gewendet werden kann, wenn der Antragsteller sowohl 
am 8. Mai 1945 als auch am 27. Juli 1955 österreichi­
scher Staatsbürger war und übel'dtes am 8. Mai 1945 
in Österreich seinen Wohnsitz hatte. 

In der nationalsozialistischen Ära mußten Gold, 
Silber und andere Wertg,egenstände an das Wiener 
Dorotheum abgeliefert werden, das in sehr vielen 
Fällen die Übersendung nach Berlin vornahm. Die 
Aufzeichnungen hierüber sind größtenteils noch vor­
handen. Interessenten mögen daher beim Dorotheum 
unverzüglich nach dem Schicksal der in Frage kom­
menden Vermögensgeg,enstände Erkundigungen ein­
ziehen. 

Auch österreichische Bankinstitute verfügen über 
Nachweise über die Entziehung und Verbringung 
von Juden .gehörig·en Vermög,ensg.egenständen nach 
Deutschland oder Berlin, insbesondere von Wert­
papieren. 

Bankguthaben wurden wohl in der Regel bereits 
in österr.eich liquidiert. Wenn der Saldobetrag dann 
nach Deutschland geschickt wurde, besteht kein Ent­
schädigungsanspruch, da Geld kein „feststellbarer 
Vermögensgegenstand" im Sänne des Gesetzes ist. · 

Nur in Fällen, in denen ein Guthaben als Ganzes 
unliquidiert nach Deutschland verbracht wurde, 
kommt die Geltendmachung eines Anspruches in 
Frage. Dies scheint insbesondere der Fall bei Post­
sparkassenkonten gewesen zu sein, da nach dem 
sogenannten Anschluß die deutsche Postsparkasse in 
Berlin anscheinend sämtliche (also nichtjüdische und 
jüdische) Konten der österreichischen Postsparkasse 
übernommen hat. 

Für Umzugsgut (Liftvans), welches von Österreich 
nach ei.nem deutschen Hafen gebracht und dort be­
schlagnahmt wurde, besteht ein Entschädigungs­
anspruch, auch wenn das Umzugsgut vom deutschen 
Hafen nach Österreich zurückgeschafft und dort ver­
steigert wurde. 

Die Anmeldefrist läuft am 1. April 1958 ab. Es emp­
fiehlt sich daher, di,e unverzügliche Vornahme von 
Erhebungen über das Schicksal entzogen-er Vermögens­
gegenstände. 

Die Mitarbeiter 
An dieser Nummer unserer Zeitung haben 
folgende Genossen mitgearbeitet: 

Christian Broda. Frank Fischer, Jacques Hannak 
Friedrich HiHegeist, Wilhelm Krell, Richard Kurfürst 
Felix Stößinger, Rudolf Trimmel. ' 
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Vorenlwurl eines neuen Programms der SPÖ 
Wir veröffentlichen nachstehend den Entwurf im 

vollen Wort1aut, wie .er dem · in Salzburg tagenden 
Parteitag vorgelegt wurde. 

1. Sozialismus - gestern und heute ~ 
Grundsätzliches 

Sozialismus ist eine Gesellschaftsordnung, also eine 
Ordnung der Lebensv,erhältnisse und der Beziehungen 
der Menschen zueinander, deren Ziel die fr.eie Ent­
faltung der menschlichen Piersönlichkeit ist. 

Ihre Vorbedingungen .sind die Freiheit des Men­
schen .und der Völker, Glaubens- und Gewissens­
freiheit, wirtschaftliche Unabhängigkeit gesellschaft­
liche Gleichberechtigung, Sicherheit der 'Existenz. 

Der Weg zu diesem Ziel ist die Demokratie. Zu ihr 
bekennt sich die SPÖ uneingeschränkt. 

Die Erfahrung,en der letzten Jahre haben bewiesen 
daß jeder Versuch, eine Diktatur zu ,errichten _:_ 
gleichgültig in wessen Namen und zu welchem 
Zwec~ -, zu neuer Unfreiheit und Untetdrückung, 
zur Bildung neuer Klassen und damit zu neuer Aus­
beutung führt. 

Die Arbeiter und Ang,e.stellten stehen mit ihr,em 
Bekenntnis zur Demokrati,e nicht allein. Auch andere 
Gruppen der Gesellschaft bekennen sich zur Demo­
kratie als det zweckmäßigsten und gerechtesten Ge­
staltung von Staat und Gesel1schaft, in deren Rahmen 
die politischen und wirtschaftlichen Gegensätze mit 
den geringsten Reibung,en ausg,etragen ,und aus­
g,eglichen werden können. Während die übrigen 
Schichten der Gesellschaft ihre Inter,essen unter Um­
ständen auch außerhalb' der Demokratie wahrnehmen 
können, bedeutet diese für diie Arbeiterbewegung di,e 
Lebensluft, ohne di,e .si,e erstickt. 

Darum gelobt die SPÖ, unverbrüchlich an ihr fest­
zuhalten und sie auch in Zukunft gegen jeden Angrei­
fer mit allen Kräften zu verteidi.gen, wie sie -es in der 
Vergangenhei,t getan hat. 

Demokratie bedeutet nicht nur Herrschaft der 
Mehrheit, sondern auch Bedachtnahme auf di,e Rechte 
der Minderheit. Die SPÖ hat diese To1eranz stets 
geübt und ist deshalb weit über den Rahmen einer 
Klassenpartei hinausgewachsen. Dabei hat sie ihren 
Char,akter als V,ertreterin der Arbeiterschaft ni,emals 
verleugnet und kann ihn nicht verleugnen, ohne ihrem 
innersten Wesen untreu zu werden. Aber die von ihr 
angestrebt,e Ordnung von Gesel1schaft, Wirtschaft und 
Staat liegt nicht nur im Interesse der Arbeiter und 
Angestellten, sondern ·der übergroßen Mehrheit der 
Bevölkerung. 

Sozialismus ist vollendete Demokratie. 
Er ist ihre Übertragung vom Gebiet .der Politik 

und des Rechtslebens auf das der Wirtschaft und 
Gesellschaft. Das Ziel der Demokratie ist die Her­
stellung einer Gesellschaft freier und gleichbe11echtig­
ter Menschen; eine solche kann nicht . existieren, 
solange in der W·irtschaft die Existenz der Arbeitenden 
von den Eigentümern der kapitalistischen Großunter­
nehmungen abhängig bleibt, und solange Kultur und 
Wissen nicht allen Mitgliedern .der Gesellschaft in 
gleichem Maße zugänglich sind. 

Die Aufgabe des demokratischen Sozialismus 
M;ehr als ein Jahrhundert ist viergangen, seitdem 

das Kommunistische Manifest feststellte, daß die 
Arbeiter nichts zu verlierien haben als ihre K-etten. 
Die Welt hat sich s,either gründlich verändert. Die 
Entwicklung der Industrie hat die menschliche Gesell­
schaft revolutioniert. Die ,gteig•ende Anwendung von 
MatSchinen bedingte ,einen leistungsfähigeren Be­
wegungsmechanismus und dieser wiederum -eine zu­
verlässigere Triebkraft, als e.s die menschliche oder 
tierische sein konnte. Zur Ausnützung der Wasserlrnaft 
kam die Verwendung des Dampfes, der El,ektrizität 
und .schließlich der Atomenergie als motorische 
Kräfte. 

Die Produktion wurde ein gesellschaftlicher Akt 
das Produkt ein gesellschaftliches Produkt, an den{ 
der Anteil des einzelnen Arbeiters nicht mehr zu er­
kennen war. Die fortschreitende Entwicklung löste 
aber auch den einzelnen Kapitahsten vom .g.esellschaft­
lichen Produktionsprozeß los und verwandelte seine 
Tätigkeit in eine gesellschaftliche; die Funktion der 
Leitung seiner -Unternehmungen wuride vielfach von 
bezahlten Angestellten übernommen. 

Die Gebundenheit ·des Absolutismus und Feudalis­
mus wurde durch die Freiheit des Individuums ·er.setzt 
die sich sowohl als Freizügigkeit wi,e als dauernd~ 
Unsicherheit der Exist:enz äußerte. Als Protest gegen 
Rechtlosigkeit und Ausbeutung ,schuf sich die 
Arbeiterschaft ihre ·organisationen. Der technische 
Fortschritt, die Verbreitung der Bildung und ,di,e 
erfolgreiche Tätigkeit der Gewerkschaften ließen die 
Voraussetzungen für die Hebung des Selbstbewußt­
seins der Arbeiter, ,die Einsicht in ihre Klassenlage 
und die Möglichkeit ihres Aufstiegs entstehen. 

Die Arbeiterschaft errang allmählich Einfluß im 
Staat. Die Hebung der Lebenshaltung und die Ver­
besserung der Sozialpolitik, vor allem diJe Verkürzung 
der Arbeitszeit, schufen die materiellen und geistigen 
Voraussetzungen für die AnteiLnahme der Arbeiter­
schaft an den Staatsgeschäften. Die Revolutionen nach 
dem ernten Weltkrieg boten der Arbeiterschaft zum 
erstenmal die Möglichkeit aktiver Mitarbeit an Regie­
rungen. Die Ernte für die Arbeiterbewegung war auf 
politischem und sozialpolitischem Gebiet außerordent­
lich groß. Gerade das bewog das Bürgertum in man­
chen Ländern, sich mehr und mehr von der Demo­
kratie abzuwenden, um mit Hilfe der Gewalt das 
politische Kräfteverhältnis zu seinen Gunsten wieder 
zu korrigieren. 

Aber Faschismus und Nazis·mus vermochten den 
Aufstieg der Arbeiterschaft nur für kurze Zeit zu 
hemmen. Sie sind mit dem W·esen der modeJ:111Jen Ge­
sellschaft nicht zu vereinbaren und mußten daher 
stürzten. Nach ihrem Fall haben sich die alten Formen 
der politischen und wirtschaftlichen Auseinander­
setzungen wesentlich geändert. Ging es früher der 
politischen Ar:b.eiterbewegung darum, di,e Gleich­
ber.echtigung im Staat zu erkämpfen und die Privi­
legien der Be9itz•ende_n zu beseitigen, . .so handelt .es 
sich heute darum, d~e nunmehr errungene Gleich­
ber,echtigung zur Gewinnung der Mehrheit im Kanipf 
um die Staatsmacht zu nutzen. Ebenso begnügen sich 
die Gewerkschaften nicht mehr mit dem Streben nach 
der matieriellen Bes.serstellung ·ihrer Mitglieder, son­
dern in .ihrer Arbeit nimmt das Ringen um die Mit­
bestimmung des wirtschaftlichen Geschehens und um 
die Vollbeschäftigung ,einen immer breite1.1en Raum ein. 

Aber dadurch sind die Forderungen des demo­
kratischen Sozialismus keineswegs so weit erfüllt 
worden, daß man berechtigt wäre, vom Ende der 
Arbeiterbewegun,g oder auch nur von ihr,er Umände­
rung in eine bürgerliche oder kleinbürgerliche 
Reformbewegung zu sprechen. Wir .smd vfolmehr in 
das Zeitalter der Verwirklichung des Sozialismus 
e i n g e t r e t e n ; wir haben den Weg zu dies,em Ziel 
erst b,egonnen, ihn jedoch bei weitem noch nicht bis 
zu seinem Ende zurückgeLegt. 

Denn w,enn es ·auch richtig ist, daß die politische 
GLeichberechtigung errungen tst, so fehlen der 
Arbeiterschaft noch wesentliche Vorbedingungen, sie 
vollständig für sich auszunützen. Mag auch der Anteil 
der -sozialistischen Vertreter in den gewählten Körper­
schaften so stark gestiegen sein, daß gegen sie nicht 
mehr regiert werden kann, so entspricht ihr Anteil 
an der Handhabung der Ges·etze bei weitem nicht 
ihrer Stärke ,i,n der Bevölkerung - eine unausweich­
Uche · Folge des noch immer bestehenden Bildungs­
privilegs. 

Noch krasser ist das Mißverhältnis auf dem Gebiet 
der Wirtschaft. So stark der Anteil des Staates an 
ihrer Regelung gestieg~n ist - niemand wird behaup-
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ten können, daß sein Einfluß aUein oder .auch nur vor­
wieg,end im Interesse der Arbeiter und Angestellten 
oder der Gewerbetreibenden und Bauern und nicht 
vielmehr in dem der Großkapitalisten und Großgrund­
besitz·er eingesetzt wü-d. Wohl bedeutet die Verstaat­
lichung einen Einbruch in das Gebiet kapitalistisch.er 
Privilegien, aber sie ist bisher nicht g,enügend nach 
g,emeinwirt.schaftlichen Gesjchtspunkten ausgerichtet 
worden, um das Grundprinzip unserer Wirtschafts­
ordnung zu ändern oder gar aufzuheben, und sie 
schwebt überdies ständig in Gefahr, durch kapitalisti­
sche oder politische Einflüsse ihrem ursprünglichen 
Zweck entfremdet zu werden. 

Aber außer · dies.en Einschränkungen, die nicht nur 
den österreichischen, sondern darüber hinaus den 
gesamten europäischen -Sozialismus in seiner Entwick­
lung hemmen, gibt -es Faktoren, die heute das gesamte 
internationale Geschehen bestimmen und es in der 
nächsten Zukunft noch stärker bestimmen werden. 

JE;! höher die Lebenshaltung der Arbeiter und An­
gestellten steigt, um so stärker wächst das Bestreben 
der Kapitalisten, die menschliche Arbeitskraft durch 
die Maschfne zu ersetzen. Die Fortschritte der Technik 
vollziehen sich in der Gegenwart rascher als je zuvor, 
und die Automation kündigt wirtschaftliche und 
soziale Umwälzungen in der Produktion, mehr aber 
noch in den Büros an, deren Folgen heute noch nicht 
überblickt werden, die j,edoch ,eine · Bedrohung der 
Vollbeschäftigung und des Arbeitsfriedens mit sich 
bringen können, wenn nicht rechtzeitig voraus­
schauende planende Maßnahmen ergriffen -werden. 

Einen ähnlichen Unsicherheitsfaktor stellt die 
Nutzbarmachung der Atomkraft dar, die durch den 
sprunghaft wachsenden Energiebedarf der Weltwirt­
schaft und durch die immer deutlicher hervortretende 
Unzulänglichkeit seiner Deckung aus den bisherigen 
Quellen erzwungen wird. 

Tauchen· somit im Bereich der kapitalistischen 
Wirtschaft Störungsfaktoren auf, die zu ,einer e11nsten 
Erschütterung ihrer s-eit dem Ende des zweiten W,elt­
krieges herrsch.enden relativen Stabilität führen kön­
nen, so gilt das in noch erhöhtem Maß für die außer­
kapitalistische Welt, die in steigendem Maß durch 
politische und wirtschaftliche Revolutionen völlig um­
gewälzt wird. 

1917 hatte der Sturz des Zarismus die Reihe der 
Umwälzung,en eröffnet. Die kommunistische Diktatur, 
die aus ihm hervorging, schuf sich eine lediglich auf 
Krieg und Rüstung gerichtete Planwirtschaft. Zwangs­
kollektivierung der Bauernschaft und Aufbau der 
Rüstungsindustrie sind ·ebenso ih11e Merkmale wie 
Terror und Zwangsarbeit. Mit dem Blut von Millionen 
hingemordeter Bauern, Arbeiter und Intellektueller 
wurde das riesige Gebäude der stalinistischen Wirt­
schaft zusammengekittet, das als die 11einste Ver­
körperung des absoluten Machtwillens in die . Ge­
schichte eing,ehen wird. 

Hier trafen sich Nazismus und Stalinismus; beide 
wurden ·· trotz ihrer völlig verschiedenen Ausgangs­
punkte einander immer ähnlicher. Die Materie trium­
phiert,e über die Ideologie; es ist daher kein Zufall, 
sondern das Ergebnis einer zwingenden Entwicklung, 
daß sich die beiden Diktaturen im Stalin-Hitler-Pakt 
fanden, der die Welt in den Krieg stieß. 

Dieser brachte den Sieg der westlichen Demokra­
tien und Sowj-etrußlands, das durch Hitlers Überfall 
an ihre Seite gedrängt worden war, .und gleichz,eitig 
das Ende des europäischen Faschi,smus und des ,euro­
päischen Kolonialismus. Ihr Zusammenbruch und das 

Mißtrauen der zur nationalen Unabhängigkeit ,empor­
gestiegenen VölkeT gegen die kapitalistische Welt 
haben die bisherigen Quellen der Kapitalzufuhr in die 
wirtschaftlich unterentwickelten Länder versiegen 
lassen, so daß in •ihnen nur der Staat ,a,us Steuermitteln 
eine Industrialis,ierung g,rößeren Stils betreibeIJ. kann; 
das Fehlen eines industr,i,eHen Bürg,ertums ist .ein 
charakteristisches Merkmal dieser Gebiete. 

Die entstehende Staats,industrie wird ,ein Macht­
instrument in der Hand der sie führenden IntJellek­
tueUen, die sich fast überall mit den Offizieren ver­
bünden. Der durch die Ungerechtigkeit der Kolonial­
herrschaft bis zur Siedehitz.e angefachte Nationalismus 
erhebt Souveränität und Machtpolitik zu Symbolen 
der neuen Staaten und veranlaßt ·sie, die neue 
Industrie in den Dienst der Rüstung zu steUen. 

Auf diese Weise wird nur ein Bruchteil der ohne­
dies karg,en Mittel zur Schaffung produktiver Anlagen 
verwendet.. Arbeiter und Bauern bleiben arm, ja ihr 
Lebensstandard geht unter dem Druck des Bevölke­
rungs.zuwachs.es und der Rüstungslasten unter Um­
.ständen sogar noch zurück. Das steht in schreiendem 
Gegensatz zu den hemmungslosen Versprechungen der 
Int.eHektuellen, die Bauern und Arbeitern .das Paradies 
auf Erden verheißen, soba1d nur die Fr,emden abge­
zogen seien. 

Die Regi.erung,en der jungen Staatsgebilde -
gleichgültig, ob sie faschistisch oder kommunistisch 
sind - wissen mit der wachs-enden Unzufriedenheit 
der arbeitenden Massen nicht .anders ;fertig zu we11den 
als durch nackte Gewalt. Diktatur ,geg,en das eigene 
Volk, Kri.egs,drohung g,eg,en die . fremden Staaten -
das ist der Inhalt der Politik dieser Regierung,en, 
welches ideologische Mäntelchen sie sich auch um­
hängen. 

Ihr Todfeind ist der demokratische Sozialismus. 
Wenn .sie es auch nicht wahrhaben wollen - sie leben 
von der Ausbeutung der Ar,beiter und der Bauern, 
und· ihre hi.stor-ische Funktion entspricht der der aus­
beutenden Klassen i,m europäischen Frühkapitalismus: 
si,e zertrümmern die bäuerliche Wirtschaft, v•erelenden 
g,roß.e Teile der Landbevölkerung und treiben sie in 
die Stadt; dort wird aus dem von der Scholle gelösten 
Bauern von gestern der besitzlose Proletarier, der 
menschliche Träger der Industrialisi-erung, für die 
Kapital und Technik di-e materiellen Vorbedingungen 
geschaffen haben. 

Diese Staatswirtschaft weist alle äußeren Formen 
kapitalistischer Wirtschaft auf, und wenn auch der 
Einzelkapitalist f.ehlt, so empfindet -sich die Gesamtheit 
der Staats- und Industr.iefühT-er ebenso als eine Inter­
essengemeinschaft wie die im Gegensatz zu ihr 
.steh.ende Arbeiterschaft. Aus dem materiellen Konflikt 
um .di,e Verteilung des Sozialprodukts ·entsteht not­
wendigerw.ei,se ein .ideologischer: entwickelt sich in 
der Führung das Denken der Managersohicht, so 
nimmt die Vorstellungswelt der Arbeiterschaft und 
der ihr nahestehenden Gruppen die Form des demo­
kratischen Sozialismus an. 

Di•ese Umformung von Wirtschaft und Gesellschaft 
betrifft zwei Drittel der Menschheit; nur Westeuropa 
und Nordamerika sind davon aus.geschlossen. Mö.gen 
sich _daher di-e Gegensätze zwischen Kapitalismus und 
Sozialismus im industrialisierten Sektor der Welt­
wirtschaft so weit .gewandelt haben, daß eine allmäh­
liche Angleichung im Rahmen demokratischer Spiel­
regeln ohne Anwendung von Gewalt möglich geworden 
ist, so is,t das für di,e übrige W,elt nicht maßgebend. 

Schut;bünt>ltr unt> RS 
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die noch nicht Mitglieder des ßundes sozialistischer Freiheitskämpfer 
und Opfer des Faschismus sind, melden sich In der nächsten Sprech­
stunde in ihrem ßezirk oder in ihrem Landessekretariat zum ßeitritt an. 
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Hier ballen sich die Konflikte vielmehr erst zusammen, 
hier muß der demokratische Sozialismus den von ihm 
vertretenen Schichten er,st den Kampfboden schaffen, 
auf dem sie ihre Interessengegensätze austragen 
können. 

Revolutionen, Bürgerkriege, vielleicht auch äußere 
Kriege werden diese Entwicklung begleiten, und wenn 
auch die westliche Welt nicht mehr als Kolonialmacht 
in diese Vorgänge eingreifen wird, so kann sie sich 
ihrem Einfluß ·ebensowenig entziehen, wie ihre Wirt­
schaft von der Indus,trialisierung des Os.tens unbe­
rührt bleiben wil'd. 

Die vor uns Hegende Zukunft wird daher den 
demokratischen Sozialismus in der ganzen Welt vor 
große und .schwere Aufgaben stellen. Die europäischen 
sozialistischen Parteien haben durch ihr Beispiel der 
jung•en Bew,egung des Ostens den Weg zu weisen; sie 
muß ihn jedoch aus ,eigener Kraft zu Ende gehen. 

In einer Welt voller Probleme und Konflikte hat 
der demokratische Sozialismus eine doppelte Aufgabe : 
er hat die politische Demokraüe im Kampf gegen alte 
Vonechte und neue Diktaturen durchzusetzen und zu 
sichern, und er hat ·ihr durch Beseitigung der Reich­
tums.unter.schiede und durch Herstellung der Sicher­
heit der Existenz den sozialen Inhalt und damit seine 
Erfüllung zu geben. Friede und Freiheit, Wohlstand 
und Sicherheit für alle sind und bleiben seine unver­
rückbaren Leitsterne. 

Der Sozialismus im Ringen der modernen -
Geistesströmungen 

Der Sozialismus ist ein Bestandteil der neuzeit­
lichen Freiheitsbewegung, die die Menschheit aus den 
materiellen und geistigen Bindungen des Mittelalters 
herausführte. Die mit der kapitalistischen Industrie 
entstehende Lohnar1beiterschaft ,stellte sich ursprüng­
lich in die Reihen des Bürgertums, um mit :ihm 
gemeinsam Absolutismus und F1eudalismus zu be­
kämpfen, die sie als die eigentliche Ursache ihres 
El,ends ,ansah. Si,e ,g-1,arubte an die optimi-stiische Lehre 
des Liberalismus, daß die Beseitigung aller wirtschaft­
lichen und politischen F,esseln Freiheit und Gleichheit 
auf allen Gebieten bringen werde. 

Die Arbeiter waren tief enttäuscht, aLs sich in der 
großen Französischen Revolution die Unmöglichkeit 
der Erfüllung di-eser Voraussage herausstellte. Die 
Enttäuschung schlug in Empörung und Erbitterung 
um, als an die Stelle der alt,en Abhängigkeiten neue 
traten und als sich mit dem Einzug der Maschine Not 
und Elend breiter Massen v·ervielfachten. · 

Zwei Strömungen versuchten dem in der ersten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts bis zur äußersten Kon­
sequenz getr~ebenen Liberalismus Grenzen zu ziehen : 
der KonsePvati-vismius und der utopische Sozialismus. 

Mochten sich die beiden auch in wesentlichen 
Punkten unterscheiden, in eine .m war,en sie einig: 
alle Maßnahmen für die unteren Volks.schichten soll­
ten durch den Staat oder durch reiche Menschen­
freunde ,erfolg.en. 

Hier trat eine große Wende ein, als die Lohn­
arbeiter den Weg zur Selbsthilfe fanden. Der Ruhm, 
ihnen diesen Weg erschlossen, die Arbeiterheweguh.g 
aus einem N-eben- und Durcheinander kleiner ver­
schwör,erischer Zir~el und Sekten in ,eine demokra­
tische Massenbewegung mit klar,en Zielen v,erwandelt 
zu haben, gebührt zwei Männern: Marx und Engels. 
Es gehörte tiefe Einsicht in föe Bewegungsgesetze des 
Kapitalismus dazu, vor nahezu hundert Jahren, in der 
Gründungsurkunde der Ernten A-rbeiter-Internationale, 
die heute zur Selbstverständlichkeit .gewordene Wahr­
heit auszuspr,echen: Die Befreiung der Arbeiterklasse 
kann nur das Werk der Arbeiterklasse selbst sein. 

Damit haben Marx und Eng,els der modernen 
Arbeiterbewegung die Richtung gewiesen; durch das 
Wirken .der beiden wurden Sozialismus und .Arbeiter­
bewegung zu einer Einheit. Der Marxismus erfüllte die 
Arbeiter mit dem Bewußts,ein, die geschichtliche Ent­
wicklung werde sFe zur größten Gesellschaftsklasse 
machen, di,e nur dort Gewalt anwenden müsse, wo ihr 
der Gegner die Dernokratioe ve-Pwei,gere. 

Die V.er,einigung von Sozialismus und demokrati­
scher Arbeiterbewegung übte auf Li-beralismus und 
Konservativismus einen starken Einfluß aus. Di,e Bil­
dung von Gewerkschaften und Genos,s,enschaften, die 
Erkämpfung . sozialpolitischer Gesetze bewiesen auch 
dem beschränktesten Verfechter der Profitinteres,sen, 
daß die Behauptung des Manchesterliberalismus, die 
Wirtschaft könne nur in völliger Freiheit von Ein­
griffon des Staat.es gedeihen, von Grund auf falsch 
sei. Der heutige Neoliberalismus hat mit seinen Vor­
gän.gern nur nooh den Namen gemeinsam, denn er 
denkt nicht daran, für eine vom Staat unbeeinflußte 
Wirtschaft einzutreten. 

Verzichtet auf der einen Seite der Liberalismus auf 
wesenfüche Elemente seiner Wktschaftslehre, so paßte 
sich ihm auf der anderen der Konservativismus 
dadurch an, daß er seine ·in die Vergangenheit gerich­
tetien Anschauung,en mehr und mehr von liberalen 
Bestandteilen durchdringen ließ. Zu dies,em Wandel 
hat der Irrtum mancher konservativer Kreise beige­
tragen, die glaubt,en, sich des Faschismus im Kampf 
gegen den Sozialismus bedienen zu können; ihre 
schmerzlichen Erfahrungen mit diesem Bündnis hab:en 
sie belehrt, daß .si.e unter . einer demagogi,schen Dik­
tatur selber mindestens so viel 21u leiden haben wie 
Demokraten und Sozialisten. 

So hat die so.zialistische Arbeiterbewegung im letz­
ten Jahrhundert eine gewaltige Erziehungsarbeit an 
sich selbst und an den Mitgliedern ander,er Klassen 
und Denkg,emeinschaften vollbracht. Sie hat das Erbe 
des Liberalismus angetreten und den F,reiheits­
gedanken in sich aufgenommen; sie hat daduroh be­
wirkt, daß er Gemeingut der überwiegenden Mehrheit 
der Bevölkerung geworden ist, und zwar in der vom 
Sozialismus geprägten Form der Freiheit i n der Ge­
meinschaft und nicht in der ·Freiheit von der 
Gemeinschaft. Der Grundg.edanke des Sozialismus, daß 
politische und geistige Freiheit vereinbar ist mit einer 
planmäßig geregelten Gemeinwirtschaft, ja, sie zur 
Voraussetzung hat, ist Gemeingut al1er modernen 
Geistesströmungen geworden. 

West und Ost 
Hat .sich in der westlichen Welt ,eine gemeinsame 

Grundlage gebildet, auf der Vertreter der drei großen 
Geistesströmungen ihre Geg.ensätze austragen, so hat 
die g,eschichtliche Entwicklung zwischen Ost -und West 
eine tiete Kluft aufgerissen. Im Osten, wo di-e Träger 
der westlichen Demokratie, Lohnarbeiterschaft und 
industrielles Bürg,ertum, nur in Ansätzen ,existieren, 
herrscht seit Jahrtausenden ,eine uneingeschränkte 
Despotie. Innere Notwendig~eiten und äußere Macht.:. 
ansprüche erzwingen die Industrialisierung dieser 
Staaten; diese vollzieh,t sich in der Form einer staat­
lich gelenkten Wirtschaft, di-e vielfach von ihren 
Befürwortern wie von ihren Gegnern - mit einer 
sozialistischen verwechselt wird. -

In Wahrheit gibt es zwischen diesen Diktaturen -
mögen sie sioh auch kommunistisch oder sozialistisch 
nennen - und dem demokratischen Sozialismus 
keinerlei Gemeinschaft. Die Tatsache, daß sich die 
Kommunisten auf Marx berufen, beweist nioht das 
mindeste. Aus ihm, der .in der sozialistischen Gesell­
schaft ein „Absterben des Staa,tes" erwartete, einen 
Befürworter einer allmächtigen terrori.sti,schen Dikta­
tur ru machen, :ist ,eine ebenso grobe Entstellung seiner 
Anschauung wie das Umfälschen seiner Vorstellung 
von der sozialistischen Wirtschaft als „eines Vereines 
freier Menschen, di.e mit gemeinschaftlichen Produk­
tionsmitteln arbeiten unp. ihre vi-elen individuel1en 

_Arbeitskräfte selbstbewußt als eine gesellschaftliche 
Arbeitskraft verausgaben" in ·die Zwangsanstalt kom­
munistischer Staatswirts'chaft. 

Zwischen ihr und dem demokratischen Sozialismus 
kann e s keine Verständigung, g,eschwei.ge denn ei-ne 
Ver,söhnung g,eben; dies,er betrachtet vi-elmehr di.e Be­
freiung der vom Kommunismus unterdrückten und 
a,ui;g,ebeuteten Klassen ebenso aiLs seine Aufgabe wie 
die Befreiung der Unterdrückten und ·Ausg,ebeuteten 
vom westlichen Kapitalismus. Er wird dieses Ziel 
erreichen, denn diie durch die Industrialisierung ge-
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schaffene Lohnarbeiterschaft .empfindet im kommu­
nistischen Raum ,ebenso das Bedürfnis nach Freiheit 
und Demokrati,e wie ihre westlichen Brüder. Der 
demokratische Sozialismus ist heute mehr denn j,e 
eine internationale Erscheinung. 

Probleme der modernen, Demokratie 
Die kapital-istische Entwicklung hat auf dem Gebi-et 

staatlichen Zusammenlebens neue Probleme entstehen 
lassen. Früher kannten große Staaten keine Demo­
kratie; diese konnte nur in den kleinen Gemeinwesen 
den Dörfern und Städten, bestehen. Die moderne Ver~ 
k,1=hrswirtschaft hat di,e technischen Voraussetzung,en 
für eine Demokratie im Rahmen .großer Staa,ten ge­
schaffen. · 

Eine solche erstrebt vor allem die Arbeiterschaft; 
sie ist durch den ~rühkapitalismus in die unter.ste 
Schicht der Gesellschaft herabgedrückt worden und 
kann nur dann hoffen, sich selbst zu befrei-ein, wenn 
alle anderen sozialen Gruppen frei und unabhängig 
sind. Die kommunistische „Diktatur des Proletariats" 
ats . eine ang,ebliche Gewaltherrschaft der Arbeiter­
klasse über die früheren besitzenden Schichten is.t ein 
Wider,spruch in sich: die Arbeiterschaft erstr,ebt die 
Beseitigung aller Klassen und nicht eine Herrschaft 
der eigenen über andere. 

In den großen Wirtschaftsgebieten der Geg.en,war,t 
herrscht weitgehende Arbeitsteilung und Spezialisie­
rung, aber auch ,eine ,starke Differenzierung in Ein­
kommen und Vermög1e,n, :in Bildung und sozi-a1er Gel­
tung, in materiellen Inte.ressen und religiösen und 
morali-schen Anschauungen, unter Umständen auch in 
Sprache und Rasse. Hier den Grundsatz der Gleichheit 
zu verwirklichen, wirft schwievige Probleme auf. Die 
Auflösung der bisher.i:gen Bindungen durch eme Indu­
strialisierung, di-e MilLionen und aber Millionen bisher 
gesicherter Existenzen sowohl in Europa w.i,e in den 
Überseegebieten entwurzelte, .schuf die Spannungen, 
aus denen die beiden W,eltktiege ,erwuchs,en; di,ese 
haben nicht nur durch direkte Z•erstörung,en, sondern 
fast mehr noch durch die immer wiederholten Infla­
tionen die Proletarisierung großer Bevölkerungs.., 
g,ruppen verursacht und jene riesigen ,grauen Armeen 
von Menschen geschaffen, die in Krisenzeiten am 
Rand eines Abg·r,undes v,eg,etieren IUIIld !bereit sind, den 
demagogischen Schlagworten nachzulaufen, die ihnen 
Geborgenheit in. großen Gemei,nschaften vortäusahen. 
Auf dies,e W-ei.se entstand d~e „Vermassung" als Kind 
des Liberalismus. Sie ist der ärgste F-eind der Demo­
kratie und die Ur,sache dafür, daß sich we:ite Kreise 
der Bevölkel'lllltlg auf das hilf.r.eiche Eingreifen des 
Staates verlassen, dem sie im Inniern fremd gegen­
überstehen. 

Der übermäßige Staats,einfluß w.ird am wirksamsten 
durch die v-erantwort1iche Tätigkeit der freien Org,ani­
sationen eingeschränkt; diesen son alles übertrag,en 
werden, was der Staat nicht unbedingt zu reg,el!n hat. 
Genossenschaften, Gewerkschaften, Wirtschaftsver­
bände, Sozialv-ersicherun,gsinstitute, gemeinwirtschaft­
liche Unternehmungen werden auf diesem Gebiet dem 
Staat manches abnehmen können. 

Die Selbstverwaltung im kleinen Kreis ist die 
Grundlage jeder echten Demokrati<e. 

Das P,rinzip des demokratischen Sozialismus wird 
allein durch d,i,e verantwortliche Mitarbeit jedes ein­
ze1nen veirwirklicht we,r,den können; diese ,ist IIllllr zu 
er,lang.en, wenn den Menschen ein neues Heimatgefühl 
erwächst. Das kann nicht in großen, unübersichtlichen 
Einheiten .geschehen; nur Jn den Bereichen, die ,er 
überblicken kann, in seinem Wohnbezirk, im Dorf, an 
der Arbeitssfatte kann ·er .sich wirklich ziu Hause 
fühlen - jedoch nur dail!Il, wenn er in ständig•er 
eigener Mitarbeit das Geschehen beeinflußt und sich 
als vollgültiges aktives Mitglied dieser Gemeinschaft 
ansieht. Daher dst das Mitbestimmungsrecht im Betrieb 
für die Erziehung zur Demokratie ebenso unentbehr­
lich wie die politischen Rechte. Andererseits verbürgt 
nur die Abkehr ·von 'jedem Gruppenegoismus rdie all­
gemeine Solidarität, die das Interesse der Gesamtheit 
wahrt, denn der Staat ist nichts anderes als die 
Summe seiner Bürger, die auch innerhalb des Ganzen 
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Einzelpersönlichkeiten bleiben und als solche g,ewertet 
werden wonen. 

Von der Klassenpartei zur Partei aller arbeit'enden 
Menschen 

Die moderne Gesellschaft hat sich völlig arnders 
entwickelt, als Marx es im Kommunistischen Manifest 
voraussagte. An die Stene einer Zweiteilung in Pro­
letarier und Kapifalisten -ist eine Vielfalt von Klassen 
und Gruppen getreten, und ebenso hat ,sich anstatt 
des unüberbrückbaren Geg,ensatzes zwtschen den be!den 
einzigen Klassen .e,in sehr komplexes System verschie­
denartiger Interessen entwickelt, die sdch mannigfäch 
kombinieren können. Ohne daß der Geg,ensatz zwi-: 
sehen Lohnarbeiter und kapitalistischem Unternehmer 
aufgehoben worden wäre, hat .sioh das Bild der politi­
schen und wirtschaftlichen Kämpfe wesentlich ge­
ändert. 

Alte E:la,s,sen, di,e .sclhon vor dem Kapitalismus be­
standen und deren Untergang man früher als sicher 
ansah, haben ,sich erhalten; das gilt vor allem für 
Gewerbetreibende und Baue=. Keine dieser Gruppen 
hat frei1ich füre alte Funktion unverändert beibe­
halten. Die Gewerbetreibenden sind zum Teil in den 
V.ertJeilungs- und Produktionsapparat der Großindustrie 
eingeschaltet worden; zum ander.en Teil müssen s,i,e 
ihr,e Rohstoffe, Maschinen, Werkzeuge von ihr zumeist 
zu monopolistisch bestimmten Preisen beziehen. Sie 
stehen daher einerseits wie der Arbeiter in einem 
gewis;i.en G.eg,ensatz zum kapitalistischen Unternehmer, 
andererseits tedlen sie mit diesem das Interesse an 
hohen Preisen der von ihnen wei'terg,egebenen und 
verarbeiteten Produkte und ,geraten dadurch wiederum 
in Wtderstreit zu den Arbeitern, die ihre Abnehmer 
sind. Soweit sie selbst Arbeiter beschäftigen, dring,en 
sie auf ndedrig1e Löhne; da aber Arbeiter ihre aus­
schlaggebenden Kunden ,sind, ist für den Gang ihr,er 
Geschäfte ein hohes Lohnniveau von entscheidender 
Bedeutung. Es ist daher nur der Ausdruck nüchterner 
Erwägung, wenn immer .größere Teile dieser Gruppe 
ihre Interessengemei1nschaft mit der Arbeiterschaft 
erkennen und den Weg zur Sozialistischen Partei 
finden. 

Ähnlich ,entwickelt sich die Bauernschaft. Auch bei 
ihr kann das Inter-esse an einem gesdcherten Absatz 
zu ,stabilen Preisen das an hohen Preisen überw,i,egen, 
so daß s,ich eine Solidarität zwischen der großen Masse 
der städtischen Abnehmer und bestimmten Gruppen 
der Bauernschaft entwickelt; diese s,ind an einem 
hohen Einkommen deir städtischen Lohn- und Gehalts­
bezieher inter,essiert, weil damit ihr Absatz wächst. 
Umgekehrt treten die Großbauern, mehr noch die 
Groß,grundbesitzer wie die kapitalistischen Indu­
s•tDieUen, für ein niedriges Lohnniveau ,ein. Über,dies 
zwingt das Versieg,en alter Verdienstquellen aus 
Nebenarbeit,en den K1em- und Gebirgsbauern, ·ein 
zusätzliches Einkommen in der Industrie oder im 
Baugewerbe zu suchen, so daß er dann direkt · an 
hohen Lohnsätzen beteil,igt wird. 

Aber neben den Wandlungen der alten Klassen voll­
zieht sich die Entstehung neuer Gruppen, die sich in 
das alte Klassenschema überhaupt nicht mehr einfügen 
lassen. Der öffentlichen Hand erwachsen neue Auf­
gaben, die durch ein immer größer werdendes Heer 
von Angestellten und Arbeitern erfüllt werden müssen. 
Ohne ihre Tätigkeit in der sozialen und wirtschaft­
lichen Verwaltung ist ein modernes Gemeinwesen nicht 
mehr zu denken; ebenso unentbehrlich sind die An­
gehörigen der durch die Hebung der Wissenschaft und 
Kunst, Bildung und Kultur entstehenden und wach­
senden Berufe. Lehrer, Hochschulprofessoren, Ärzte, 
Künstler, Journalisten und viele andere können heute 
teilhaben an dem gestiegenen materiellen Reichtum der 
Gesellschaft, den sie ihrerseits durch ihre Tätigkeit 
fördern helfen. 

D1e Zahl der Angehörigen aller dieser Gruppen 
wächst absolut und relativ so stark, daß sich die Vor­
stellung früherer Sozialisten, eines Tages werde die 
Industr:ia1isierun,g die Kl,a·sse der Lohnarbeiter ·zur 
Mehrheit der Bevölkerung anwachsen lassen, längst als 
falsch erwiesen hat. 
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Das würde selbst dann gelten, wenn die Gruppe der 
Angestellten zu der der Arbeiter hinzugezählt würde. 
Aber eine solche Addition wäre sinnlos, weil die Men­
talität der beiden Gruppen nicht ohne weiteres auf 
einen Nenner gebracht werden kann. Es ist eine 
Binsenwahrheit, daß di1e Gruppe der Lohnarbeiter stets 
den Kern aller demokratisch-sozialistischen Parteien 
gebildet hat und bilden wird. Der Versuch, eine solche 
Partei auf eine andere Klasse zu begründen, muß fehl­
schlagen. Aber es ist heute davon auszugehen, daß 
nicht nur das zahlenmäßige Gewicht der anderen Be­
völkerungsgruppen gewachsen ist, sondern sich auch 
ihre Einstellung zur Arbeiterschaft selbst geändert hat. 
Die soziale Achtung, der diese noch vor wenigen Jahr­
zehnten unterlag, ist beseitigt ; das direkte Interesse 
weiter Kreise von Kleinbauern und Gewerbetreibenden, 
von Intellektuellen und öffentlichen Angestellten an 
einem hohen materiellen und kulturellen Standard der 
Arbeiterschaft tritt offen zutage, und es trägt einem 
keine Minderbewertung mehr ein, sich offen als 
Sozialist zu bekennen. 

Dazu hat der Aufstieg der Arbeiterschaft selbst ent­
ischeidend beigetragen. Der gehobene Wohlstand breiter 
Schichten hat neue Interessen geweckt und alte Res­
sentiments beseitigt. Mit berechtigtem Selbstbewußt­
sein tritt der moderne Arbeiter in der neuen Gesell­
schaft auf und fordert seine volle Gleichstellung. Ge­
wiß sind mit Not und Elend manche der früheren 
Probleme verschwunden, aber zahlreiche sind ge­
blieben und neue an ihre Stelle getreten. 

Wehn sich die Lebenshaltung des Arbeiters ge­
steigert hat, so ist der Abstand zwischen der seinen und 
der des Unternehmers nicht gesunken oder gar be­
seitigt; trotz aller Rechte und Machtstellungen, die sich 
die organisierte Arbeiterschaft in zähem Kampf er­
rungen hat, bleibt ihre wirtschaftliche Abhängigkeit 
vom Unternehmer bestehen, ja sie wird jetzt vielleicht 
härter empfunden ,a1s früher, da ,sie dama,Ls nuir ein Teil 
der allgemeinen Abhängigkeit war, während jetzt die 
wirtschaftliche Ungleichheit in krassem Gegensatz zur 
politischen und sozialen Gleichberechtigung steht. Vor 
allem aber fehlt die soziale Sicherheit; der Kapitalis­
mus ist niemals sicher vor Krisen, und in diesem Punkt 
besteht die innigste Interessengemeinschaft zwischen 
Arbeitern, Bauern, Gewerbetreibenden, Intellektuellen, 
öffentlichen und privaten Angestellten. 

In dieser gemeinsamen Gegnerschaft gegen den 
Kapitalismus und seine die Lebenshaltung und Sicher­
heit bedrohenden Folgen findet sich die überwiegende 
Mehrheit der Bevölkerung; sie in einer machtvollen 
Partei zusammenzuschließen und mit einem einheit­
lichen politischen Willen zu erfüllen, ist die Aufgabe 
der Gegenwart für die sozialistischen Parteien, die auf 
diese Weise die politische Macht erringen werden. Das 
können sie nicht durch die Betonung der Sonderinter­
essen der Arbeiter allein erreichen, sondern durch die 
Führung ,einer Politik. die die Angehörigen aller werk­
täti,g,en Gruppen mit dem Bewußtsein e rfüllt. dtaß ihre 
lnter,essen untereinander l\ln!d ,mit denen der Lohn­
arbeiter identitsch ·sind. Die ,sozi,aHst-ischen Parteien 
werden auf diesem Weg ,a,us Kl-as,sen- zu Mas,s·en­
pa,rteien, .in denen ,sich die Mehrheit des Vollres zu­
sammenfindet. 

2. Staat und Gesellschaft 
Internationale Politik 

Mit der Arbeiterklasse ist der Internationalismus 
geboren worden, der Gedanke der · Verbrüderung der 
Völker, der Völkergemeinschaft. 

Das Bürgertum hat den Nationalstaat geschaffen. 
Die Arbeiterschaft hat ihn als erste in der Idee über­
wunden. Solidarität über die staatlichen Grenzen hin­
weg ist eine ihrer ersten und bedeutsamsten Parolen. 

In der historischen Entwicklung hat sich der Ge­
danke mit ein,em großen geschichtlichen Ereignis ge­
kreuzt, mit dem Hineinwachsen der Arbeiterklasse in 
Staat und Nation. Zur Trägerin und vielfach zur 
Führerin der Geschicke ihres Landes geworden, be­
kennt sich die sozialistische Arbeiterschaft nichtsdesto­
weniger zum Vorrang der internationalen Zusammen­
arbeit gegenüber nationaler Selbstsucht. 

Demokratie im Weltmaßstab 
Die Grundsätze sozialistischer Weltpolitik lassen 

sich in einem Satz zusammenfassen: die Demokratie 
die jede sozialistische Partei in ihrem eigenen Land 
befürwortet, ist international anzuwenden ; jede Nation 
und sei sie noch so klein, hat ein Recht auf Freiheit' 
Machtansprüche jedes Staates gegen einen an.derer{ 
sind zurückzuweisen, und Konflikte ;Sind ohne An­
wendung von Gewalt auszutragen. 

Der Imperialismus und Kolonialismus der europä­
ischen Staaten ist bis auf verhältnismäßig geringe 
Reste liquidiert, deren Beseitigung nur noch eine Frage 
einer kurzen Zeitspanne ist, aber an ihre Stelle ist der 
Ausdehnungsdrang und das Machtstreben kommunisti­
scher und faschistischer Diktaturen getreten, die nicht 
nur die Freiheit des eigenen Volkes unterdrücken, son­
dern auch fremde Völker unter das Doppeljoch natio­
naler und politischer Unfreiheit zwingen. 

Gegen diese Bedrohung haben die Demokraten die 
Pflicht, sich zu wehren. Der demokratische Sozialismus 
hat niemals einen gewaltlosen Pazifismus vertreten· so 
heiß seine Vertreter den Fri,eden der Nationen t'.ind 
Klassen ersehnen - sie lassen sich nicht in der Über­
zeugung irremachen, daß zur Behauptung der Freiheit 
unter Umständen auch der Einsatz des eigenen Lebens 
und die Anwendung von Waffen gere chtfertigt wird. 

Aus. der grundsätzlichen Ablehnung jeglicher Dik­
tatur erwächst die Forden,mg, daß es jedem Volk über­
lassen bleiben muß, seinen Weg zur Demokratie und 
zur nationalen Unabhängigkeit selbst zu finden. Die 
Freiheitsbewegungen im kommunistischen Raum, ins­
besondere die Revolution in Ungarn, berechtigen zu 
der Überzeugung, daß nicht nur die Satellitenstaaten 
sondern auch die Minderheitsvölker in Sowjetrußland 
selbst nur mit Gewalt an der Erringung ihrer Selb­
ständigkeit gehindert werden. 

Die Verhinderung des Krieges 
Es gibt keine zwangsläufige Entwicklung in der 

Geschichte; wir haben nicht zu befürchten, daß der 
große Krieg unser unabwendbares Schicksal ist. 

Zur Verringerung der Kriegsgefahr ist die Ab­
rüstung unentbehrlich. Sie muß die modernen Waffen 
- Atomgeschosse und Fernlenkwaffen - ebenso wie 
die herkömmlichen betreffen. Ihre wichtigste Voraus­
setzung ist ein umfassendes Kontrollsystem der Ver­
einten Nationen, das eine Geheimrüstung oder einen 
Überraschungsangriff unmöglich macht. Die Atom­
energie hat lediglich friedlichen Aufgaben zu dienen. 

Zur Überwachung der Rüstungen ist eine Stärkung 
der Vereinten Nationen erforderlich. Vor allem muß 
eine permanente internationale Streitkraft aufgestellt 
werden, die weni,gs.tens kleinere Konfükte im Keim er­
sticken kann. 

Die Organisation der Völkergemeinschaft 
Die neue Weltordnung, die die Sozialisten erstreben, 

muß auf der freiwilligen Zusammenarbeit aller Völker 
beruhen, aber sie muß die Zwangsgewalt einer wahren 
Rechtsordnung haben, in der die Gemeinschaft aller 
Nationen die Freiheit jedes einzelnen Volkes und die 
Menschenrechte jedes einzelnen Staatsbürgers ver­
bürgt. Das bedeutet Demokratie im Weltmaßstab. 

In Gemeinschaft mit allen Parteien des demokrati­
schen S9zialismus sieht die SPÖ in der Organisation 
der Vereinten Nationen einen wichtigen Beginn der 
Verwirklichung eines solchen internationalen Gemein­
wesens. Sie bekennt sich zur loyalen Mitarbeit öster-
11eichs in den Vereinten Nationen und allen ihren Teil­
und Hilfsorganisationen. Sie for,dert die strenge Durch­
führung der Grundsätze ihrer Charta. Sie tritt für eine 
Revision der Charta im Sinne einer weiteren Demo­
kratisierung ein. 

Aber die internationalen Spannungen können nur 
dann aufgehoben werden, wenn ihre Ursachen ver­
schwinden. Solange die Welt in Staatengruppen zer­
fällt, deren Lebenshaltung durch eine tiefe Kluft 
voneinander getrennt ist, solange nicht überall die 
Demokratie herrscht, wird stets ein Anlaß zu Kon­
flikten gegeben sein. Daher ist die wirtschaftliche 
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Förderung der sögenannten „unterentwickelten Natio­
nen" Aufgabe der industriell hochstehenden Länder. 

An die Stelle der Ausbeutung des Menschen durch 
den Menschen und eines Volkes durch ein anderes 
Volk muß die geg,enseitige HHfeleistung treten. Die 
internationale Bekämpfung der Armut und der Un­
wissenheit, eine der wichtigsten Aufgaben der inter­
nationalen Völkergemeinschaft, ist der Weg zur Frei­
heit und zum Frieden für alle. 

In einem Lande wirkend, das heute an der Grenze 
zwischen Freiheit und Unfreiheit gelegen -ist, bek>ennt 
sich die SPÖ, als Richtschnur ihrer internationalen 
Politik der Menschlichkeit, zu den Grundsätzen der 
Sozialistischen Internationale. 

Die Einigung Europas 
Ein besonderes Kapitel ·der, internationalen Politik 

bildet die Einigung Europas und die Stellung Öster­
reichs in diesem Erdteil. 

Der demokratische Sozialismus fordert den frei­
willigen wirtschaftlichen Zusammenschluß der Staaten 
Europas. Er . begrüßt ihn als den ersten umfassenden 
Versuch, freie Völker in einer demokratisch auf­
gebauten Einheit zusammenzuführen. Dem wirtschaft­
lichen Zusammenschluß wird die Beseitigung der 
politischen Gegensätze folgen, bis die Grenzen schließ­
lich ihl'e Bedeutu,ng verlieren. 

Aber die Einigung Europas ist nicht nur eine For­
derung des Prinzips, sondern darüber hinaus eine der 
ökonomischen Notwendigkeit. Die moderne Te·chnik 
erfordert immer größere Wirtschaftsräume. Daher er­
scheint uns als Vorbedingung für die europäische Eini­
gung die größtmögliche Freizügigkeit, nicht nur der 
Waren, sondern auch der Arbeiter; ebenso soll dem 
freien Austausch von Kapital kein Hindernis in den 
Weg gelegt werden. Das Gebiet des europäischen Frei­
handels und des gemeinsamen Arbeitsmarktes wird 
schließlich eines der Währungseinheit werden. Die 
wirtschaftliche Einigung Europas darf nicht zur Be­
hinderung seines Handels mit anderen Ländern benützt 
werden. 

Von besonderer Bedeutung ist für Europa und damit 
für die ganze Welt die Teilung Deutschlands. Diese 
bedeutet eine Bedrohung der friedlichen Entwicklung; 
ihre Beseitigung durch eine nach den Grundsätzen des 
Selbstbestimmungsrechtes herbeigeführte Lösung ist 
unerläßlich; sie ist im Einvernehmen aller· beteiligten · 
Staaten zu suchen, die sich verpflichten sollen, sie ohne 
Anwendung von Gewalt durchzuführen. 

Die Neutralität Österreichs 
Die SPÖ bekennt sich zur Neutralität der Repüblik 

Österreich. Sie tritt dafür ein, daß das Wesen der 
Neutralität richtig erfaßt und beobachtet wird. Diese 
wird ihren außenpolitischen und militärischen Charak­
ter bewahren; Österreich wird allen Bündnissen und 
sonstigen Machtkombinationen f,ern,b1eiben rund sich 
nicht in die Auseinanderseztungen fremder Staaten 
einmengen. Die SPÖ wird es stets befürworten, daß 
die positiven Werte der Neutralität entwickelt werden. 

Sie wird dagegen jeden Versuch ablehnen, die Neu­
tralität in unzulänglicher Weise auszulegen. Diese darf 
Österreich nicht daran hindern, seine wirtschaftlichen 
Interessen wahrzunehmen. 

Vor allem aber darf die Neutralität kein Vorwand 
für Gesinnuni;slosigkeit werden. Die SPö" wird es sich 
niemals verbieten lassen, sich für die Demokratie und 
gegen die Diktatur auszusprechen; sie hält die Er­
füllung der selbstverständlichen Pflicht, politischen 
Flüchtlingen Asyl zu bieten, nicht nur für vereinbar 
mit der Neutralität, sondern für eine ihrer notwendigen 
Konsequenzen. 

Verfassung und Verwaltung 
Die SPÖ geht von dem Grundgedanken aus, daß in 

der modernen Demokratie Zusammenballungen . der 
Macht in den Händen der Parteien ebenso · wie der 
Bürokratie oder der wirtschaftlichen Verbände und 
Korporationen vermieden werden müssen. Demokratie 
bedeutet nicht nur Herrschaft der Mehrheit, sondern 
auch Schutz der Rechte der Minderheit. 
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Daraus ergibt sich, daß die Bundesverfassung ein 
alle Verfassungsbestimmungen umfassendes Grund­
gesetz seiri soll, das nicht nach Tagesbedürfnissen ge­
ändert wird. Die Rechte der Volksvertretung gegenüber 
der Regierung und Verwaltung sind zu stärken. 

Dem Staatsbürger ist durch Vereinfachung und 
Vereinheitlichung der Gesetzgebung und durch die 
Beseitigung der heutigen Zersplitterung der Zuständig­
keiten größerer Einblick in das Funktionieren von 
Parlament, Regierung und Verwaltung zu ermöglichen. 
Seine Grund- und Freiheitsrechte sind auszubauen; 
ein Gesetz zum Schutz vor Korruption ist zu schaffen. 

Aus Vertretern der Kammern und der auf frei­
williger Mitgliedschaft beruhenden Verbände der 
Arbeiter und Angestellten, der Industrie, des Gewerbes, 
des Handels und der Landwirtschaft ist eine paritä­
tätische Institution zu bilden, die dem Parlament und 
den öffentlichen Gebietskörperschaften in wirtschaft­
lichen und sozialpolitischen Fragen in beratender . 
Funktion zur Verfügung steht. 

Gemeinden, Bezirke und Länder 
Die SPÖ erblickt in der Gemeinde das Fundament 

der sozialen und rechtlichen Gemeinschaft des Volkes 
und der Republik. Sie tritt für eine freie und un­
abhängige Selbstverwaltung der Gemeinden ein. Sie 
erblickt in der Gemeindedemokratie, die den Gemeinde­
bewohnern bei voller persönlicher und politischer Frei­
heit Mitentscheidung gewährt und Mitverantwortung 
auferlegt, den fruchtbarsten Boden der Demokratie. 

Den Gemeinden sind zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
entsprechende Einnahmen zu erschließen. Die SPÖ 
wird daher immer für eine weitgehende Finanz­
autonomie der Gemeinden eintreten. 

Die SPÖ anerkennt die besondere Stellung der kom­
munalen Wirtschaft und deren steigende Bedeutung in 
der Gemeinwirtschaft und in der Gesamtwirtschaft. 
Die Erfüllung der großen und vielfältigen Aufgaben, 
welche den Gemeinden obliegen, setzt die Schaffung 
leistungsfähiger kommunaler Gebilde voraus. 

Das wirtschaftliche Leben zieht Kreise, die mit den 
Gemeindegrenzen nichts mehr zu tun haben. Ver­
waltungsaufgaben können in vielen Fällen nicht mehr 
von einer Gemeinde besorgt werden. Die SPÖ fordert 
daher, daß die Grundlagen der übergemeindlichen 
Selbstverwaltung sinnvoll erweitert werden. 

Die erste natürliche Stufe ist die Verwaltungs­
gemeinschaft mehrerer Nachbargemeinden,. Die zweite, 
in der Praxis schon geschaffene natürliche Stufe einer 
übergetneindlichen Selbstverwaltung bildet der Bezirk. 

Die SPÖ bekennt sich zum Gedanken des Bundes­
staates; sie hält es für erforderlich, daß die Stellung 
der Länder zwischen dem Bund auf der einen und den 
Gemeinden und Bezirken auf der anderen Seite ein­
wandfrei klargestellt wird. 

Rechtswesen 
Die Veränderungen des gesellschaftlichen Lebens 

haben dazu geführt, daß das bestehende Recht in 
vielen Fällen nicht mehr den tatsächlichen Verhält­
nissen entspricht. 

Die Aufgabe eines neuen Strafrechtes liegt nicht 
nur im Schutze der Gesellschaft, sondern in der 
Resozialisierung des Rechtsbrechers. Die Kriminalität 
ist wie die Krankheit eine Erscheinung des mensch­
lichen Lebens, die niemals ganz beseitigt werden kann. 
Ihre Einengung ist aber durch Erziehung und vor allem 
durch soziale Besserstellung der Menschen zu er­
reichen. Aus diesem Grunde steht im Mittelpunkt des 
modernen Strafrechtes nicht mehr der Tatbestand, 
sondern in erster Linie der Täter. Eine möglichst indi­
viduelle Rechtsprechung mit elastischen Strafsätzen 
soll es ermöglichen, als Strafzweck nicht die Sühne, 
sondern die Besserstellung in den Vordergrund zu 
stellen. Angeborene und unheilbare Kriminalität soll 
durch sichernde Maßnahmen bekämpft werden. Die 
Strafrechtsform ist von sozialen, medizinischen und 
pädagogischen Erwägungen zu gestalten. Absolute 
Gleichheit vor dem Gesetz ist hier, wie auf allen 

7 

• • 1 

• 

• 



• 

Gebieten des rechtlichen Lebens, eine Voraussetzung 
für wirkliche Gerechtigkeit. 

Die Bestimmungen über die Stellung der Frau im 
Familienrecht widersprechen dem verfassungsrecht­
lichen Grundsatz der Gleichberechtigung und berück­
sichtigen in keiner Weise den Wandel der Stellung der 
Frau im Berufsleben und im öffentlichen Leben. Er­
setzung der väterlichen Gewalt durch elterliche Ge­
walt, . vermögensrechtliche Gleichstellung der Ehe­
gatten und Beseitigung aller einseitigen Schranken 
für die Frau sind daher die wichtigsten Postulate einer 
Familienrechtsreform. 

Ein Unrecht stellen auch die Bestimmungen über 
das außereheliche Kind dar. Es ist mit einem sozialen 
Recht nicht vereinbar, daß außereheliche Kinder 
gegenüber dem Vater keinen anderen Anspruch als den 
auf bescheidene Alimentation haben. 

Landesverteidigung 
Der demokratische Sozialismus hat die Pflicht zur 

Verteidigung der eigenen Nati-on stets anerkannt. Die 
SPÖ tritt daher für ein Bundesheer der allgemeinen 
Wehrpflicht ein. Dieses hat lediglich der Verteidigung 
unserer Grenzen zu dienen. Seine innere Organisation 
muß di,esem Zweck entsprechen. Die Dienstzeit ist so 
kurz zu halten, wie es mit der modernen Waffentechnik 
vereinbar ist. Jeder überscliüssige Drill ist zu ver­
meiden, und die Disziplin ist nicht auf militärischen 
Kadavergehorsam, sondern auf demokratische Selbst­
verantwortung zu gründen. Der Soldat muß auch in 
der Uniform Staatsbürger bleiben. Daher muß durch 
geeignete sozialpolitische Maßnahmen für die Wahr­
nehmung seiner eigenen Interessen und der seiner 
Familie während seiner Dienstzeit gesorgt werden. 

Die SPÖ ist sich der Tatsache bewußt, daß der 
Dienst im Bundesheer ein Opfer bedeutet; sie glaubt, 
der österreichischen Bevölkerung dieses Opfer zumuten 
zu dürfen, um ihr noch größere Opfer an Freiheit und 
Wohlstand zu ersparen. 

Frauenfrage und Bevölkerungspolitik 
Die Forderung nach der Gleichberechtigung der 

Geschlechter gehört zu den Gr1JI1dsätzen des Sozialis­
mus. Es ist daher an der Zeit, auch die letzten Hinder­
nisse wegzuräumen, die der vollen Gleichberechtigung 
der Frauen noch im Wege stehen. 

Die SPÖ fordert daher die gleichen Ausbildungs­
und Aufstiegsmöglichkeiten für Mann und Frau bei 
gleicher Quaiifikation, gleichen Lohn für gleichwertige 
Leistung und die Erschließung neuer qualifizierter 
Berufe für die Frau. 

Die SPÖ fordert die gesellschaftliche Anerkennung 
und Wertung der Hausfrauenarbeit. Sie erkennt die 
Mutterschaft als eine soziale Leistung an. Daher fordert 
sie die Hausfrauen- und die Mutterschaftsversicherung, 
eine öffentlich anerkannte und durch öffentliche Kör­
perschaften subventionierte Heimhilfe und Familien­
urlaub. 

Die SPÖ tritt.für die Schaffung von Voraussetzungen 
ein, die die gesellschaftlichen Schutzmaßnahmen des 
Strafrechts gegen die Schwangerschaftsunterbrechung 
überflüssig machen. Der Schwangerschaftsunter­
brechung ist durch Erziehung und Aufklärung, Bera­
tung und Fürsorge entgegenzuwirken. 

Durch Einrichtung und Förderung von Mutter­
beratungsstellen und Mutterhilfsanstalten sollen die 
Schwangeren über die volksgesundheitlichen Gefahren 
der Schwangerschaftsunterbrechung aufgeklärt und 
ihnen praktische Hilfe für die Aufziehung ungew ollter 
Kinder geboten werden. 

Bei der Feststellung der medizinischen Indikation 
soll unter Berücksichtigung aller modernen wissen­
schaftlichen Erfahrungen auf die sozialen und Um­
weltseinflüsse Rücksicht genommen werden. 

Die SPÖ bleibt sich der Tatsache bewußt, daß auch 
nach Herstellung der völligen juristischen Gleich­
stellung der Frau die soziale Gleichberechtigung noch 
nicht erreicht sein wird. Die Beseitigung der uralten 
Vormachtstellung des Mannes, die mit zahllosen Vor­
urteilen verknüpft ist, bedarf einer langwierigen, müh­
seligen Erziehungsarbeit an beiden Geschlechtern. 

Die junge Generation 
Der Sozialismus ist eine in die Zukunft weisende 

Bewegung. Seine Verwirklichung ist daher Angelegen­
heit der heranwachsenden Generation. Ihnen . sein 
Wesen begreiflich zu machen, ist eine unumgängliche 
Notwendigkeit. • 

Aber die heutige Jugend ist unter anderen Bedin­
gungen groß geworden als die Gründer und Schöpfer 
der modernen Arbeiterbewegung. Sie hat es erlebt, 
daß viele der Voraussagen über Frieden und Freiheit 
durch Diktatur und Krieg zuschanden gemacht w-orden 
sind, aber si-e hat ebenso die Hohlheit der faschistischen 
und kommunistischen Phrasen genügend durchschaut, 
um gegen jede lediglich an das Gefühl appellierende 
Propaganda mißtrauisch zu sein. 

So wichtig es sein mag, in der Jugend Verständnis 
für die Vergangenheit zu erwecken '-- wichtiger ist, 
daß jung und alt gemeinsam für G-egenwart und Zu­
kunft sorgen. Dafür müssen die Voraussetzung,en da­
durch geschaffen werden, daß der Jugend fo der ihr 
angemessenen Form Gelegenheit zur Mitarbeit und 
Mitverantwortung geboten wird. Dabei ist der Anschein 
jeglichen Zwanges zu vermeiden; nur freiwiÜ1ge Mit­
arbeit der Jugend ist sinn- und wertvoll. 

Mitbestimmung und Selbstverwaltung 
Ein demokratisches Gemeinwesen kann auf die Mit-

- arbeit und auf den Opfermut seiner Jugend nicht ver­
zichten. Erziehung zum verantwortungsbewußten 
Staatsbürger muß sich zwar in den Schulen auf den 
ganzen Lehrplan erstrecken, die Staatsbürgerkunde· 
muß aber auch als eigenes Lehrfach eingeführt werden. 
Die staatliche Gemeinschaft muß der jungen Genera­
tion die Möglichkeit b ieten, Regeln und Anwendung 
der Demokratie sich durch echte Aufgaben erarbeiten 
zu können. 

Für die Pflicht-, Mittel- und Berufsschulen ist ein 
weitgehender Ausbau von Schulgemeinden nach den 
Regeln der parlamentarischen Demokratie unerläßlich. 

In der Wirtschaft soll durch die gesetzlich vor­
geschriebene Wahl von Jugendvertrauenspersonen in 
den Betrieben Mitentscheidung und Mitverantwortung 
der arbeitenden ·Jugend gesichert werden. 

In allen Formen der Meinungsbildung im Wege 
öffentlicher Institutionen - vor allem des Rundfunks 
- müssen die Vertreter der Jugendverbände Gelegen­
heit zur Mitsprache haben. 

Die SPÖ bejaht die Notwendigkeit politisch orien­
tierter Jugendverbände. Sie sieht in ihnen ein w esent­
liches Element politisch bewußter staatsbürgerlicher 
Erziehung. Die SPÖ anerkennt als Voraussetzung für 
die freie Entfaltung der Jugendverbände, daß sie ihre 
Obliegenheiten in eigener Verantwortung verwalten. 
Aus der Selbstverwaltung in der Jugendorganisation ) 
und der Mitbestimmung am öffentlichen Geschehen 
soll die junge Generation Kraft und Sicherheit zur 
Handhabung ihrer staatsbürgerlichen Rechte gewinnen. 

Arbeit 
Die modernen Produktionsverhältnisse erfordern 

einen neuen Typus des berufstätigen Menschen. Dies 
setzt voraus eine jederzeit gesicherte Vollbeschäftigung 
der jungen Generation sowie eine nach modernsten 
Gesichtspunkten organisierte und gesetzlich fundierte 
Berufsausbildung. Die Bestimmungen über die Lehr­
zeit und die Lehrberufe sind durch moderne Gesetze 
zu ersetzen. Dazu gehören die gesetzliche Verankerung 
aller Ausbildungsstätten und das Recht der Mitbestim­
mung von Gewerkschaften und Arbeiterkammern in 
den Fragen der Berufsausbildung. 

Die öffentliche Berufsberatung soll allen jungen 
Menschen nach Eignung, pernönlichem Wunsch und 
nach dem Bedürfnis der Wirtschaft bei der Berufswahl 
helfen. 

Die Berufsausbildung hat sie auf die neuen Auf­
gaben der modernen Produktion vorzubereiten. Das 
erfordert die Mitarbeit der Öffentlichkeit und der ver­
staatlichten Industrie. Die Ausbildung des Berufsnach­
wuchses soll vor allem durch öffentliche Lehrwerk­
stätten und in den Berufsschulen erfolgen. 
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Auch die in der landwirtschaftlichen Produktion 
tätige Jugend soll zusätzlich durch Agrarberufsschulen 
und Jungbauernseminare herangebildet werden. Dabei 
wird besonders auf die Notwendigkeit hingewiesen, die 
Landjugend in ihren Arbeits- und Lebensbedingungen 
an den sozialen Standard der in Gewerbe und Industrie 
tätigen Jugend anzugleichen. 

Freizeit 
Die heute üblichen Formen der Freizeitverwendung 

bieten der jungen Generation kaum Gelegenheit zur 
Erholung, zur Ausbildung kritischen Denkvermögens 
und zur Entfaltung der Persönlichkeit. 

Die Vergnügungsindustrie verleitet besonders den 
jungen Menschen dazu, seine soziale Situation zu ver­
kennen, die ihm vorgespiegelte Scheinwelt auf den 
Alltag zu übertragen und in ihr zu leben. Der Alkohol­
konsum schädigt Gesundheit und geistige Entwicklung 
unserer Jugend. Um sie vor dem Mißbrauch durch die 
Verdummungsindustrie zu schützen, fordert die SPÖ 
die Bereitstellung öffentlicher Mittel, um die Lebens­
gewohnheiten der jungen Generation in vernünftige 
und ,sozial wertvolle Bahnen zu lenken. 

Dazu gehören vor allem Gemeinschaftszentren in 
Stadt und Land, die den Jugendorganisationen mit 
demokratischer Verwaltung -ein Heim bieten und von 
öffentlichen Gebietskörperschaften nach modernsten 

· Gesichtspunkten zu schaffen sind. Der Jugend ist das 
Recht der Selbstverwaltung zu wahren. 

Die SPÖ betrachtet den Sport als unentbehrliches 
Mittel zur Förderung der Volksgesundheit sowje als 
Erziehungs- ·und Bildungs.faktor ersten Ranges. Um 
seine inneren Werte voll entfalten zu können, muß der 
Gedanke des Amateurkörpersportes fortentwickelt und 
seine saubere Trennung vom Berufssport durchgeführt 
werden. 

3. Wirtschaft 
Vollbeschäftigung 

Vollbeschäftigung ist der Ausgangspunkt jeder 
modernen Wirtschaftspolitik. Eine ·Gesellschaft, die 
Arbeitsfähigen und Arbeitswilligen keine Arbeit gibt, 
handelt gegen den Sinn der Wirtschaft. Die Erfah­
rungen früherer Jahrzehnte haben die Menschen ge­
lehrt, daß Massenarbeitslosigkeit nicht nur für die 
Arbeiterschaft, sondern für alle Schichten der Bevölke­
rung Not und Unglück bedeutet, ja, daß sie imstande 
ist, die Struktur von Staat und Gesellschaft bis in 
ihre Grundfesten zu erschüttern. Seit dieser Zeit glaubt 
kein Sachverständiger in Politik und Wirtschaft mehr 
an das freie Spiel der Kräfte ; Meinungsverschieden­
heiten bestehen bloß über die Art, Ausmaß und Rich­
tung der Interventionen durch den Staat und durch die 
organisierten Kräfte der Gesellschaft. 

Die periodisch immer wiederkehrenden Krisen sind 
tief im Wesen der kapitalistischen Wirtschaftsordnung 
begründet, deren treibendes Motiv das Streben nach 
Profit ist. Unter gegebenen Umständen bedeutet Stei­
gerung des Profits Beschränkung des Einkommens der 
arbeitenden Schichten der Bevölkerung; das führt 
wiederum zur Beschränkung ihres Konsums, während 
die durch den Kapitalismus bewirkte Entwicklung der 
Technik und der Produktivkräfte die Masse und den 
Wert der erzeugten Waren steigert. Dieser innere, 
untrennbar mit dem Kapitalismus verbundene Wider­
spruch ist der wichtigste Grund der Krisen. 

Deren Beseitigung ist daher nur in einer Wirtschaft 
denkbar, die der Arbeiterschaft einen hohen Anteil am 
Sozialprodukt sichert und ihr Einkommen mindestens 
im gleichen Maß steigen läßt wie dieses. Die Erfahrun­
gen seit Beendigung des zweiten Weltkrieges haben 
bewiesen, daß nur ein rasch steigender Lebensstandard 
der arbeitenden Bevölkerung eine krisenlose Wirt­
schaftsführung ermöglicht. 

Eine zweckentsprechende Politik der Vollbeschäf­
tigung wird vielseitig und elastisch sein müssen; 
jedoch werden alle Maßnahmen zur Aufrechterhaltung 
der Vollbeschäftigung einen Grundsatz gemeinsam 
haben: sie müssen „antizyklischer" Natur sein, das 
beißt, sie müssen sich im entgegengesetzten Sinn wie 
der Ablauf der Konjunktur bewegen. Je nach dem 
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Abschnitt des Konjunkturverlaufs wird es erforderlich 
sein, die Investitionstätigkeit oder den Konsum an­
zuregen. 

Die SPÖ bekämpft alle Versuche, durch staatliche 
Zwangsmaßnahmen oder durch monopolistische Ten­
denzen der Privatunternehmer den Markt in einen 
Zustand der Erstarrung zu versetzen. Kartelle, Zölle, 
Einfuhrverbote, Kontingente müssen die Wirtschaft in 
nicht wieder gutzumachenden Nachteil gegenüber 
Konkurrenten auf dem Weltmarkt bringen. Die SPÖ 
ist sich der Tatsache bewußt, daß Österreich in einer 
von Monopolen beherrschten Weltwirtschaft keine 
Insel des Freihandels bilden kann, aber sie muß mit 
allem Nachdruck darauf verweisen, daß das Vorwalten 
monopolistischer Tendenzen ebenso zu einer Über­
höhung des Niveaus der inländischen Preise wie zu 
einer Verzerrung der Verteilung des Nationaleinkom­
mens führt : gerade die unproduktivsten Elemente be­
ziehen in einer durch monopolistische Einwirkungen 
erstarrten Wirtschaft unberechtigt" große Anteile am 
Sozialprodukt. 

Finanz- und Investitionspolitik 
Die Aufgaben des Staates, sind längst über die 

„Nachtwächter"-Rolle hinausgewachsen, die ihm der 
Manchester-Liberalismus einst zugewiesen hat. Auch 
die besitzenden Schichten fordern von ihm weitgehende 
Eingriffe in die Wirtschaft. 

So verschiedenartig die dabei angewendeten Mittel 
sein mögen - ihr Zweck ist überall der gleiche: Ver­
änderungen in der Verteilung des Volkseinkommens. 
Der Interventionismus leitet einen immer größeren Teil 
des Volkseinkommens in die Kassen des Staates, der 
ihn an die von ihm begünstigten Wirtschaftsgruppen 
weitergibt. Die öffentliche Finanzverwaltung ist auf 
diese Weise der treuhändige Verwalter eines erheb­
lichen Teils des Sozialprodukts geworden. 

Voraussetzung einer konjunkturbewußten Finanz­
und Budgetpolitik ist der Ausbau der Besteuerung, die 
die hohen Einkommen, die Kapitalgewinne und die 
Vermögen der Einzelpersönlichkeiten belastet. Die 
SPÖ ist sich der Tats-ache wohl bewußt, daß ein 
moderner Staat seine umfangreichen Aufgaben nicht 
erfüllen kann, wenn er sich auf derartige direkte 
Steuern beschränkt und sie höchstens durch indirekte 
Steuern auf Luxusgüter und Genußmittel ergänzt. Sie 
ist bereit, auch einer Besteuerung der Löhne und 
Gehälter sowohl durch eine direkte Lohnsteuer wie 
durch einzelne Verbrauchssteuern zuzustimmen, weil 
sie die Auffassung vertritt, daß der in Beschäftigung 
stehende Arbeiter und Angestellte die Verpflichtung 
hat, Alten, Kranken und Arbeitslosen durch das Er­
trägnis solcher Steuern die Mittel für Renten und 
Unterstützungen zur Verfügung zu stellen, ja, daß er 
auf diese Weise zur Sicherung seiner eigenen Existenz 
beiträgt; aber das kann nur unter der Voraussetzung 
geschehen, daß das Ausmaß dieser Besteuerung in 
einem angemessenen Verhältnis zu der der besitzenden 
Schichten. steht. 

Verbrauchssteuern auf unentbehrliche Gegenstände 
des Massenkonsums sind abzulehnen, da sie nicht nur 
die Minderbemittelten, vor allem die großen Familien, 
besonders hart treffen, sondern überdies die Preise in 
die Höhe treiben und zur Erstarrung des Marktes 
beitragen. 

Um die Konjunktur durch die Anpassung der Inve­
stitionen an ihren Verlauf zu beeinflussen, erachtet die 
SPÖ die Aufstellung eines mehrjährigen Investitions­
programms für zweckmäßig, dessen Verwirklichung 
durch den Einsatz von Steuermitteln und Anleihen zu 
gewährleisten ist. Diese Vorsorge des Staates ist durch 
die Anlage steuerbegünstigter Krisenreserven der 
Industrie zu ergänzen, die in Zeiten schwacher Kon­
junktur zur Belebung der .Investitionstätigkeit einzu­
setzen sind. 

Währungspolitik 
Im engsten Zusammenhang mit den Problemen der 

öffentlichen Finanzen stehen die der Währung und des 
Geldmarktes. Hier ist die Bekämpfung der Inflation an 
erster Stelle hervorzuheben. Neben den Sozialrentnern 
sind die Arbeiter und Angestellten am stärksten an 
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einiem stabi1en Geldwert interes siert: ehe es ihnen im 
V.'ege von Kollektivvertragsverhandlungen gelingt, 
einen Ausgleich für die gestiegenen Preise zu erlangen, 
ist d ie Geldentwertung häufig schon wieder so weit 
fortgeschritten, daß die Lohnerhöhungen illusorisch 
geworden sind. Die SPÖ fordert daher eine Finanz­
und Währungspolitik, die die Stabilität des Schillings 
sicherstellt. · 

Im engsten Zusammenhang mit der Stabilisierung 
des inneren Geldwertes steht seine Bewertung im Aus­
land. Diese kann auf die Dauer nur durch eine im 
Gleichgewicht befindliche Zahlungsbilanz gesichert 
werden. Eine hohe Lebenshaltung der Bevölkerung 
setzt eine möglichst wenig behinderte Einfuhr voraus; 
gleichzeitig werden auf diese Weise die Preise auf 
einem niedrigen Niveau gehalten. Das ist für die bei­
den grQßen Aktivposten unserer Zahlungsbilanz von 
besonderer Bedeutung: für den Export und den 
Fremdenverkehr. 

Hand in Hand mit den Maßnahmen auf dem Gebiet 
der Währung hat die Pflege des Kapitalmarktes zu 
erfolgen. Gerade für sie ist ein stabiler Geldwert 
unentbehrlich, denn ohne intensive Spartätigkeit 
breiter Volksschichten kann eine genügende Kapital­
bildung nicht erwartet werden. 

Die Spartätigkeit kann auch in Form des Wert­
papiersparens erfolgen. Auch gegen den Erwerb von 
Aktien durch breitere Bevölkerungskreise besteht kein 
grundsätzlicher Einwand; freilich werden hiefür erst 
die entsprechenden Voraussetzungen durch Sicher­
stellung der Bilanzwahrheit und durch besseren Schutz 
der Kleinaktionäre zu schaffen sein. Es ist allerdings 
absurd, von Klein- oder Volksaktien oder ähnlichen 
Formen des „Miteigentums" eine Veränderung in den 
Machtverhältnissen oder in der Verfügung über die 
Betriebe zu erwarten. 

Landwirtschaft 
Die SPÖ ist die Partei aller Werktätigen. Sie hält 

es daher für ihre Aufgabe, in Würdigung der großen 
geseUschaftlichen und wirtschaftlichen Leistungen des 
arbeitenden Landvolkes seine Interessen ebenso wahr­
zunehmen wie die der Werktätigen in der Stadt. 

Österreich ist ein Land, in dem der bäuerliche 
Klein- und Mittelbesitz die größte Rolle spielt. Im 
w ohlverstandenen Interesse der Gesamtheit läge daher 
die Führung einer Agrarpolitik im Sinne dieser Be­
triebe. Die heutige Agrarpolitik ist dagegen einseitig 
auf die Interessen der kleinen Minderheit jener Groß­
besitzer eingestellt, die durch Nutzbarmachung der 
Technik ihre Betrie be ,in kap.italistische F:armen nach 
amerikanischem Muster umwandeln. 

Die Erfahrungen der letzten Jahrzehnte haben die 
Auffassungen der Sozialisten als richtig erwiesen 1:md 
bestätigt. Die Entwicklung hat gelehrt, daß die freie 
Marktwirtschaft und das zügellose Profitstreben der 
Großkapitalisten und Großgrundbesitzer zum Unter­
gang der Landwirtschaft führen müssen. Die SPÖ 
bekennt sich daher grundsätzlich zu einer planvollen 
Lenkung von Produktion ur,d Verkauf in der Land­
wirtschaft, die den Landwirten sicheren Absatz und 
beständige und ausreichende Preise für ihre Produk­
tion verbürgen - Preise, die für den städtischen Kon­
sumenten erträglich sind. Der Versuch unterschiedslos 
jeden Zweig der Produktion schützen' zu wollen muß 
zu einer Übersteigerung der Preise und damit zu' einer 
Einschränkung des Absatzes führen. 

Grundsätzlich soll die Preispolitik so gestaltet wer­
den, daß die Arbeit in der Landwirtschaft ebenso be­
wertet __ wird _wie in den anderen Wirtschaftszweigen. 
Das wurde die Landwirtschaft auf eigene Füße stellen 
und Su_bv~ntionen entbehrlich machen. Diese sind als 
Dai:eremnchtungen abzulehnen, weil sie die allgemeine 
Preisgestaltung verzerren und das wirtschaftliche 
S~~icksal groß~r. Bevölkerungsgruppen von oft uner­
wuns~hten politischen Einflüssen abhängig machen. 
s~:weit Subvent~one1: als Übergangsmaßnahmen ge­
wahrt werden, smd sie den wirtschaftlich schwächeren 
Gliedern der Landwirtschaft zuzuteilen· ihre Ver:­
gebung hat unter weitgehender öffentlich~r Kontrolle 
zu erfolgen, damit Mißbrauch staatlicher Gelder und 
Protektionswirtsohaft vermieden werden. 

Um die wirtschaftliche Eigenständigkeit der ·L and­
wirtschaft sicherzustellen, ist der Genossenschafts­
gedanke wirksam zu fördern. Die Genoss,enschaften · 
sollen die Träger der agrarischen Planwirtschaft sein ; 
sie sollen zur Ausschaltung des Zwischenhandels und 
zur Erzielung eines stabilen Absatzes mit den Konsum­
genossenschaften Hand in Hand arbeiten. Es ist anzu­
streben, landwirtschaftliche Industriebetriebe (zum 
Beispiel Zuckerfabriken, Mühlen usw.) durch beide 
Genossenschaftsorganisationen gemeinsam führen zu 
lassen. Zwang.sw.irtsohaftliche E.ingriffe in die Org.arn­
sation des Absatzes sind zu vermeiden. Ebenso ist an­
zustreben, daß die heutigen ·staatlichen Institutionen 
(Fonds) ih selbständige, von der Regierung unabhän­
gige Körperschaften öffentlichen Rechts umgewandelt 
werden, in denen sich die Interessen der verschiedenen 
Gruppen nach w irtschaftlichen Gesichtspunkten, 
unbeeinflußt von politischen Kräften, ausgleichen wer­
den. Voraussetzung für das Gelingen dieser Pläne ist 
der Ausbau der Demokratie und des Schutzes der 
Minderheiten in den Genossenschaften und Landwirt­
schaftskammern, in denen weder Einflüsse der Büro­
kratie noch des Großbesitzes maßgebend sein dürfen. 

Die landwirtschaftliche Sozialpolitik hat von den­
selben Grundsätzen wie die für die Werktätigen in 
Industrie und Gewerbe (Arbeiter, Angestellte und 
Gewerbetreibende) auszugehen. Ebenso wie für diese 
als Ziel der Schutz des Schwächeren vor der über­
macht des Kapitals maßgebend ist, muß auch in der 
Land- und Forstwirtschaft d er Schutz rder Arbeiter, 
der Klein- und Bergbauern -in erster Linie stehen. 

Die SPÖ fordert daher für die Unselbständigen wie 
für die Selbständigen eine Sozialversicherung, die der 
:in Industrie und Geweribe geltenden entspnicht. Auch 
,andere ZweLge der Ve1'.Sicherung, wie zurrn Bei.spi-eI 
gegen Vi-eh1s-euchen oder · Hagelschäden, müßten J\ür 
j,eden Hof obligatorisch eing-eführt werden; die Kosten 
hi-efür sind durch Beiträge au:fiZJUJbring•en, dile der Be­
triebsgröße entsprechend .gestaffelt we!'den. Besonderes 
A!ugenmer:\{. i<st der durch:greilfenden Ve!'be.ss,erun1g der 
ländlichen Wohnverhältni,sse 21u-zu,wenden. 

Ein wichtiger T,eil der Agrarpolitik ffü: di<e w,irt­
schaftlich Schwächer en im. der Landwirtschaft b esteht 
in d er Zuteiltun,g von Boden für diej,enigen Höfe, die 
heute infolge Jhrer zu .g,eringen Größe keine selb­
s iändig·e Existenz ,sichern. Hie r ,ist ,ein Ausgl•eich durch 
Inanispruchnahrrne von Groß,grundbesitz Zlll schaff\en. 
Eine notwendige Ergänzun,g der Bodenreform stellt ein 
zur,eichendes Pächterschrut:z,g,esetz dar. Elbens,o sind rdi<e 
Zusammenlegu:rugen 1andwirtsdha,ftl'icher GrUJndstücke 
(Kommassationen) und die planmäßige Aursuockung 
v-on Kleinbetri-eben zu .fördern. 

Di<e Festigung der wirtschaftlichen Exiisternz des 
Bauern erfordert, daß ihm die moderne T,echniik Z/U,­

gänglich geimacht wird; dabei ist vor ,al1em au.f die Ent­
la,s1rung der Fr.a,uen durch Ei:nführ,ung von Haushia<lt­
masohinen Bedacht Zlll nehmen. 

Di-e kleinbäuerliche Produktion wi-rd durch di-e Er­
richtun,g von Landrrnas c'hinenhö:fien ,a111s öffentlich·en 
Mitteln auf da1s wirksamste gefördert, die von den Län­
dern oder Gememden zu führ-en sind. 

Um die Errungenschaften der · modernen Technik 
richtig ausnützen zu können, mruß di-e BerufsaU1S1bJl­
dung der Landbevfökerung drurchgrei.f.erid veribe,ssert 

Liebe (jenoffinnen 
un.t (jenoffen ! 

· Der Bund Sozialistischer Freiheitskämpfer 
wird im Jahr 1958 neue _Beitrittsmarken 
herausgeben. 
Wir machen gleichzeitig aufmerksam, daß 
von nun ab jedes Jahr neue Beitragsmarken 
ausgegeben werden. Es ist daher notwendig, 
die Mitgliedsbeiträge regelmäßig im lau­
fenden Kalenderjahr einzuzahlen. 
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werxlen. Zu die,sem Zweck sind im Zusammenhang mit 
den Maschinenhöfen Dorfgemeinschaftshä,user :im er­

. richten, die ,aruch dem Ausbau des Volkshochschul­
wes·ens di,enen süllen. 

Ein besonders wichti.ges Kapitel der Aigrarpolitiik 
bildet der Schutz des Waldes, der bLsher in Österreich 
urn.geibü'hrlich vemachlässLgt wurde. Kapitalistische 
Raffgier einerseits und wirtschaftliche Notlag,e von 
Klei!IlJbauern andererseits haben zu maßlosen Über­
•schlägerungen geführt, d,i,e nicht nrur den heutigen 
Waldbestand, s,ondevn is,eine Wiederaufforntung und dn 
weiterer Folge den ,gesamten Wia'Sserha1Usha11t rund 
damit Landw,iTtschaft ,und Industrie ,giefährde_n. Di,eser 
unsere Existenz bedrohenden Entwicklung ebenso wie 
der gefährlichen Vernchmutziun,g unserer Wasserfäufe 
muß unbedingt EinhaJt ,geboten werxlen. 

DaJs Problem der Landflucht wird am besten da­
rluroh g,elöst, daß dem Landvolk das gleiche materielle 
und kultureHe Lebensnirveau gewährleistet wivd wi,e 
der übrigen Bervölkerun,g, Diesem Zweck dienen am 
besten der AnliSbau der ländlichen So2li1a'1po1itik und des 
·wohnungswesens, die Festigung des Besitzes und der 
Ex~stenz der Klein- und Mittelbauern, die Hebung der 
BLLdung und die Vermittlung kultureUer Werte. 

Zwan,gisein,gr,iff-e irgendwelcher Ar.t in die Freizügig­
keit der Landbervö1keru111Jg lehnt die SPÖ grundsätzlich 
ab. Soweit die Landflucht das Arusmaß über.stei,gt, das 
durch die Mecihaniisierung der landwktschaftlichen 
Betriebe herbetgeführt wird, kann si,e wirrosam nu~ 
durch deren UmsteHun,g alU'.f eine ,echte B8Jllernpolitiik 
im Interesse der wirtschaftlich schwachen Gr,uppen de'S 
Land vsolkes bekämpft werden. 

Gewerbe 
Die SPÖ als Bartei al1er Werktätigen ist längst . zu 

der Überz.eu,giung gekommen, daß di'e überw.iegende 
Mehrzahl der im Handwerk, DetaHhandel, Verk,ehr und 
Fremdenvierk,ehr tätigen Selbständigen ,sowohl nach 
ihrer Interessenlage wie nac'h ihren Einkorrunens­
verhältntssen den Arbeitern· und Ang·estellten viel 
nähersteht a1~s den ,großkapitaUstischen GTI14)pen dn 
Industrie, Großhandel und Hochfinanz. Die Ansicht, 
daß das Gewevbe zum Absterben vevurteilt 1s1ei, hat 
sich als falsch erwiesen; wohl sind manche Teile in 
materielle .A!bhängigkeit von der Ind1UStrie oder den 
Ban~en gera1en, aber die Mehrheit ·hat sich behaiuptet, 
wenn 8JUCh ihr Einkommen nicht im gleichen Maiß g,e­
süegen ist wie das der meisten anderen Gesellschafts­
kla1ssen. 

Dais Gewerbe steht unter dem ständigen Dr.uck des 
Großkapitals; es leidet unter dessen ,direkter Konkur­
r,enz oder muß Rohmaterialen rund H:afüfabr.i:kate von 
Kartellen und Monopolen zu übermäfüg,en Preisen be­
zi,ehen oder wird (vor allem bei Markenartikeln) in. 
seiner Bewegungsfreiheit durch Prei'S- und QuaU.täts­
vorschriften der großen Erzeugerfirmen been'gt. Am 
meisten bedrückt es jedoch die Schw1erigkeit der 
Kredi tarufnahme; hier Wandel zru schaffen, 1st ei,nie der 
dringendsten Aufgaben. Bei ihrer Lös1Ung kann d.a,s 
Gewerbe .sefüst durch Gründung von Genossenschaften 
mithelfen. 

Immer mehr Gewerbetr,eibende werden erkennen, 
wie sehr ihre Exi,stenz von der Vollbesclhä,fti,gun,g und 
der hohen Lebenshaltung der Ar,beiter und An.g·es,tell­
ten abhängt; Arbeitslosigk,eit und Lohndruck bederu,ten 
nicht nur für den Lohnarbeiter, sondern auch für das 
Gewerbe Schmälerung des V,evdienstes. Aus dLes.er 
Interes,sen,geme,inschaft wiivd eLne ,solche der Gesinnung 
werden, denn Ar,beiter w.i:e Gewerbetreibende sind 
.ihvem Wesen nach demokratisch, wei,l beide · Gruppen 
nur in ·einer fre1en Gesellschaft das Gewicht -ihre·r Zahl 
in die Waag,scha'le werfen können. 

Gemeinwirtschaft 
Die SPÖ ers.tr.ebt ,eine Neru-ordnrun:g der Wirtschaft, 

die ·sichere Versorgung mit allen Gütern und ihr,e 
gerechte Vertehlung vel'bür,gt. Sie ,erstrebt dh:!s zur 
Überwindung der mit der · kapitalistischen Priv,at­
wirtschaft verbundenen Unsicherheit: durch ,gemein­
wirtschaftliche Planun,g. 

Weit über den Rahmen der Ar,bei,terschaft hinaus­
gewachsen und zu einer Partei geworden, die in allen 
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sozialen Gruppen u ,nd Klassen Wurzel ,gesc'hlagen hat, 
erhebt die SPÖ diese Fordevung ,im Namen der über­
wiegenden Mehrheit der Bevölkerung . 

. Die VoUbeschäfügum:gs,po1itik aUein l.mnn die 
ber,echUgten Fovderungen nach ständig steiigendem 
Wohlstand IUi!ld ,sozialer Sicherheit auf di,e Dauer nicht 
in vollem Ausmaß erfüllen. Da,s Zeitalter gewaltiger 
techni1scher Umwälzungen im Zeichen der Atomenevgie 
und Automatisi,erung wird auch zu eLner Zeit gewal­
ti,ger wirtschaftlicher Umwälzungen. 

'Die Vollbeschäftigung ,greift das Wesen der heuti­
gen Wirtschaft nicht an, .so tief die von ,außen ·korrunen­
den Eingrifl\e auch sein mögen. Noch immer verfügt 
die Klasse der kapital.istiJschen Unternehmer über die 
entscheidenden P,ositionen in der Wirtschaft; ,sie ist 
,sich der Tatsache voll b_ewußt, wd•e stark die mächtig 
emporgewachsene •sozialistiische Bewe,giung ihre Stel­
lung bedroht, rund daher bereit, ilb.re ,ganze po~iüsche 
Ull!d wirtschaftliche Macht ei.nziu:setzen, um m den 
bevorstehenden A•UJseinandersetzungen nicht zu unter­
Heg,en. Sie is.t daher unter Umständen auch ber,eit, das 
Risiko einer WJrtschaftskr1se auf sich zu nehmen, wenn 
sie ,sich von ihr eine Schwächung der Arbeiternchaft 
erhofft, in der sie mit Recht den Kern der •sozia1i1sti­
schen Bewegung erblickt. 

Die Unvollkommenheit der ,g,egenwärti,g,en Wirt­
schaftspo1'itik treibt ,also über skh selibst hinaiu:s: zu 
einer vollendeten Gemeinwirtschaft, in der nicht mehr 
das Interesse von Besitz und Profit, sondern das der 
Gesamtheit entscheidet. 

Aber es ,geht hier rum weit mehr a'1s um materielle 
Probleme. Wenngleich sich 1di1e Arbeiternclhaft die poli­
tische Demokratie erkämpft !hat und die ,soziale 
Diskriminierung der werktätig,en Schichten ver­
mindert worden i,st, so bleibt immer noch die alte Ab­
hängigkeit bestehen, durch die nicht nur Arbeiter und 
Angestellte als Lohn- und Gehalts·ernpfänger, sondern 
auch Bauern und Geweribetreibende, Kleinhän1dler und 
Intelle ktuelle afo Kreditnehmer und ,als Opfer von 
Monopolen aus,g,eberutet werden. 

Die wirtschaftliche Abhängig;keit wird gerade von 
der dcurc'h die Errin,gun,g der polfüschen Demokratie 
und di,e Beseitigung der alten soziialen Privile,gien 
se1bstbewußt gewordenen Masse der Werktätigen al,s 
ein unerträgliches Überbleibsel ,einer überholten Zeit 
empfunden. Der Sozi.a,Hs:m'Uls wird es durch echte Ge­
meinwirtschaft ersetz,en. Erst in ihT wirxl 'Sich die volle 
Freiheit der Persön1ichkeit U:Illd di,e =ein:g.eschrenkte 
Gleichberechtigung aller verwirk1ichen. 

Die monopolistische Wirtschaft der Gegenwart hat 
mannigfache Organisationsformen erzeiUJgt, die plan­
wirtschaft1iche Züge aufweisen. Man wivd ihnen ,aber 
den gemeinwirtschaffüchen Charalkter nicht zulbi.Uigen 
können. 

,Die v,on der 'Sozi,alfati,schen Bewegun1g angestrebte 
Gemeinw,irtschaft wird im Gegensatz da1zu drei Merlk­
ma'1e aufweisen: 

Umfassende Pl1anrung der Gesamtwirtscha1't; ihTe 
Aiusrichtcung alUf den Bedarf; die Besefögun,g jeder 
wirtschaftlichen Vürherrschaft einzelner Gruppen und 
Kla,ssen. 

Planung der Gesamtwirtschaft darf ,nicht mit ihrer 
Organi,s-ation verwechselt werden. Nichts könnte dem 
Grundgedanken ,echter Gemeinwirtschaft fremder rund 
schädlicher sein ·als eine bürokratische Zentr,aI­
wirtschaft nach dem Muster der nazisuischen Kriegs­
wir,tschaft oder der staatskapitaliistischen Wirtschaft 
der Sowj,etunion . 

Planung und Lenkung ohne Zwang 
Es wird für die Acufstellrun,g eines U!Illfassenden 

Wirtschaftsplans genügen, wenn bei einer bestehenden, 
nicht der Regierung unterstellten Org,anisatLon eine 
kleine Plankommi,s,sion errichtet wird, deren Aufgabe 
die Ausarbeitung ,eines Wirtschaftsbudgetis für einen 
längeren Zeitraum d'St. 

Entscheidend wirxl für diese Art der Pfancung sein, 
daß sie die Declrun,g des Bedar:fis als leitenden Gesichts­
punkt wählt. Für eine plan-wirtschaftliche Ovg.and,sation 
eignen sich daher vor allem diejenigen Waren und 

• 
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Dienste, deren Konsum ibei ,gleichmäßigen Prei-sen ent­
weder stabil bleibt oder sicih genau vorauSlber,echnen 
läßt. Dazu gehören einerseits der Verkehr, die Energie­
vernorgung und die Grundindustrien, andererseits die 
wichtigsten Nahrungsmittel und ·sonsti,g,en ErzertlJgnisse 
der Land- und Forstwirtschaft. Dazu gesellt sich die 
Bauwirtschaft al,s ein Sektor, de-ssen Umfang von den 
öffentlichen Gebietskörperschaften und den Wohi!11bau­
genossenscha,ften -in fa.,ngfristi,gen I>rogrammen fest­
gelegt werden kann. Produktion und Verkehr ,s,ind 
durch ein heute schon we itge'hend in öffentlicher Hand 
l:iefindliches oder von Genossenschaften au:6gebautes 
Finanzwesen zu ergiänzen ; hieziu •ist auch die Versiche­
rung in allen ihren Zwei,gen zu rechnen. 

Wenn d ieser umfangreiche Ausschnitt der Wirt­
schaft nach ,einheitlichen Gesichtsprunkten .gel:en'kt 
wird, ist eine weitg,e'hende AJus,schaitun,g von Kon­
juinlktuT- und Preisschwankungen zu erzielen. ZU die­
sem Zweck -sind di,e einzelnen Unternehmungen daczu 
anzuhalten, i,m Rahmen der von der. Planungskommis ­
sion ausgearbeiteten Richtlini-en miteinander fan.g­
friisti,ge L iefer- und Dienstverträge zu festen Pr,eisen 
ab,mschUeßen. 

Die gemeinwirtschaftlichen Unternehmungen 
Die Rechtsform der in dieses planwirtscha,ftliche 

System eingeg1iederten Unternehmun,gen wir,d kei!tl'e 
einheitliche sein. Grundsätzlich festzuhalten ist j,edoch, 
daß di,e Handl,un,gis:fiähigkeit und die Verantwortnmg der 
leitenden Personen nicht eingeschrä,nkt werden darf 
und eine übermäßige Zentralisierung zu vermeiden ist. 
Das Interes·se des Konsrum,enten, das der aussch'La,g­
g-ebende Gedanlke der PLanwirtschaft ,sein muß, i,st b ei 
einer Mehr:oahl von Unternehmungen des gleichen 
Zweig.es be:ss1er gewahrt al:s bei der Monopo'lstelLun,g 
eines ,einz·elnen. · 

Als Betri.ebsfonm wird j·e nach dem Charakter der 
Unternehmung die -genossenschaftliche oder e ine 
öffentlich-rechtliche gewählt werden. Dfe Genossen­
schaft wi'I'd besonders dort am Platz sein, wo der A<b­
satz von Nahrungsmitteln durch da·s z ,usamm-enwirken 
von bäuerlichen Or,gani,sationen mit solchen der städti­
schen Kons,umenten durchgeführt wJ,r,d ; handelt es :s1ich 
·um Betri-ebe von fokaler ,Bedeutung, ,so wir,d vor anem 
die Gemeinde oder das Land ,aJ.s Unteunehmer ,auf­
treten. 

In der Regel sind versta,atl-ichte Betriieibe, auch wenn 
sie die Form von AktiengeseHschaften haben, in .g,e­
meinwirtschaftMche Unterne'hmung·en umzuwandeln, 
auf der,en Führurng drei Faktoren maßgeblich einrm­
wirken haben: di,e öffentlich- r-echtlichen G ebiets­
körperschaften, vertreten durch Bundesr,egi,erung, P,ar­
lament und - soweit erforderliich - Länder und Ge„ 
meinden; die Koinsumenten, und zwar sowohl die 
letzten wie •auch dtl:e Weiterverarbeiter, vertreten durch 
ihr,e ·genos·senschaftJ.ichen !Und frei,en ücrganiisationen; 
sc'hl,ießlich diie ,in den Unternehmungen beschäftigten 
Arbeiter und AngesteMten. · 

Di,e For,m · der A;küeng,eseHschaft ,entspricht den 
demokratischen Ansprüchen an ·eine gemeinw,irtschaft­
lic'he Betr,i-ebsführung nicht; die Venstaatlichung, die 
zur Ablösung des privaten KapitaJ.i.sten unentbehrUch 
ist, kann nur aI,s Über,gang·smaßnahme angesehen wer­
den. Sie hat in Österreich ihren Zweck w eitgehend 
erfüIJ.t. Durch die beiden Veustaatlichrungs.g,esetze -i-st in 
einer bedeutenden Z.ahl von Unternehmungien der In­
dustri<e, der Energ,i-ewirt·schaft und des Bankwesens das 
private Kapital durcih d en Staat erfo1greich 1abg,elöst 
worden. Die dadurch erwachsenen Vortei1e 'haben d en 
vernta,atlichten Sektor zu ,einem unentbehr1ichen Be­
standteil der Gesamtwirtscha,ft ,gemacht. 

iJJa,s Interesse der Gesamtwirtsc'haft wioo darüber 
zu -entscheiden haben, ob ganze Erwerbszweige -oder 
nur einzelne Unternehmungen in d'i-e Gemeinw irtschaft 
e inzubeZJiiehen sind. Weite Bereiche, wi,e vor aHem 
Unternehmungen mit rasch w echselndem Produiktions­
programm oder W,irtschafts,sektoren mit überwiegen­
dem KJ,einbetrieb werden wohl ,immer der freien 
Unter,nehmertäügkeit vorbehalten bleiben. 

Enteiignung,en ,sol'len ,auf das mit dem •angestr,eibten 
Ziel zu vereinbarende Mindestmaß beschränkt werden · 
sofern sie nicht zu umgehen s-i-nd, sind die Eli.gentüme; 

nach dem inneren Wert der übertr,a,g,enen Vermögen-s­
stücke voll ZJU entschädig,en. Eigentum, das der ei-g•enen 
A·rbeit dient, darf nicht ·enteignet weuden. 

Die Gemeinwirtscha-ft darf nicht zur Begründung 
neuer. M.achtpos,itionen werden, •sei es einer -staatlichen, 
sei es einer neu,en Wirtschaftsbürokratie. Die Gemein­
wirtschaft ,soll dem V,olksg.anzen dienen ; sie muß von 
seinem Vertrauen getragen ·sein. 

·Ei-nen ber-echtigten Anspruch auf Einblick rund Mit­
bestimmung haben die in den Betrieben ,selbst tätigen 
Arbeiter und Angestellten, ohne deren verständni,svol1e 
Mitarbeit das ,große Werk der Umg,estaltung ·nicht ge­
J,ing,en kann. Mitarbeit, gegenseitiges Vertmuen und 
Verantwortung a'.Uer Beteiligten sind di,e Grundpfeiler, 
auf denen eine echte Gemeinschaft ruhen muß. Ihre 
Vorausse tzung ist daher der Ausbau der Wirtschafts­
demokratie, ohne die ,eine P,J,anwirtschaft ZJU e iner 
Zwangs- und Ausbeuterwirtschaft ,nach kommuniisti­
schem Muster enta·rtet. 

Wirtschaftsdemokratie 
Die Bntw.ickl.Jung der Wirtscha,ftsdemdkratie ,gehört 

ebenso zu den Kennzeichen unserer Z.eit wie die der 
poliüschen Demokratie. Eline -ist ohne die andere nicht 
zu denken. Der Freiheitsgedanke, der ·sich mit unwider­
steh1icher Gewalt ausbreitet, drängt nach Vollendung; 
da:ou g,ehört die Änderung des Chamilders der Aubeit : 
ihre Würde 'ist durch das Verhältnis von Kapital Und 
Lohnarbeit unerträgHch ibeeinträchti.gt. 

Das Arbeitsmotiv des fre,Len Menschen wird e in an­
deres sein ·als da,s des ,abhängigen Proletariers ; während 
dieser durch d,ie Flurcht vor Hun,ger und Aribeitslos,tg­
keit zur Anspannung ,sein1er Kräfte v·eranlaßt wloo, 
wird jener seine Täti,gkeit a1s bewußten Dienst an der 
Gemeinschaft auffassen. Unzweifelhaift hat d er Egois­
mus, der ,seine ausgepr ägteste F\orm im kapitaU-stisc'hen 
Profitstreiben gefunden hat, techniisc'h ,große Leistungen 
vollbracht und der Menschheit den Weg zum Reichtum 
eröffnet, ,a:ber sie hat das mit der s tändigen Unskher­
heit ihrer Exd1stenz bezahlt; si,e ,ist nicht gewillt, diese 
noch läng,er 'auf s.ich zu nehmen. 

Wenn die Werktätigen an.1·s Selbstvera ntwortung und 
aus Ei-ns-icht in die wirt·schaffüchen Notwendi,glkeiten 
ihre Arbeit verrichten soHen, dann muß ihnen ein an­
gemes•sener Anteil an der Gesta.Jtun,g der Wiirtschaft 
geg,eben werden. 

Die Gewerkschaften 
Die SPÖ vertritt den Standpunkt, daß Gewerk­

schaften a'llf freiiwilhlg.er Mitg1iedscha,ft beruhen und 
von Sta,at und Parteien unabhäng,ig sein sol'l:en. 

Das Streikrecht darf IJJicht angeta,stet weooen. Die 
A:ribeiter und Ang,este1lten haben nicht nur -gegenüber 
pruvaten, sondern auch gegenüber öffenfächen und 
gemeinwirtschaftlichen ATbeitgebern das Recht, von 
d,er gemeinsamen Arbeitsv·erweigerun,g Gebrauch zu 
machen. Jedoch soll gütl.Jiche Schlichtung versrucht und 
die Berechti,gun,g die ser letzten !Und ·schärfsten Kampf­
maßnahme g,ewiss,enhaft überprüft w erden, -bevor von 
ihr Gebr,auch gemacht wioo. 

Die Betriebsräte 
Im Rahmen der Gewerkschaften haben die Betriebs­

räte e ine ständig w.achsende Bedeutung erlangt; sie 
können nur dann wirken, wenn ,s,i,e g,etrag~n ,s-ind von 
der au,s der So'lidar,ität stammenden Kr-aft der g,esam­
ten Klasse; j·eder , Vernuch der Z.erspli tterung der Ge­
saimtbewegung auf di-e ·einzelnen Betri,ebe, jede Hint­
ansetzun,g der Solidar,ität mit der Gesamtheit hinter 
den Betriebsego:ism'l.ls kann nur die 'l.l,ngünsti,g,sten Er­
g,ebnrl.s,se für Gewerk-schad't und -Betrieibs:r,at br,ingen. 

Aber wenn d ieser ,seiner Stellung ,inne:riha'Lb der 
gesamten Arbe,iter<bewegwng bew ußt bleibt, kann er 
ihr unschätzbare Di,enste leisten. Er w ird der Mittler 
zw ischen Gewerkschaft und Mitgl!i,ed, ebenso auch zwJ­
schen Betr,iebsleitung 'Und Be1egschaft sein. Er wird 
sich stets ,als Vertreter d er InteTe&S·en se1ner Wähler 
zu 'betrachten haben, aber er wioo auch dahin wirken 
müs:s,en, daß jeder Arbeiter !Und Angestellte Verständ­
ni,s für die wirtschafUichen Notwendigkeiten des 
Bet:riiebes 'bekommt. 
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Die Genossenschaften 
iDie Genosenschaft ist die dritte Särule, ,au,f der die 

Arbeiterbewegrun,g neben Partei und Gewerkschaft 
beriuht. Die Form der Genossenschaft ist di<e geschicht­
lich älteste der Gemeinschaftsarbeit und damit der 
menschlichen Arbeit überhaupt; •sie hat Jihre Bederutung 
nicht eingebüßt, sondern, wie vor •alJ-em d~,e Entwick­
l<ung der bäu-erlichen Genossenschaften und der städti­
schen Konsumgenossenschaften bew,eist, in d er Gegen­
wart neues Leben gewonnen. 

Die KoI11sumgenoss·ensclmften können :s.icih nrur dann 
voll entwickeln, wenn ste mit der privaten Wirtschaft 
unter den ,g,1eichen Beding.ung,en konllru,rrieren können. 

Die moderne Gemeinwirtschaft weist den Genossen­
schaften neue Aufgaben zu; ihre Stärkung ist daher 
für die sozia1istische Bewegung von ausschlaggebender 
Bedeutung. Neben den Konsumgenossenschaften for­
dern die Siedlungsgenossenschaften unser,e größte 
Aufmerksamkeit. 

Bei den Genossenschaften - wie bei den Gewerk­
schaften - handelt es sich um ·eine politisch neutrale 
Or,gaillisation, mi•t der sich die SPÖ durch die Grund­
sätze wahrer Demokratie und gemeinwirtschaftlicher 
Arbeit im Dienste der Gesamtheit eng verbunden fühlt. 

4. Sozialpolitik und Sozialversicherung 
' . 

Arbeitsrecht, Arbeitsverfassung, Arbeitsmarkt 
Auf dem Gebiet der Sozialpohltik hat dte soz,iali­

stische Bewegung umfassende Erfolge errungen. Ein 
Ver.gleich mit ihren früheren Programmen beweist, 
daß deren Forderungen zum großen Teil nicht nur 
verwirkl.icht, sondern sogar übertroffen worden sind. 
G1eichzeitig aber hat es ·sich erwies·en, daß •aUe Pvo­
phezeiungen konservativer und liberaler Ökonomen 
und Politiker über diie angebliche Unerträgl,ichkeit der 
„sozialen Lasten" völlig unrichtig waren. Im Gegenteil 
- es liegt heute klar zutage, daß moderne Technik 
und moderne Lebenshaltung ohne den sozialpo1itischen 
Unterbau undenkbar sind. 

So groß aber die bisherigen Erfolge waren - das 
Werk ä.st noch längst nicht abgeschlossen, ja der Fort­
schritt selbst wirft ständi.g neue Probleme auf, die 
nach neuen Lösungen drängen. Darum wird die .sozia­
hlstische Bewegung in Zusammenarbeit mit den Ge­
werkschaften auch w,eiterhin bemüht s·em, die öster­
reichische Sozialpolitik, die Stie mit Recht als ,ihr Werk 
ansieht, zu ,erweitern und zu vervollkommnen. 

Auf dem Gebiet der Arbeitsverfassung ,stehen dte 
Bestätigung des Koalitions- und Streikr,echts in der 
Bundesverfassung sowie die Verbesserung und Er­
weiterung des Geltungsbereiches des Betriebsräte­
gesetz,es im Vordergrund. Als wichtig,s,te Maßnahme 
des Arbeitsrechts ist die Vereinheitlichung der Kom­
petenzbestimmungen der Bundesverfassung über das 
gesamte Sozial- und Fürsorgerecht anzusehen. Eine 
dem technischen und wirtschaftlichen Fortschritt 
Rechnung tragende Gestaltung des Arbeitsmarktes 
erfordert eine fortschrittliche Organisation der Ar-
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beitsämter, ·der Arbeitsvermitt1ung und der Berufs­
beratung runter Mitwirlmng der Gewerkschaften. 

Die Verkürnung der Arbeitszeit ist ,eines der wich­
tigsten Anliiegen der österreichischen Arbeiterbewe­
gung; die Fünftagewoche bei vierzigstündiger Woohen­
arbeitszeit kann nur . als Nahziel gelten. 

Sozialversicherung 
Auf dem Gebiet der Sozialv.er.sicherung wird die 

SPÖ vor allem zwei große Neuerungen anstreben: den 
a:Ugemeinen Voliks,gesundheitsdti.enst und die Volks·­
pension, die allen Bürgern unseres Staates zugute 
kommen soll, gleichgültig welchen Beruf sie ausgeübt 
haben und ob sie selbständig oder unselbsfänd:ig tätig 
waren. Um dieses große Projekt zu verwirklichen, ist 
ein nach den Grundsätzen der Selbstverwaltung ge­
führter Träger der .sozialen Sicherhei,t zu schaffen. 

Familienpolitik 
Eine Generationn von aufrechten Männern und 

Frauen soll heranwachs,en; der Geist der Demokratie 
wüd .sie ·ebenso in der kleinen Gemeinschaft der 
Familie formen wie in den .größeren von Staat und 
Gemeinde. Dies·e Entwicklung wüid von der Erkenntnis 
getragen sein, daß freie Menschen durch nichts stärker 
aneinander gebunden werden a1s durch das Gefühl 
der Selbtsverantwortung. Es wird einer umfassenden 
Bildungs- und Erziehungsarbeit b edürfen um auf 
d<ies e Weise ein neues Fami1ieng•efühl zu er~ecken . 

Die neue Familte muß die gleichberechtigte Stel­
lung der Frau als Grundlage ansehen; ebenso muß sie 
darauf verzichten, die heranwachsenden K,inder durch 
die alten Zwangsmethoden der Erziehung in Zucht 
zu halten . 

Nur dann, wenn siich die FarniLie ineu formt dürfen 
wir hoff,en, die drängenden Probleme der Jugend zu ­
lösen, aber auch das Übermaß materialistischer In­
stinkte zu bekämpfen, das sich im Rausch von Lärm 
und Geschwindigkeit, von hemmungslosem Genießen 
und RücksichtslosJgkeit geg,en die Individualität des 
Nächsten äußert. Diese Erscheinungen, die unserer Zeit 
das Gepräge aufdrücken, lassen die Gewalt der sich 
vollziehenden .g,esellschaftlichen Umwälzung in ein­
dringlicher Weise -erkennen. Die Geg·enwart braucht 
Maßnahmen geg,en diese Er.scheinung,en, die jegliche 
Demokratie bedrohen. · 

Die moderne Psychologd.e ist zu der Erkenntnis ge­
kommen, daß die Geborgenheit der Familie eine 
w esentliche Voraussetzung für die harmonische Aus­
bildung der kindlichen Seele ist. Viel-e Fragen, die als 
Probleme der Jugend erscheinen, sind in Wirklichkeit 
auf die Problematik des Verhaltens und der g,egen~ 
seitigen Beziehungen der Eltern zurückzuführen. Es 
ist daher -eine der dr,ingendsten Aufgaben der Geg,en­
wart, die Gründung von Familien zu erLeichtern und 
ihnen festeren Halt zu verschaffen. Die SPÖ geht 
dabei von derri Gedanken aus, daß die Festi.gung der 
Familie ,in ersiter Linie -ein moralisches und erziehe­
r.isches Problem ist. 

Unter den w.irtschaftlichen Maßnahmen steht der 
Wohnungsbau weitaus an er.ster Stelle. Der Bestand 
der Familie kennt keinen ärg,eren Feind als die Woh­
rn.mg,snot; nur in einer geräumigen, freundlichen 
Wohnstätte wird ein harmonisches Zusammenleben 
der Familienmitglieder möglich werden. 

Die Sorgen der jungen Ehepaare um die Beschaf­
fung der Wohnungseinrichtung .sind durch unverzins­
liiche Darlehen aus öffentldchen Mitteln mit langen 
Rückzahlungsfr.i-sten und durch Verbillig,ung der Haus­
haltgeräte und Möbel zu erleichtern. Die Gehaltspolitik 
der öffentlichen Gebietskörperschaften müßte so ge­
ändert werden, daß schon i!Il. jungen Jahren Gehalits­
sätze erzi,elt werden, die eine Familieng·ründung ,er­
möglichen. Die SPÖ bekennt sich zu ,einer positiven 
Bevölkerungspolitik und fordert, daß diese Mutter 
und Kind besonderen Schutz ang,ede ihen läßt. 

Die wirtschaftliche Grundlage der Familie i-st durch 
den Ausbau der Kinderbeihilfen zu erweitern; diese 
sind Steuerbegünstigungen vorzuziehen, die Familien 
mit höherem Einkommen vor ärmeren begünstigen. 

• 

• 



• 

• 

Zur Überwachung und zur ständigen Anpas,sung 
aller Maßnahmen zum Schutz und zur Förderung der 
FaID:i~ie sin~ _bei den öffentlichen Gebietskörperschaften 
fam1henpohtLsche Referate einzurichten . 

Wohnen und Bauen 
Die Lös~ng der Wohnung,sfrag,e ist eine Hauptsorge 

unserer Zeit ,geworden. Ohne sie i,st ,eirne rationelle 
Fa:miL!enpolitiik unmöglich; das Vorhandensein eines 
re1chhchen Angebots an Wohnung,en ist auch die Vor­
au_ssetzung jeglicher Wirtschaftsplanung ja sogar j-eder 
Wirtschaftspolitik. ' 

E,~. _ist ?'ah~r unbedingt erforderlich, durch r ege 
Bautatigkeit rocht nur den gegenwärtigen Bedarf zu 
decken, sondern darüber hinaus eine freie Reserve zu 
schaffen, ohne die die Freizügigkeit der Ar,beiter und 
Angestellten ein papi,er,enes Recht b1'eibt. Dabei ist es 
sel?.stverständl,ich, daß die neuen Wohnungen nach 
Große und Aus•stattu.ng den gegen früher gesteigerten 
Anforderungen der Mieter entsprechen und daß die 
alten minderwertigen allmählich ausgemerzt und 
durch vollwertige ersetzt werden. 

_Di.e Erfül~ung dieser Aufgaben ist öffentliche Ver­
pfü~htu1:1;g; sie kann und darf nicht allein dem Privat­
kapital uberlassen werden. Sie kann ,es nicht, weil di-e 
dann entstehende Hausherr,enrente Mieten erfordert 
deren Abgeltung in den Löhnen und Gehältern de; 
Industrie :unerträgliche Lasten auferlegen und den 
Export we1tg,ehend unmöglich machen müßte· -sie darf 

. es nicht, weil die Belastung der sozial sch~ächsten 
Gruppen, der ~entner und Fürsorgeempfäng,er, den 
Vorstellungen emer echten Demokratie widerspricht. 

. Soweit die _Ha~.1Sherrenrente beseiti_gt wird, ergeben 
s1c1:1, zwar . M1etzmse, di,e den gegenwärtigen ,allge­
memen Wirtschaftsbedingungen angepaßt sind· -si,e 
m~chen jE;do~h _einen Wohnungsbau unmöglich, d~r an 
pr1vatkap,1tahshschen Gesichtspunkten orientiert ist. 
Es bleiben daher hauptsächlich zwei Quellen: öffent­
liche Mittel und Mittel, die der Wohnungswerber 
se1bst zur Verfügung stellt. 

Der heutige Zustand des Wohnungsmarktes ist 
völlig unübersichtlich. Die wichtigste Forderung hat 
daher der Vereinheitlichung der Aufbringung und 
V._erwaltung der Mittel zu gelten. Den Wohnungs- und 
Siedlungsgenossenschaften ist neben den Gemeinden 
- und im Zusammenarbeit mit ihnen - der ihnen 
gebührende Anteil zu gewähren. 

Die Gestaltung der Mietzinse hat auf die wirt­
schaftlichen Notwendigkeiten Rücksicht zu nehmen· 
die Deckung der Kosten für die Instandhaltung und 
den laufenden Betr,ieb ist unumgänglich. Nach der 
heutigen Gesetzeslage er,geben sich erhebliche Unter­
schiede zwis chen verschiedenen Kategorien neuer und 
alter Wohnungen sowie zwischen d en verschiedenen 
Ländern und Gemeinden. Diese Differenzen haben 
höchst unerwünschte Wirkungen auf die Gestaltung 
der Reallöhne. Ihre Ausgleicnung durch möglichst ein­
heitliche Gestaltung der Mietzinse und, soweit das 
nicht möglich ist, durch ,eine Abgabe die unter Be­
rückskhtigung der Qualität der WohI11Ung und der 
?egenwärtigen Belastung der Mieter eingehoben wi,rd, 
1st anzustreben. Die Erträgnisse dieser Abg·abe wären 
für Reparaturen und für Wohnbauförderung zu ver­
wenden. 

Besonder,es Augenmerk ist der Verbesserung der 
ländlichen Wohnverhältnisse zuzuwenden, die wesent­
lich schlecht,er als die städtischen sind. Der Bau von 
Landarbeiterwohnungen ist eines der wichtigsten 
Mittel zur Verhinderung der Landflucht. 

Um der bei einer regen Bautätigkeit unvermeid­
lichen Bodenspekulation entgeg,enzuwirken, sind föe 
aus der Steigerung der Grundstückpreise ,entstehenden 
Gewinne durch Wertzuwachsabgaben abzuschöpfen. 

5. Kultur 
Sozialismus und Kirche 

Der Sozialismus erstrebt eine bessere und ,g,er,ech­
tere Ordnung der Wirtschaft und Ges-el1schaft als sie 
der Kap,itaHsi:nus zu bieten vermag; sein Anli~gen ist 
daher von d.Jeser Welt, so daß er in diesem Sinne 

k~ine _Weltanscha_uung dar.stellt. Er will seine Aufgabe 
mit w1ssensohaftl!chen und politischen Methoden lösen 
und appelliert an . den Verstand und die Über1egung 
der Menschen; er 1st und will nicht eine Religion: oder 
ei~ Religionsersatz sein, der seine Anhänger durch 
glaub1g,en Gehorsam zu gewinnen sucht. 

Alle gesellschaftlichen Bindungen des Menschen 
sind durch Sitte und Moral bestimmt. Da der Sozia­
lismus eine neue Gesellschaft formen will kann er 
~ragen der Moral und Ethik nicht gleichgültig gegen­
uberstehen. J .ede der großen Weltreligionen ist un­
trennbar mit einem umfassenden Sittenkodex v-er­
knüpft; überdies greifen .s,ie durch ihre Vorschriften 
in das gesellschaftliche, wirtschaftliche und politische 
Leben ein. Daraus er,g,eben sich zwischen dem Sozialis­
mus und den religiösen Organisationen Berührungs­
unter Umständen auch Streitpunkte die es zu regel~ 
~lt ' 

Der Sozialismus e rstrebt eine Gesellschaft frei,er 
und .gleichberechtigter Menschen. Um sie herbeizu­
führen, können die ,sozialistischen Parteien nur mit 
Anhängern von Weltanschauungen und Religionen zu­
sammenwir~en, dLe ,sich nicht bloß theoretisch zu den 
Grundsätzen der Freiheit U[ld Gleichheit bekennen 
sondern ·sie auch in ihrer Praxis anwenden. Der Sozia~ 
l.ismus lehnt jedes Vorrecht und jeden Anspruch auf 
ein solches ab, gleichgültig, aus welchem Grund es 
abgeleitet wird - aus dem Besitz oder der Geburt 
der Rasse, der politischen Stellung oder der Zugehörig~ 
keit zu einer religiösen Gemeinschaft. Der Sozialismus 
übt allen Weltanschauungen und Religionen gegen­
über, die sich zu diesen Grundsätzen bekennen voll­
ständige Toleranz, in der selbstverständlichen V~raus­
setzung, daß sie auch ihm gewährt wird. 

Darüber hinaus ist er bereit, positiv mit allen 
r-eligiös-en und weltanschaulichen Gemeinschaften zu­
sammenzuarbeiten, deren Ethik seinen Grundsätzen 
entspr,icht. Noch ehe der Sozialismus durch Marx und 
Engels beeinflußt worden 1st, hat -es einen christlichen 
Sozialismus geg,eben. Er hat sich stets neben dem 
Marxismus rund a!nderen, weltanschaulich indifferenten 
sozialistischen Strömungen behauptet und stellt nach 
wie vor iIJ. vie1en Ländern die maßgebliche Form des 
Sozialismus dar. Es wäre unverständlich, daß eine 
ReLigion der Nächstenliebe nicht mit dem Sozi-aHsmus 
v,ereinbar s·ein soll. 

Wenn sich trotzdem ,in der Vergangenheit tiefe 
Gegensätze zwischen manchen christlichen Kirchen -
vor allem, .aber durchaus nicht allein, der katholi­
schen - und dem Sozialismus her.ausgebildet haben, 
so sinid die Urs-achen dafür in ,erster Liinie in kirch­
lichen Ansprüchen auf politischem und wirtschaft­
lichem Gebi,et zu suchen, -die mit den Zielen des Sozia­
lismus unvereinbar sind, wenn auch nicht v,erkannt 
wenden s oll, -daß sich diese Kirchen durch manche 
sozialistischen, zumeist vom Liberalismus übernom­
menen Anschauungen angegriffen fühlten. 

Wenn die Ki-rchen die von ihnen für sich gefor,derte 
Toleranz auch dem demokratischen Sozialismus zu­
billigen, wird .sich der W·eg zu •einer Verständigung 
zwischen ihnen und der sozialistischen Bewegung 
eröffnen. 

Schule, Hochschule, Forschun,g 
Der Sozialismus hat das Bildungsprivileg der be­

sitzenden Schichten stets als ein besornder.s bedrücken­
des Symbol der Herr.schaft des Kapitali.smus empfun­
den. Die ,sinnlose Verschwendung von Begabungen 
durch ,ein System, das dem wenig Begüterten den 
Zugang zu W.i.ssen und Kultur versperrt, ist eine der 
ä11gsten Beleidli,g,ung,en d€'1" menschlichen Wü,r,de; sie ist 
in unserem demokratischen "Zeitalter unerträglich 
geworden. 

Die immer rascher werdende technische Umwälzung 
läßt die bisherig,en Formen der Volks-, Haupt- und 
Berufsschulen als immer weniger zulänglich er­
scheinen. GLeichzeiti,g weisen ·alle Untersuchungen 
darauf hin, daß die heutige Jug,end erst in höherem 
Lebensalter die intellektuelle Reife erreicht als die 
vorhergehenden Generationen. 

Die Kombmation beider Elemente erfordert eine 
Änderung der Schulzeit: sie muß von acht auf neun 
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Jahre ausgedehnt werden. Das gewonn.ene Schuljahr 
soll zu einer gründlichen Vorbereitung auf das prak­
tische Leben verwendet wer.den, indem den Schülern 
ebenso die Grundlagen der modernen Naturwissen­
schaft und Technik wie der Staatsbürgerkunde und 
der Wirtschaft vermittelt werden. 

Die Lehrmethoden der HochschuLen wären von 
Grund auf umzugestalten. An die Stelle des ve ralteten 
Vodesungsbetr,i,ebes müßte ,eine ständLge Überwachun,g 
des Studienfortganges treten; nur auf diese Weise 
wird ·es gelingen, an Stelle des väterlichen Geldsacks 
Fleiß und Begabung zu den einzigen Garanten des 
Studienerfolg,es Zl\l machen. 

Gleichzeitig müßten Aufbau und Lehrplan der 
Hochschulen geändert werden, indem den Änderungen 
der Sozialstruktur und der sozialen Anschauung,en 
gebührend Rechnung ,g,etm,gen wivd. Da'S jm,idi,sch•e 
und staatswissenschaftliche Studium ist den Bedürf­
nissen der heutigen Verwaltung und Rechtsprechung 
sowie der Wirtschaft anzupassen und lebernmäher zu 
gestalten; es muß eine e igene Hochschule für Politik 
und soziale Studien errichtet werden. 

Die sinnvolle Verwendung der öffentlichen Gelder, 
die für die Wissenschaft verwendet werden, wäre 
durch die Errichtung eines Forschungsrats sicherzu­
stellen, der aus unabhängigen Männern und Frauen 
der W,issenschaft und Praxis zu bestehen hat. 

Hand in Hand mit dieser Reform "des Lehrplans 
und Aufbaus von Schule und Hochschule muß eine 
solche Jhrer sozialen Grundlage erfolgen; der Besuch 
sämtlicher Schulen - einschließlich der Hochschulen -
muß vol\kommen kostenfrei sein. 

Besondere Aufmerksamkeit muß der materiellen 
Unterstützung der Hochschulstudenten geschenkt wer­
den. Ihre Zulassung zum Studium darf nur unter den 
rigorosesten Vorbedingungen geschehen; ,im Zusam­
menwJrken mit anderen interessierten Institutionen 
muß der Staat durch Gewährung ,ausreichender Bei­
hilfen dafür sorgen, daß sie sich, unbeschwert durch 
materi,elle Rücksichten, nur dem Studium widmen 
können. Das W,erkstudententum, das mit ,einem inten­
siven Studium unvereinba,r ist, muß beseitigt werden. 

Volksbildung 
Auf diesem Zweig des Bildungswesens hat die 

sozialistische Bewegung frühzeitig Großes geleistet. 
Sie wird auch in Zukunft fär,e Kraft und ihren Ein­
fluß sowohl der Arbeiter- ais ,auch der Vol!ksbHcln.m,g 
wLdmen, um so mehr, als die · fortschreitende Ver­
kürzung der ArbeJtszeJt die si!llnvolle Verwendung der 
Freizeit zu ,einem immer dringenderen Problem macht. 

Die SPÖ lehnt es jedoch aus grundsätzlichen Er­
wägiun,gen ab, nach Art totalitärer Bewegungen in das 
Privatleben des •einzelnen einzugrei:fien. SJe wird sich 
stets bemühen, ihren Anhängern Möglichkeiten der 
Bildung zu schaffen !Und .ihnen Anregungen zu ihr,er 
Benützung geben - sie wird niemals daran denken, 
einen Zwang ä.n dieser Richtung auszuüben. Di,e Frei­
heit des Geistes darf niemals - auoh nicht zu schein­
bar guten Zwecken - beeinträchtigt werden. 

Kunst und Kultur 
Das Bedürfnis nach Kiu.nst und Kultur gehört zu 

den elementarsten Lebensäußerungen des Menschen. 
Die .sozialistische Bewegung hat es stets für ihre vor­
nehmste Aufgabe gehalten, iin den von dhr beeinflußten 
Massen den Sinn für das Schöne, für die ewig,en Werte 
der Kunst zu wecken. J ,e größer ihr Einfluß auf staat­
liches und wirtschaftliches Geschehen wird, um so 
größer wirid ihre Verpflichtung der Kunst und den 
schaffenden Künstlern gegenüber. Soziale Bauten der 
verschiedensten Art geben di•esen ebenso Beschäfti­
gung wie die Gestaltung der Feste der sozialistischen 
Organis•ationen; der Einfluß auf die Programmgestal­
tung von--Radio, Fernsehen und Film bedeutet eme 
ebenso große Verantwortung g.egenüber der Kunst und 
den Künstlern.. 

Es kann nicht Aufgabe einer politischen und wirt­
schaftlichen Bewegung sein, zu Kunst- und Stilfragen 
schiedsrichterlich Stellung zu nehmen; erst die Ent­
wicklung selbst wird Bleibendes von Vorübergehen-
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dem scheiden. Wohl aber muß dafür eing.etreten 
werden, daß nJcht aus ,engem Traditionalismus auf­
strebenden Talenten und neuen Formen der W,eg 
versperrt wird. Toleranz hat nicht nur auf politischem 
un<l religiö·sem Gebiet, sondern auch auf dem der 
Kunst zu gelten. 

Bedingung muß es frei1ich sein und bleiben, daß 
nur ernstes Streben g.efördert wird; nie war die Ge­
fahr der Verflachung, der bloßen Wirkung in die 
Breite, größer als heute, da die technischen Mittel der 
Kunstdarbietung es ermöglichen, große Massen zu 
erre,ichen. Der durch Film, Fernsehen und Rundfunk 
geübten anonymen Mass.enbeeinflus,sung ist durch 
Schärfung des selbständigen Geschmacks und des 
kritischen Sinns entg,egenzuwirken. Der Sozialismus 
als eine lebensnahe Idee ist mit ,einer Welt des Scheins 
und der Illusion unvereinbar. 

Es wird daher Aufgabe aller künstlerisch inter­
,essierten P.ersö!lllichlke,iten •se1n, dU'rch 11.m.abläss·i,ge 
Arbeit Fr.eude am Schönen, aber auch die zum Kunst­
g,enuß e rforderlJchen Kenntnisse zu verbreiten. Dabei 

·wäre vor allem dahin zu wirken, daß schon in den 
Schulen dem Kunstwerk und den Ges,etzen der Kunst 
größere Aufmerksamkeit geschenkt und Ehrfurcht vor 
den überli-eforten Werten ·ebenso wie Aufg.eschlossen­
heit für das Neue in der Kunst g.eweckt und gepflegt 
werden. 

Sozialismus heute und morgen 
Sozialismus in unserer Zeit - das ist nicht mehr, 

wie für unsere Väter, eine Zukunftshoffnung, sondern 
eine Aufgabe der Gegenwart. Die Menschheit kann 
sich ihr nic'ht länger ,entziehen, wenn nicht die zer­
rissene und .gequälte Welt in den Abgrund der Un­
freiheit und Barbarei .stürzen soll. 

In der allgemeinen Unsicherheit hat allein der 
Sozialismus den Menschen ein,e Zukunft ohne Angst 
und ohne Hunger, in Frieden und Freiheit zu bieten. 

Die Welt von heute ist in zwei Teile gespalten, 
deren einer vom Kapitalismus beherrscht wird, wäh­
rend der andere geschüttelt wJrd von den Wehen einer 
Entwicklung, die nach dem Zerbrechen uralter Gesell­
schaftsformen nach neuen Strukturen ringt; ist im 
kapitalistJschen Bereich der demokratische Wohl­
fahrtsstaat die herrschende Form, so im nichtkapita­
listischen di-e mehr oder minder verhüllte Diktatur. 

Beide Formen können nicht von Dauer sein. Der 
Wohl:6ahrtss,taat enthält ,im Grunde seines Gefüges 
einen unauflöslichen Wider,spruch: Kapitalistisch in 
seinen Zielen, ist ·er zutiefst beeinflußt von sozialisti­
schen Elementen, die den A!Ufbau der· liberalen Wirt­
schaft völlig gewandelt haben. Wohl herrscht noch das 
Flrofitstreben, aber die Verfügung über den Gewinn 
ist durch Steuer- und Sozialpolitik weitg,ehend ein­
geengt; jeder Ver.such des KapitalJsmus, die ihm von 
der mächtig angewachsenen Arbeiterbewegung ange­
legten Fesseln z,u .spreng.en, müßte für ihn tödlioh 
enden, weil sich s,ein System an dte durch höhere 
Lebenshaltung und Sozialpolitik geänderte Verteilung 
des Sozialprodukts ang,epaßt hat. 

So tracht,et er, den Gewdnn, den er als Produzent 
nicht mehr realisieren kann, durch monopoli:Stische 
Marktbeherrschung als Verkäufer zu erzielen; . aber 
dadurch setzt ,er sich nicht nur mit -der Arbeiterschaft, 
sondern auch mit bre.iten .Schichten der Gesellschaft, 
die nJcht der A,rbeiterklasse angehören, in Wider­
spruch und wird deshalb von der überwiegenden 
Mehrheit der Bevölkern.m,g als Gegner empfonden; 
überdies führt dLese Wirtschaftspolitik des Monopol­
kapitalismus zu wachsenden inneren Spannungen des 
Wiirtschaft.sl,ebens, die sich eines Tag.es in krisenhaften 
Erschütterung,en entladen werden. 

Noch wenig,er als der Wohlfahrtsstaat haben die 
Dikt,aturen Aussicht auf Bestand. Ihre staatswirt­
schaftlJche Industrialisierung ,erzeugt die Klassen, die 
ihre Toteng,räber werden, voran ein industrielles 
Proletariat, das aUe Stad1en der Not und Entwurze­
lung durchmachen muß, ,di,e der Frühkapitalismus in 
Europa erzeugte, vervielfacht durch Zwangsarbeit und 
Terror. Ebenso wie der europäische Absolutismus in 
einer Kette gewaltiger Revolutionen zerbrach, wird 
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dieses Schicksal die totalen Diktaturen ereilen: das 
Donnergrollen der kommenden Umwälzungen schwillt 
ständig an, und die Energie des ersten revolutionären 
Versuchs läßt ahnen, welche Kräfte sich hier zu­
sammenballen. 

In dieser gespaltenen W,elt steht der demokratische 
SoziaHsmus zwischen Kapitalismus und Diktatur. Er 
hat also einen Zweifront,enkrieg geg,en beide Gegner 
gleichzeitig zu führen; denn er kann sich mit keinem 
der beiden versöhnen. 

Er ist der Todfeind sowohl des Faschismus wie des 
Kommunismus. Die beiden konnten und können sJch 
miteinander verbinden. Stets aber sind beide unv,er­
söhnliche Gegner des demokratisc,hen Sozialismus in 
dess-en Namen alle Revolutionen .im kommunistiscb-en 
Raum - von Kronstadt bis Budapest - durch­
g,ekämpft wurden. 

Aber es gibt für den Sozialismus ebensowenJg ein 
Kompromiß mit dem Kapitalismus, selbst nicht i,n 
Form des Wohlfahrtsstaates. Wohl besteht zwischen 
diesen und den Diktaturen ein grundl-eg.endier Unter­
schied: die Form, in der die Geg,ensätze in beiden 
Staat,engruppen ausg,etrag.en wurden, ist eine völlig 
andere. Dj,e sozialistische Arbeiterbewegung hat den 
Kapitalismus zur Demokratie g,eführt; diese muß in 
den Diktatur-en -erst ,erkämpft werden. 

Aber so wesentlich dieser Unterschi,ed auch sein 
mag - er kann nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
der Inhalt des Kampfes für den demokratischen 
Sozialismus in beiden Fällen der gleiche ist. WJrd in 
den Diktaturen di:e politische Macht zum Mittel, die 
Werktätig,en zugunsten der reg,ierenden Schicht wirt­
schaftlich auszubeuten, so bietet die wirtschaftliche 
Ungleichheit im Kapitali·smus den besitz,enden Klassen 
die _Möglichkeit, dieses Über,gewicht in politische 
Macht umzumünzen. Freiheit ist ohne GLeichheit 
ebenso undenkbar wi,e Gl-eichheit ohne Fr,eiheit. Wer 
die ganze Freiheit wm, muß die Gleichheit wolLen; 
beide zusammen bilden die sozialistische Demokratie. 
Gleichheit heißt nicht nur poIHJsche und juristische, 
sondern auch wirtschaftliche Gleichberechtigung, heißt 
aLso ebenso Bes,eitigung der kapitalistischen Profit­
w,irtschaft wie der ausbeuterischen Staatswirtschaft 
der Diktatur,en; sie schafft Gleichberechtiguni; der 
Nationen und Ra•ssen, der Konf.essionen IUild pol,itischen 
Überz,e.ugungen. Erst wenn diese Gleichberechtigung 
ein selbstverständliches Gemeingut der ganzen 
M-enschh.eit geworden ist, wird dauernder Friede auf 
Erden herrschen. Dann kann der uralte Traum v-er­
wirklicht wer.den, daß die Schwerter in Pflugscharen 
umges,chmiedet werden. Dann wird ein Geschlecht 
erwachs,en, frei von Furcht und Not, in Wohlstand und 
Sicherheit, aufrecht und selbstbewußt, aufgeschlossen 
den Künsten urnd Wissenschaften, das eigene Geschick 
in demokratischer Selbstverantwortung formend . 

Die Menschheit steht an der Schwelle dieser Ent­
wicklung; von der jetzt heranwachsenden Generation 
hängt es ab, ob sie voll.endet wird. So düster und 
gefahrvoll -die Gegenwart erscheint, so sehr sie mit 
Waffenlärm und Kri,egsgefahr erfüllt sein mag - sie 
wird überwunden werden durch ein Zeitalter des 
Friedens und der ~r,eliheit, des Wohlstandes und der 
Sicherheit, der Kunst und der Kultur. Säe sind die 
Verkörperung des internationalen demokratischen 
Sozialismus, dessen Programm uns den Weg in die 
Zukunft weist. 

. Di,e SPÖ ruft aUe werktätigen Schichten des öster­
re.ichi,schen Volkes auf, mit ihr .g,emeinsam für die in 
di~s,em Programm niedergel,egten Ziele eim,utr-eten 
und so Österreich den Weg in eine bessere Zukunft 
zu ebnen. 

Außer den im Text ,enthaltenen allgemeinen 

Forderungen 
wird die SPÖ zu ,einzelnen Abschnitten für die folgen­
den konkreten Maßnahmen eintreten: 

Verfassung und Verwaltung 
Verfassungs- und Verwaltungsreform durch Ver·­

einheitlich<UJilg um.d V,ereinfachun,g der Gesetzg,ebun,g 
und Ausbau der Seföstverwaltung. 

Volksvertretung : 
Stärkere Mitwirkung der Volksvertretung an der 

Kontrolle der Verwaltung. . 
Ausbau des Fragerechts .und Einführung der Ant­

wortpflicht der Reg.ierungsmitglieder in den Volks­
vertretungen. 

Ausbau der Mi.nderheitsrechte. 
Ausbau .des Systems der öffentlichen Befragung von 

Fachleuten ,und Verwaltungsorganen durch Aus-schüsse 
der Volksvertretungen. 

Wahlreform: 
Stärkerer Kontakt von Wählern und Abgeordneten. 
Gerechte Wahlkreiseinteilung. 
Ausschr ,eibung ,d ,er Posten im öffent­

lichen Diens.t zur Besetzung mit den geeigneten Be­
werbern. 

Gemeinden, Bezirke und Länder 
Ausbau der Finanzautonomie der Gemeinden. 
Ausbau der Kommunalwirtschaft. 
Regional- und Stadtplanung, Förderung des kom­

munalen Wohnbaues. 
Förderung des Pflichtschulwesens .durch den Bau 

moderner Schulhäuser und Schaffung einwandfoeter 
Schuleinrichtungen; Errichtung von Schül-erinternaten 
und_ Tagesheimstätten; kostenlose V·ersorgung aller 
Schüler mit Lehrmitteln. . 

Schaffung starker und leistungsfähig.er Gemeinden. 
Ausbau der übergemeindlichen Selbstverwaltung 

durch Verwaltungsg,emeinschaften von Nachbar­
gemei,nden. 

Erlassung eines V:erwaltungsg.esetzes über die Er­
richtung von Bezirksselbstverwaltungen. 

Klare Abgrenzu,ng der Stellung der Länder zwi,schen 
Bund und Gemeinden. 

Im übrigen wird auf das Kommunalprogramm der 
SPÖ · verwiesen. 

Rechtswesen 
Modernisierung des Strafrechts. 
Anpassung des Familienrechts an di,e heutig.en ge­

selLschaftlichen Zustände. 
Bes.s-erstellung der außerehelichen Ki,nder. Siche­

rung ,der Unterhaltspflicht. 
Wahl der Richter durch .das Volk; sozialwissen-

schaftl.iche Vorbi1dung der Richter. . 
Gleichber-echtig.ung von Anklage und Verteidigung 

im ganzen Strafverfahren. Erweiterte Heranziehung 
des Laienelernents in Zivil- und Außerstreitsachen. 

Landesverteidigung 
Aufstellung und Erhaltung eines Bundesheeres auf 

Grund der allgemeinen Wehrpflicht. 
Einführung einer mögliQhst kurzen Dienstzeit unter 

Beachtung der Erfordernisse cin:er modernen Kampf-
ausbiLdung. . 

Sicherung der staatsbür~erlichen Reohte aller 
Soldaten. 

Erhaltungs des Arbeitsplatzes für alle Präsenz­
dienstpflichtigen. 

Sozialpolitischer Schutz der Angehörigen des Bun­
desheeres und ihrer Familien. 

Verhinderung einer einseitig parteipolitischen Füh­
rung des Bundesheeres: 

Schaffung eines Landesverteidigungsplanes, der die 
Zusammenarbeit aller Kräfte unseres Landes im Not­
fall zur Abwehr etwaiger · gegen unsere Grenzen ge­
richteter Angriffe sichert. _ 

Frauenfrage und Bevölkerungspolitik 
Gleiche Ausbildungs- und Aufstiegsmöglichkeiten 

für Mann und Frau. 
Gleit:he Anstellungsbedingungen, auch im öffent-

lichen Dienst. 
Gleicher Lohn für _gleichwertige Leistung. 
Hebung der sozialen Frauenberufe. 
Erschließung neuer qualifizierter Berufe für die 

Frau. . 
Errichtung von Säuglingskrippen, Kindergärten, 

Heimschulen usw. zur Entlastung der erwerbstätigen 
Mütter. 
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Erleichterung der Haushaltsarbeit durch Techni-
sierung. 

Hausfrauenversicherung. 
Mutterschaftsversicherung. 
Haushaltszulage für Mütter, die ihre Kinder selbst 

betreuen. 
Heimhilfe und Familienurlaub. 
Heime für Mutter und Kind. 

Vollbeschäftigung 
Möglichst weitgehende Zollbefreiung der Einfuhren, 

namentlich von Rohstoffen und Halbfabrikaten ; Be­
schränkung der Zölle bei Fertigwaren auf das Niveau, 
das zur Aufrechterhaltung der von der Auslandskon­
kurrenz gedrohten Betriebe unumgänglich ist. 

Beseitigung aller Einfuhrverbote und quantitativen 
Einfuhrbeschränkungen. Wirksame Überwachung der 
Kartelle und kartellähnlichen Bindungen durch den 
Staat und die öffentlichen Körperschaften. 

Finanz- und Investitionspolitik 
Konjunkturgemäße Finanzpolitik des Staates. 
Anpassung der öffentlichen Investition~n an den 

Konjunkturablauf. 
Aufstellung eines langfristigen Investitionspro­

gramms außerhalb des laufenden Budgets; Anlegung 
von steuerbegünstigten Krisenreserven der Industrie. 

Ausbau der progressiven Besteuerung von Besitz 
und Einkommen. 

Beseitigung der Steuern auf den unentbehrlichen 
Massenkonsum. 

Genügende Versorgung der öffentlichen Haushalte 
mit Mitteln zur Erfüllung der sozialen Verpflichtungen 
eines modernen Wohlfahrtsstaates. 

Währungspolitik 
Sicherung der Stabilität des Schillings ; Vermeidung 

von Inflation und Deflation. 
Ausgleich der Zahlungsbilanz durch Förderung des 

Exports und des Fremdenverkehrs bei umfassender 
Liberalisierung der Einfuhr. 

· Anpassung der Zins- und Kreditpolitik an den 
Konjunkturverlauf; Anlage genügender Währungs­
reserven; Regulierung des Zu- oder Abflusses von Aus­
landskapital. 

Pflege der Spartätigkeit und des Kapitalmarktes. 
-Planmäßige Lenkung des Kredits. 

Gewerbe 
Förderung der Kleinkredite zu begünstigten Zins­

sätzen ; Errichtung eigener Kreditabteilungen für Ge­
werbetreib!ende bei Banken und Sparkassen. 

Bekämpfung der kartellmäßigen Bindungen des 
Kleinhandels an Preisvorschriften der Großerzeuger. 

Förderung des gewerl;>lichen Genossenschaftswes·ens. 
Steuervereinfachung und Steuergerechtigkeit für 

das Gewerbe. 
Ausbau der von der SPÖ durchgesetzten Alters­

versorgung der Selbständigen. 
Ausdehnung des Krankenschutzes auf alle Selb­

ständigen der gewerblichen Wirtschaft. 

Gemeinwirtschaft 
Einrichtung einer Planungsstelle . ohne Vollzugs­

gewalt. 
Sicherstellung eines gleichmäßigen Absatzes bei 

stabilen Preisen durch Abschluß langfristiger Liefe­
rungsverträge sowohl der Hoheitsverwaltung wie der 
verstaatlichten Betriebe mit verstaatlichten und 
privaten Betrieben. 

Auf dem Sektor der Nahrungsmittelversorgung ist 
durch das Zusammenwirken von landwirtschaftlichen 
Produktions- und städtischen Konsumgenossenschaften 
eine Organ1sation zu schaffen, die den Absatz landwirt­
schaftlicher Erzeugnisse unter Berücksichtigung der 
berechtigten Wünsche der Verbraucher sicherstellt. 

Umwandlung der Bundes- und verstaatlichten Be­
triebe in eigene Wirtschaftskörper und gemeinwirt-
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schaftliche Unternehmungen, die, nach den Grund­
sätzen der Wirtschaftlichkeit, möglichst unabhängig 
von direkter staatlicher Beeinflussung zu betreiben 
sind. Weder Bundes- noch verntaatlichte Betriebe und 
Unternehmungen dürfen in Privatbesitz überführt 
werden. 

Den Betriebsräten und Gewerkschaften ist ein er­
höhtes Maß an Mitbestimmung, aber auch an Mitver­
antwortung einzuräumen, als- ihnen das geltende 
Betriebsrätegesetz zubilligt. 

Genossenschaften 
Anerkennung der Genossenschaften als Einrichtung 

der freiwilligen gemeinsamen Selbsthilfe wirtschaft­
lich schwacher Bevölkerungsgruppen und als demo­
kratische Wirtschaftsorganisationen in .der Bundesver­
fassung. 

Anpassung des Genossenschaftsgesetzes an die 
modernen Wirtschaftsverhältnisse. 

Beseitigung- der steuerlJichen Benachteiligungen ,der 
Genossenschaften gegenüber Konkurrenzunterneh­
mungen. 

Arbeitsrecht, Arbeitsverfassung, Arbeitsmarkt 
Bestätigung des Koalitions- und Streickrechtes ih 

der Bundesverfassung. 
Erweiterung der Befugnisse der Betriebsräte; Ver­

besserung ihres Schutzes; gesetzliche Verankerung 
von Betriebsräten und Personalvertretungen des öffent­
lichen Dienstes.' 

Vereinheitlichung der Kompetenzbestimmungen der 
Bundesverfassung über das gesamte Sozial- und 
Fürsorgerecht. 

Kodifikation des Sozialrechts unter besonderer 
Betonung seines kollektiven Charakters. Erweiterung 
der Arbeitsgerichtsbarkeit zu einer Sozialgerichts­
barkeit; Vereinfachung des Verfahrens. 

Wirksamer Versetzungs-, Kündigungs- und Ent­
lassungsschutz. 

Verbesserung der Bestimmungen über die Sicherung 
des Lohnes. 

Verkürzung der Arbeitszeit mit dem vorläufigen 
Ziel der Fünftagewoche bei vierzigstündiger Wochen­
arbeitszeit. 

Ausbau der Sozialmedizin, Verstärkung des Dienstes 
von Betriebsärzten, Sicherheitstechnikern und Unfall­
verhütern. 

Verstärkung der Arbeitsinspektion, Erweiterung 
der Zuständigkeit auch auf den öffentlichen Dienst und 
die Hauswirtschaft. 

StärJ{ere Einschaltung der Arbeitsämter in die Be­
setzung der Arbeitsplätze. 

Ausdehnung der Arbeitslosenversicherung auf alle 
in wirtschaftlicher Abhängigkeit stehende Personen . 

Bekämpfung struktureller Arbeitslosigkeit. 

Sozialversicherung 
Schaffung eines allgemeinen Gesetzes über die 

soziale Sicherheit, das die Volkspension, die Sozialver­
sicherung, die Versorgung und die Fürsorge regelt. 

. Errichtung eines nach -den Grundsätzen der Selbst­
verwaltung geführten allgemeinen Volksgesundheits­
dienstes für die gesamte Bevölkerung. 

Schaffung eines allgemeinen Systems der Volks­
pensionen für Personen, die keinen Anspruch auf eine 
Rente aus einer gesetzlichen Pensionsversicherung 
haben, insbesondere für die selbständig Erwerbstätigen. 

Ausbau der gesetzlichen Pensionsversicherung; Be­
seitigung jedes Unterschiedes zwischen Alt- und Neu­
rentnern; Sicherung einer den Lebensunterhalt decken-
den Mindestleistung. · 

Gesetzliche Verankerung des Grundsatzes, daß bei 
Erhöhung des Volkseinkommens die Barleistungen der 
sozialen Sicherheit automatisch anzupassen sind. 

Kultur 
Die Einzelforderungen zu diesem Abschnitt sind im 

Kulturprogramm der SPÖ enthalten, auf das verwiesen 
wird. · 

• 
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Der große Verrat 
Der Warschauer Aufstand im Jahre 1944 

Zum erstenmal wurde 1957 in Polen der Jahres­
tag des Warschauer Aufstandes vom Jahre 1944 
festlich begangen. 

Vor vierz~hn Jahren, im Sommer 1944, begann der 
Anfang vom Ende Hitlerdeutschlands. Die russischen 
Armeen waren in einer großen Offensive bis an die 
Weichsel vorgedrungen und standen nicht mehr weit 
von Warschau. Ganz Polen fühlte in jenen Julitagen 
des Jahres 1944, daß die Stunde für den letzten großen 
Befreiungskampf gekommen war. Der sowjetische 
Kosziusko-Sender rief die Bevölkerung Warschaus 
schon seit dem 2. Juni zum Aufstand auf, und auch 
die Führer der großen polnischen Untergrundarmee, 
die der polnischen Exilregierung in London unterstan­
den, hielten den Zeitpunkt für eine allgemeine Erhe­
bung für gekommen. 

Sie wußten natürlich, daß ein Kampf gegen die 
starken deutschen Truppen in Warschau ohne russische 
Unterstützung aussichtslos sein würde, aber die Rote 
Armee war nahe und ein sowjetisches Manifest, das 
in diesen Tagen von Molotow unterzeichnet worden 
war, gab ihnen Mut : ,,Polen!" so rief es, ,,Der Augen­
blick der Befreiung ist gekommen! Polen, zu den 
Waffen!" 

Der Aufstand bricht los 
Am 22. Juli 1944 fingen die Polen eine Radio­

botschaft vom Hauptquartier der vierten deutschen 
Panzerarmee auf, in der der Rückzug auf das westliche 
Weichselufer befohlen w urde. Am selben Tag noch 
überquerten die Russen den Fluß, und ihre Patrouillen 
näherten sich von Süden her der Hauptstadt. Der 
Befehlshaber der Warschauer Untergrundarmee, 
General Bor-Komorowski, hatte damals etwa v ierzig­
tausend Mann unter seinem Kommando und verfügte 
über Lebensmittel und Munition für zehn Kampftage. 

Am Abend des 31. Juli erfuhr die Warschauer 
Untergrundbewegung, daß sowjetische Panzer auch die 
deutschen Stellungen östlich der Stadt durchbrochen 
hatten und nur noch fünfzehn Kilometer weit entfernt 
waren. Deutlich konnte man in den Gassen der 
Millionenstadt, die im Krieg und während der Juden­
verfolgung so schwer gelitten hatte, das Dröhnen der 
Geschütze hören. 

Nun wurde in aUer Eile in · ganz Warschau der 

Vor vierzig Jahren 

Der Jahresaufstand von Cattaro 
Mit einigem Erstaunen haben wir kürzlich gelesen, daß die 

jugoslawische Regierung den Gedenktag des Matrosen­
aufstandes von Cattaro 1918 in einer Weise fe iern will, die 
zur Angelegenheit einer einzigen Nation zu machen scheint, 
was in Wahrheit Sache aller Freiheitsliebenden der Habsbur­
germonarchie gewesen ist. Gewiß waren an der großen Er­
hebung der Matrosen viele Kroaten und Dalmatiner beteiligt, 
weil die Südslawen in der k. u . k. Kriegsmarine stark ver­
treten waren - aber nicht nur sie und nicht einmal in aller­
erster Linie. 

Weil es also ein Gedenktag aller Nationen der einstigen 
Donaumonarchie ist, gehört er auch und vor allem der öster­
reichischen Gesichichte an. Man verdankt es einem Zufall, 
daß man schon unmittelbar nach dem Ereignis davon erfuhr, 
als den offiziellen Gewalten lieb war. Wie im Falle des 
Jännerstreiks, der genau drei Wochen vorher losgebrochen 
war, hätten sie auch diesmal gern verhindert, daß über­
haupt irgendeine Nachricht über das Geschehen in die Öffent­
lichkeit dringe. Wiener Neustadt war dabei nur fünfzig Kilo­
meter von Wien entfernt, Cattaro aber ungefähr tausend. Das 
Totschweigen schien also diesmal bessere Aussichten zu 
haben. Der Zufall nun, der dieses Vorhaben vereitelt und 
damit wahrscheinlich verhütet hat, daß aus vier standrecht­
lichen Hinrichtungen Dutzende geworden sind, bestand darin, 
daß einer der Artilleriestellungen, von denen aus die rebel­
lierenden Kriegsschiffe unter Feuer genommen werden soll­
ten, als Beobachter auch der Leutnant Julius Braunthal zu­
geteilt war , damals schon sozialistischer Redakteur und später 
(bis 1956) Sekretär der Internationale. Er gewann durch seine 
Anwesenheit unmittelbar am Ort der Tragödie einen solchen 
Einblick in ihren Ablauf, daß er Mittel und Wege fand, auf 
raschestem Wege Victor Adler davon zu verständigen. Von 
welcher Bedeutung das war, soll später erzählt werden. Zu­
nächst sei das Ereignis selbst geschildert. 

Befehl zum Angriff durchgegeben; Zeitpunkt: 1. August 
1944, 17 Uhr. General Bor hat die Ereignisse des fol­
g,enden Tages selbst beschrieben: 

Um Punkt fünf Uhr nachmittags wurden plötzlich 
tausend blitzende Fenster aufgerissen. Von allen Seiten 
fiel ein Hagel von Geschossen auf die Gebäude, die 
Fahrz·euge und Marschkolonnen der deutschen Armee. 
Innerhalb weniger Sekunden verschwanden alle Zivil­
personen von den Straßen, die Haustore öffneten sich 
weit, und die Polen gingen zum Angriff über. ·Fünf­
zehn Minuten später kämpfte bereits ,eine ganze Stadt, 
die mehr als eine Million Einwohner zählte. 

überall in Warschau wurden Barrikaden errichtet, 
die Ausfallsstraßen wurden gesperrt und die deut­
schen Kasernen und Magazine voneinander abge­
schnitten. Niemals waren die Polen ihres Sieg,es so 
gewiß gewesen. 

Am 4. August begannen die deutschen Truppen mit 
Gegenangriffen. ,,Trotz wiederholten Angriffen starker 
Stuka-Verbände auf die Hauptwiderstandsnester", 
schrieb der .. Völkische Beobachter" vom 19. August 
1944, ,,blieben die hartnäckig kämpfenden Banditen, 
die sich zum großen Teil aus jungen Burschen zwi~ 
sehen 15 und 21 Jahren rekrutieren, bemüht, ihr-e 
Stützpunkte bis zum letzten Mann zu verteidigen, 
Auch in den brennenden und von Bomben getroffenen 
Häusern kämpften sie noch mit zäher Verbissenheit. 
denn sie wußten, daß es für sie kiein Zurück mehr gab. 
Der Kampf gegen die Aufständischen wird mit der in 
solcher Lage notwendigen Rücksichtslosigkieit und 
Härte durchgeführt." 

Stalin lehnt jede Hilfe ab 
Ein dringender Ruf der polnischen Untergrund­

armee erreichte am vierten Kampftag London. Die 
Vorräte gingen zu Ende. Es gab zuwenig Waffen und 
kaum noch Munition. Daraufhin telegraphierte 
Ministerpräsident Churchill sofort an Stalin: ,,Auf Er­
suchen der polnischen Untergrundarmee werden wir, 
wenn es das Wetter zuläßt, etwa sechzig Tonnen Aus­
rüstung und Munition über dem südwestlichen 
Warschau abwerJien . . . Wie die Polen uns mitteilen, 
ersuchen sie auch um sowjetische Hilfe." 

Sirenensignale und rote Flaggen 
Es begann am 1. Februar 1918, zeitig morgens: Sirenen­

geheul auf den Kriegsschiffen. Das hatte man in den Jahren 
zuvor nie gehört. Es mußte also was besonderes los sem . 
Ein Blick durch das Fernglas bestätigte die Vermutung: von 
den Schloten der Schlachtschiffe. Kreuzer und Kanonenboote 
stiegen mächtige schwarze Rauchwolken auf. Die Flotte unter 
Volldampf zur Ausfahrt bereit. Das aber war nicht alles: 
Der Panzerkreuzer „St. Georg" und das Torpedoboot-Mutter­
schiff „Gäa" hatten auch die rote Flagge gehißt! Das war 
Aufstand, das war Revolution! 

Gleich danach taten der Panzerkreuzer „Kaiser Karl VI.", 
das Stationsschiff „Kronprinz Rudolf" und das Schlachtschiff 
,,Monarch" das gleiche . Diesen größten und schwersten Kampf­
schiffen schlossen sich hierauf auch die übrigen Kreuzer, 
Zerstörer und Torpedoboote an. Zu Mittag stand die gesamte 
Kriegsflotte der Bocche, etwa vierzig Einheiten mit 5000 Mann, 
unter roter Flagge. Mit einer Ausnahme: das in der inneren 
Bucht von Cattaro liegende Kanonenboot „Novara" verwei­
ger te den Anschluß an die Bewegung. weil es den Land­
geschützen vollkommen wehrlos ausgeliefert war. Komman­
dant dieser „Novara" aber war der spätere Admiral Horthy, 
den die Weltgeschichte damit für eine andere unheilvolle 
Rolle vorbestimmt hatte . 

Die Gründe des Aufstandes 
was aber war es, das die Matrosen in ein solches Unter­

nehmen der Kühnheit und Verzweiflung getrieben hatte? Wir 
wollen die amtlichen Dokumente sprechen lassen, den Bericht, 
den das k. u. k. Kriegshafenkommando Cattaro zwölf Tage 
nach dem Unglück an das k . u . . k. Armeeoberkommando in 
Baden geschickt hat. Es heißt darin : 

Beim Abschluß des standrechtlichen Verfahrens gegen die 
an der Empörung auf den Kriegsschiffen Beteiligten meldet 
das Festungsgericht Cattaro als Ursachen der Bewegung unter 
den Marinemannschaften: a) Vollständige Vernachlässigung 
der Mannschaft seitens der Offiziere. b) Schlechte Verpfle­
gung der Mannschaft, luxuriöse Verpflegung der Offiziere. 
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Da ereignete sich das Unglaubliche. Stalin ant­
wortete: ,,Ich glaube, daß die Meldungen, die Ihnen 
die Polen übermittelt haben, stark übertrieben und 
nicht sehr glaubwürdig sind. Die polnische Unter­
grundarmee besteht aus ein paar Einheiten, die unzu­
treffenderweise als Division bezeichnet werden. Sie 
haben weder Artillerie noch Flugzeug,e noch Panzer. 
Ich kann mir nicht vorstellen, wie diese Einheiten 
Warschau einnehmen wollen, für dessen Verteidigung 
die Deutschen vier Panzerdivisionen, darunter die 
Division Hermann Göring, aufg,eboten haben." Damit 
war die Angeleg,enheit für Stalin erl,edigt. 

Und die 40.000 Partisanen in Warschau kämpften 
weiter und warteten vergeblich. Sie kämpften drei­
undsechzig Tage, und ,sie warteten dreiundsechzig 
Nächte auf die Sowjetarmee, die nur fünfaehn Kilo­
meter vor der Stadt stand. 

Am 9.· August hatten die Deutschen mit Hilfe von 
Tigerpanzern einen Keil bis zum Weichselufer vor­
getri,eben und die Stadt ,geteilt. Wieder und wieder 
drangen sie nach Norden und Süden vor und teilten 
Warschau noch mehrmals in einzelne Sektoren. Die 
sowjetischen Flugzeuge aber, ,di,e bis dahin Tag für 
Tag Warschau überflogen und bombardiert hatten, 
waren plötzlich verschwunden. Am 4. August hörte 
das russische Artilleriefeuer auf. 

Die Sowjetarmee, die in einem unaufhaLtsamen 
Vormarsch aus der Ukraine gekommen war, kam 
plötzlich zum Stehen, obwohl sie kaum Widerstand 
vorfand. Fünf Wochen lang wurde vor Warschau 
kaum ein russisches Geschütz mehr abg-efeuert. 
Sowjetmarschall Konstantin Rokossowski, der später 
Oberbefehlshaber und Verteidigungsminister Polens 
war, stand vor seinem Hauptquartier und - wartete. 
Und obwohl man von der Front aus jede Nacht das 
brennende Warschau sehen konnte, berichtete Radio 
Moskau erst am 13. August, daß es in Warschau zu 
einem Aufstand gekommen sei. 

Ein ausgeklügelter V errat 
Was der Welt damals wie ein unerhörter Verrat 

erscheinen mußte, war das Ergebnis ausgeklügelter 
überLegungen seitens der Sowjetunion. PoLen war am 
Vorabend seiner Befoeiung durchaus nicht politisch 
gleichgeschaltet. Unter den Partisanen gab es vi,ele, 
die den Hitler-Stalin-Pakt von 1939 nicht verg,essen 
hatten. Keineswegs war Polen reif für das, was di:e 
Sowjetunion mit ihm nach ihrem Sieg vorhatte. Polen 
besaß überdies eine Exilregierung in London, die von 

c) Benachteiligung der Mannschaft durch Zuwendungen von 
ihr gehörigen Verpflegsartikeln zugunsten der Offiziersmenage 
und Offiziersangehörigen. d) Mangelhafte Bekleidung. e) We­
nig Urlaube. Die meisten sind sechs bis acht Jahre aktiv. 
Familien haben schlechte Versorgung. f) Drakonische Bestra­
fung wegen ganz kleiner Übertretungen. g) Unmöglichkeit 
der Vorbringung einer Bitte. Kein Beschwerderecht. 

Das sind Gründe, die durchaus erklären, warum die Ex­
plosion in so gewaltigem Ausmaß erfolgte. Jahre und Jahre 
hatte sich die Erbitterung in den Seelen der geschundenen 
Matrosen angesammelt. Ein letzter Anstoß, und alles brannte 
lichterloh. Der letzte Anstoß aber war die gescheiterte Hoff­
nung auf einen Verständigungsfrieden mit dem revolutionä­
ren Rußland, der ein Vorbote des allgemeinen Friedens hätte 
sein können. Wilhelm II. und Ludendorff wollten es anders, 
und das bereits todesschwache Österreich fügte sich dem 
Diktat. 

Nicht genutzte Gelegenheit 
Die Plötzlichkeit des Ausbruches, das Fehlen irgendeiner 

planmäßigen Vorbereitung der Erhebung wird am besten 
durch den weiteren Verlauf bewiesen. Der Aufstand hatte nur 
dann Aussicht auf Erfolg, wenn er den Vorsprung des Über­
raschungsmoments auszunützen verstand. Gerade das aber 
verstanden die Matrosen nicht. Sie hätten trachten müssen, 
mit den Schiffen sofort das offene Meer zu gewinnen. Da sie 
zögerten, ja nicht einmal die Nacht zu ihrem Vorteil wandten, 
gerieten sie schon am nächsten Morgen in eine rettungslose 
Situation. Landtruppen - unter ihnen bosnisch-herzegowini­
sche - wurden eilends herbeigezogen, Landgeschütze hoch 
oben in Ste)lung gebracht, so daß die Schiffe unter den 
Schlünden der Kanonen lagen, und auf dem Wasser selbst 
schnitt eine reichsdeutsche U-Boot-Flottille jede Möglichkeit 
des Entkommens ab . Es verdient Bewunderung, daß die 
Matrosen doch nicht sofort zu Kreuze krochen und mehrere 
Ultimaten ablehnten, so daß die Endfrist der Ultimaten immer 
wieder verlängert wurde. Doch allmählich wirkte die Zer­
mürbung, ein Schiff nach dem anderen zog die rote Flagge 
ein und lieferte die „Rädelsführer" der Rache und Strafe aus. 

Durch die Straßen marschierten unter schwerer Infanterie-
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Mini.sterpräsident Mikolajczyk g,eleitet wurde und den 
Russ-en nicht paßte. Sie setzten daher später -
gleich in den ersten Tagen nach ihrem Einmarsch in 
Polen - eine eigene kommunistische Marionetten­
regierung ,ein, das sogenannte „Lubliner Befreiungs­
komitee", das unter der Führung des späteren 
Ministerpräsidenten Boleslaw Bierut stand und das 
vor allem darauf vorber,eitet worden war, die russi­
schen Forderungen „im Namen des polnischen Volk,es" 
zu unterstützen. Rußland wollte nämlich 180.937 Qua­
dratkilometer - fast die Hälfte - von Polen ab­
trennen, und hat es 1945 auch getan. Eine unabhängig,e 
polnische Parti,sanenarmee in Warschau, die einen 
Sieg errungen hätte, lag also durchaus nicht im Sinne 
der Russen. Und so ließen sie ihre Geschütze und 
Panzer ruhen und warteten fünf Wochen lang, bis diie 
Helden von Warschau Mann für Mann gefallen und 
zehntausende andere Polen verbrannt und verhungert 
waren. 

Landeverbot für alliierte Flugzeuge 
Die Amerikaner und Engländer sandten täglich 

Flugzeuge nach Warschau, aber sie konnten nicht viel 
tun, da ihr.e Stützpunkte zu weit entfernt waren. Sie 
ersucht,en daher, daß ihre Flugzeuge nach dem über­
fliegen· von Warschau, wo sie Munition abwarfen, auf 
russischen Flugfel<dern landen dürften. 

Am Abend des 16. August 1i,eß nun Wysoh.in.ski den 
amerikanischen Botschafter in Moskau zu sich kom­
men und erklärte ihm, daß die Sowj,etunion nicht 
gestatten könne, daß britische und amerikanische 
Flugzeuge auf sowjetischen Flugplätzen landeten, da 
sie selbst mit dem ;,Abenteuer in Warschau" nichts zu 
tun haben wolle. 

Zwei Tage später sandten Präsident Roosevelt und 
Ministerpräsident Churchill eine persönliche Botschaft 
an Stalin: ,,Wir glauben, daß wir drei g,emeinsam das 
Äußerste tun sollten, um so viele polnische Patrioten 
zu retten wie nur möglich. Wir hoff.en, daß Sie sofort 
Nachschub und Munition für die Patrioten in War­
schau abwerfen lassen oder daß Sie unseren Flug­
zeugen dabei behilflich sein werden." 

Stalin antwortete: ,,Früher oder später wird die 
Wahrheit über die V,erbrecher bekannt werden, die 
sich in das Warschauer Abenteuer eingelassen haben, 
um die Macht an sich zu reißen. Es kann k,ein Zweifel 
daran sein, daß die Rote Armee k,eine Mühe scheut, 
um den deutschen Ring um Warschau zu .sprengen." 
Doch die sowjetischen Geschütze schwiegen weiter. 

Die Russen hatten zwischen Bug und Weichsel 

eskorte die verhafteten Männer, in Ketten oder mit Stricken 
in Gruppen gefesselt. Das Standgericht begann sein werk. 

Vor dem Kriegsgericht 
Zunächst waren es vierzig, die als „Rädelsführer" aus­

gesucht worden waren. Ein paar hundert sollten folgen. über 
den Prozeß der ersten sechs teilte der Kriegshafenkommando­
befehl vom 14. Februar 1918 mit: 

Nachstehendes vom k. u. k. Kriegshafengericht gegen die 
Empörer der Kriegsmarine gefälltes Urteil ist sofort in ent­
sprechend feierlicher Weise an alle Offiziere und Mann­
schaften zu verlautbaren. 

Das k . u. k. Kriegsgericht als Standgericht in Cattaro hat 
gegen die Angeklagten tit. Bootsmannsmaat Franz Rasch, 
Deckmatrose II. Klasse Anton ·Grabar, res. Waffenquartier­
meister Viktor Zuzek, Mitr. Vorm. I. Kl. Jerko Sisgoric, Deck­
matrose I. Kl. Paul Ubaldini, Geschützvorm. I. Kl. Franz 
Bajcel, Mitr. vorm. I. Kl. Mate Bernicevic und Deckmatrose 
III. Kl. Ludwig Szekacz zu Recht erkannt: 

1. Franz Rasch, Bootsmannsmaat v. St. d. Beleuchtungs-
abteilung Kumbor ; · 

2. Anton Grabar, Deckmatr. I. Kl. v . St. S . M. S . .,Sankt 
Georg"; 

3. Jerko Sisgoric, Mitr. Vormeister I. Kl. v. St. S. M. S . ,,Sankt 
Georg"; 

4. Franz Bajcel, Geschützvorm. I. Kl. v . St. S. M. S . .,Gäa" ; 
5. Mate Bernicevic, Mitr. Vorm. I. Kl. v. St. S. M. S . ,,Gäa"; 
6. Ludwig Szekacz, Deckmatr. III. Kl. v. St. S . M. S . .,Gäa" 

sind schuldig, w eil es bei einer am 1. Februar 1. J. nach Ver­
abredung des größten Teiles der in der Bocche von Cattaro 
befindlichen k. u. k. Kriegsmarine und sodann entstandenen 
Zusammenrottungen einer Masse bewaffneter Marinemann­
schaft auf Schiffen der V. Division, der Kreuzerflottille und den 
dem Kriegshafenkommando unterstellten Schiffen durch die 
in Anwendung gebrachten gewaltsamen Mittel dahin gekom­
men ist, daß eine bewaffnete Gegengewalt zur Herstellung der 
Ordnung und des Gehorsams notwendig erkannt wurde und 
tatsächlich Land- und Seestreitkräfte herbeigezogen werden 
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damals sechs Flugplätze, von denen der nächste nur 
20 Flugminuten von der Hauptstadt entfernt war, aber 
sie erlaubten keinem alliierten Flugzeug zu landen. 

Warschaus Verzweiflung,skampf erreichte inzwi­
schen seinen Höhepunkt. Ganze Häuserblocks brann­
ten und wurden von Sturmgeschützen dem Erdboden 
gleichgemacht, Sturzkampfflugzeuge bombardierten 
Gasse für Gasse, und in den Straßen lagen unzählige 
Tote, die von den Soldaten von Zeit zu Zeit auf­
einandergeschichtet und verbrannt wurden. Ein großer 
Teil der Kämpfe tobte unter der Erde, denn die 
Kanäle waren für die Partisanen die einzige Ver­
bindungsmöglichkeit zwischen den einze~nen Stadt­
vierteln und oft auch der einzige Schutz. Die Deut­
schen warf,en Handgranaten und Gasbomben durch 
die Kanalöffnungen, und im schlammigen Unrat der 
finsteren Stollen tobten erbitterte Kämpfe Mann geg.en 
Mann. 

Die Sowjettruppen ignorierten mittlerweile nicht 
nur alle polnischen Hilferufe aus der brennenden 
Stadt, sondern sie nahmen sogar aktiv g,egen die 
Partisanen Stellung. Mitglieder der po1nischen Armee, 
die von Osten aus nach War.schau zu kommen ver­
suchten, um ihre Landsleute zu unterstützen, wurden 
von russischen Patrouillen an der Front v-erhaftet. Das 
Kommando des 16. sowjetischen Infanterieregiments 
gab ,am 24. August den ausdrücklichen Befehl, alle 
polnischen Widerstandskämpf,er zu . entwaffnen und 
alle Waffen und Nahrungsmittel, die für Warschau 
bestimmt waren, sofort zu beschlagnahmen. Mehrere 
Kommandanten von polnischen Einheiten, die aus 
Richtung Br,est-Litowsk kamen und nach Warschau 
wollten, wurden er.schossen. Selbst die Boten, die die 
Warschauer an die Rote Armee geschickt ·hatten, wur­
den ins Gefängnis geworfon. 

An einem Punkt waren die sowjetischen Truppen 
damals nur ,ein halbes Kilometer von den kämpfenden 
Polen entfernt, aber sie rührten keinen Finger zu ihrer 
Unterstützung. 

Das Ende 
Nach fünf Wochen war War.schau ein einziger 

Trümmerhaufen. Tausende Verwundete lagen ohne 
Wasser und ohne j-ede Hilfe in unterirdischen Ver­
stecken. Sämtliche Vorräte waren aufgebraucht, in 
den Kellern lagen nur noch Sterbende und Tote; 
Seuchen und Hungersnot wüteten in ,der Sta,dt. Nach 
dreiundsechzig Tagen heldenhaften Widerstandes 
gaben die letzten überlebenden am 2. · Oktober den 
Kampf auf. Nahezu 250.000 Menschen, ein Viertel der 

mußten, wobei die Angeklagten Franz Rasch, Anton Grabar , 
Jerko Sisgoric, Franz Bajcel, Mate Bernicevic und Ludwig 
Szekacz bis zu dem Zeitpunkt, wo die Gegengewalt schon in 
Bereitschaft stand, die Teilnahme an dem Verbrechen setzten: 

Hiedurch haben sie das Verbrechen der Empörung n~c'1 
§ 157 MStG begangen und werden hiefür gern. § 444 MStG 
Abschn. 2 und der Vdg. des AOK Op. Nr. 32.183 vom 16. März 
1915, und zwar 

Franz Rasch, Anton Graber, Jerko Sisgoric, Mate Berni­
cevic nebst Degradierung beziehungsweise Rückversetzung 
zum Matrosen des niedersten Soldes (§§ 33 und 34 MStG) und 
nebst dem Verlust aller Ehrenzeichen (§ 46 MStG) 

zum Tode durch Erschießen verurteilt. 
An den Verurteilten Franz Rasch, Anton Grabar, Jerko 

Sisgoric und Mate Bernicevic wurde die Todesstrafe vollzogen 
am 11. Februar 1918 um 6.50 v . m. 

Die anderen erhielten Kerkerstrafen von fünf und zehn 
Jahren. Und noch viele andere sollten folgen. Der Haupt­
angeklagte Franz Rasch war ein Sudetendeutscher. In seiner 
Rede vor dem Standgericht sagte er mit Ruhe, Festigkeit und 
Würde: ,,Ich wüßte nicht, welche mildernden Umstände ich 
für mich geltend machen könnte . Ich wollte den Frieden ich 
bereue es nicht. Ich wußte, daß es mich das Leben kosten 
kann. Aber schließlich sterbe ich dann für meine eigene und 
nicht für eine fremde Sache .. . " Mit derselben Ruhe und 
Sicherheit stellte er sich dann auch - mit unverbundenen 
Augen - vor das Füsilierpeloton. 

Das Eingreifen Victor Adlers 
In Wien fühlten sich die Behörden sicher, daß die Meuterei 

ver tuscht werden könne. Um so peinlicher war die über-
' raschung, als Victor Adler vor dem Kriegsminister erschien 

und - von den geheimgehaltenen Ereignissen mehr wußte 
als der Minister. In Adlers Begleitung war Karl Seitz. Letzte­
rer schilderte später den Verlauf der Unterredung : 

,,Adler teilte dem Minister (Generaloberst Stöger-Steiner) 
mit er sei informiert worden, daß die Matrosen von Cattaro 
gemeutert hätten. Als Adler das Wort »Meuterei« aussprach, 
erbleichte der General und unterbrach Adler: »Woher haben 

Warschauer Bevölkerung, hatten in diesen Tagen den 
Tod gefunden. 

Aber während noch die letzten Parttsanen in den 
Gassen erschossen wurden, nahm die sowjetische 
Artillerie langsam die Auß,enbezirke von Warschau 
unter Feuer. Die Front setzte sich wieder in Be­
wegung. 

Am 17. Jänner marschi,erten die Vortrupps der 
Roten Armee in die zerstörte Stadt ein, vorbei an end­
losen, schneebedeckten Ruinen und unbegrabenen 
Toten. Es war ein kalter, grauer Wintertag. Mit einer 
Verspätung von hundertsiebzig Tagen war endlich die 
Stunde der Befreiung gekommen. Aber es war nie­
mand mehr da, der sich darüber freuen konnte. 

Hakenkreuzabzeichen zu verkaufen! 
In der B r istol-Passage, im Zentrum von Salzbur g, sind im 

Schaufenster eines Münzengeschäftes Hakenkreuze aller Art, 
vom Parteiabzeichen bis zum Ritterkreuz, ausgestellt und 
zum Kauf angeboten. 

Außer diesen „historischen Emblemen" kann man aber 
auch für einige Schillinge Hakenkreuze ohne Gliederungs­
zugehörigkeit erwerben. 

Ein schönes Souvenir aus der Festspielstadt! 

Unterstützung für Neonazi 
Man sollte es nicht für möglich halten, es ist aber trotz­

dem wahr. Der Salzburger Stadtsenat hat am 27. Jänner in 
einer Sitzung Subventionen an verschiedene Gesellschaften 
gewährt. Unter anderen wurde die „Sozial-organische Ord­
nungsbewegung Europas" (SORBE) mit einer Subvention be­
dacht. 

Es handelt sich hier um eine ausgesprochen neonazistische 
. Bewegung, die - wie viele andere und ähnliche - haupt­

sächlich in Westdeutschland unter einem europäischen Tar­
nungsnamen laufen. Am 7. und 8. Dezember 1957 sind diese 
Herren unter Führung von Dr. Theodor Soucek (seinerzeit 
wegen neonazistischer Umtriebe in Graz zum Tode ver­
urteilt, später begnadigt) zu einem Kongreß in Salzburg zu­
sammengetroffen. Sie waren 11unter sichu, diese Herren ; ihre 
Partner waren Unbelehrbare aus Deutschland, aus der 
Schweiz, und auch ein reinrassiger Herr Jan P . Marrais aus 
Südafrika war dabei. Ungefähr 500 Personen, zum größten 
Teil als Delegierte verschiedener ähnlich gesinnter Organi­
sationen, hörten die Reden an und faßten Beschlüsse im neu­
a lten Sinne. Eine Salzburger Liedertafel unter der Stab­
führung eines Dirigenten, der gleichzeitig Leiter der Salz­
burger Militärkapelle ist, umrahmte künstlerisch das Pro­
gramm. 

·Für niemanden in Salzburg war Zweck und Ziel dieser 
Versammlung (genannt Kongreß) ein Geheimnis. Die Salz­
burger Presse hielt nicht hinter dem Zaun und prangerte 
den Charakter dieser politischen Versammlung an. Allein die 
Stadtsenatoren von Salzburg, aus deren Rahmen einer den 
Kongreß sogar offiziell begrüßte, blieben anscheinend den 
Hinweisen der Presse gegenüber taub und blind. Sie be­
schlossen vielmehr, wie eingangs erwähnt, eine offizielle 
Subvention der Stadt Salzburg für diese Organisation. 

Sie diese Nachricht?« Adler erwiderte, daß dies ganz unwich­
tig sei. »Wichtig ist nur ein Faktor: Ist es wahr. daß vier 
Matrosen erschossen worden sind, daß weitere dreiundvierzig 
in unmtitelbarer Gefahr der Hinrichtung stehen und ungefähr 
achthundert noch vors Kriegsgericht gestellt werden sollen?« 
Der Kriegsminister war sichtlich in tödlicher Verlegenheit. 
»Ja , im großen und ganzen ist es w ahr«, sagte er zögernd. 
»Aber, Herr Doktor, Sie begr eifen. die Meuterei und alles , 
was damit zusammenhängt, ist strengstes Geheimnis ; nicht ein 
Wort darf darüber bekanntwerden!« - »Nun, glauben Sie 
wirklich, Herr General«, erw iderte Adler, »daß ich schweigen 
kann, während Sie Leute e rschießen lassen? Die Hinrichtun­
gen sind sofort einzustellen - sonst stehen morgen die 
Betriebe! « 

»Was soll das heißen?« fragte eingeschüchtert Stöger­
Steiner. »Sie werden doch nicht den Streik ausrufen?« -
»Dazu brauchen die Arbeiter keine besondere Aufforderung«, 
bemerkte Adler. »Es wird vollkommen genügen. wenn ich 
ihnen erzähle, was sich in Cattaro zuträgt; das übrige über­
lasse ich vertrauensvoll ihnen.« 

Die Unterredung endete mit dem feierlichen Versprechen 
des Ministers, weitere Hinrichtungen zu untersagen und im 
übrigen die Angelegenheit dilatorisch zu behandeln (in die 
Länge zu ziehen). Tatsächlich hörten die Hiprichtungen auf ." 

Zuchthausurteile freilich gab es noch zahlreiche. Ein paar 
Monate später aber waren alle frei : Es gab keine Habsburger­
gefängnisse mehr, weil es kein Habsburg mehr gab. Der hel­
denhafte Aufstand der Matrosen von Cattaro hat viel zu 
seinem Ende beigetragen. 

Cattaro war eine Nachahmung der russischen Matrosen­
erhebung in Kronstadt 1917. Aber es hat dann noch einmal 
ein Kronstadt gegeben, das von 1921, als die Regierung Lenins 
dieselben Matrosen, die ihr zur Macht verholfen hatten, nie­
derkartätschen ließ. Auf das mißlungene Kronstadt der Tage 
von Cattaro 1918 ist unsere heutige demokratische R epublik 
gefolgt, auf das siegreiche Kronstadt_ v~m 1917 __ Leninismus, 
Stalinismus, Knechtschaft - 1n allen osthchen ):.,andern. 

Um so dankbarer gedenken heute alle freiheitsliebenden 
Menschen der Tat der tapferen Matrosen von Cattaro. j. h. 
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WIRBlffEN l_u.u-t -..ÄJCLC~-t-, ~-----~- ____ ,___ -
Georg Milutin 

Genosse Georg Milutin, geboren am 29. April 1920 in 
Brest-Litowsk, jetzt wohnhaft in Solingen- Ohligs, 
Bonner Straße 5; war, vom Gefängnis Dubno kom­
mend, von Mitte November 1941 bis 12. Jänner 1943 im 
KZ Mauthausen und dann anschließ.end bis zur Be­
freiung am 5. August" 1945 im Lager Ebensee inhaftiert. 
Genosse Milutin kann hiefür keine Beweismittel bei­
bring,en. Er gibt zusätzlich an, daß er im Lager Eben­
see einer der vier Häftlinge war, die auf Brust, Rücken 
und Hose den roten Fluchtpunkt getragen haben; er 
sei daher allen Häftlingen im Lager bekannt gewesen. 

Wer den Genossen Milutin kennt und seine An­
gaben bestätigen kann, wende sich, bitte, an die oben 
angegebene Adresse ~n Solingen-Ohligs. 

* 
Anl:on Amon 

Beruf ist unbekannt. Frühere Wohnadresse war: 
Wien VI; Millergasse 5. Anton Amon arbeitete 1944 in 
der Strafanstalt Amberg. Er war mittelgroß, hatte ein 
rundes Gesicht und zeichnete sich durch sein freund­
liches, stets zuversichtliches Wesen aus. Genossen, die 
uber Anton Amon etwas wissen oder seine jetzige 
Adresse kennen, werden gebeten, uns zu benachrichtigen . . 

* 01:1:o Pöschl 
Die frühere Adresse sowie der Beruf sind un­

bekannt. Pöschls Mutter hatte vermutlich einen 
Hut- oder Modensalon. Pöschl hatte vor dem Krieg 
angeblich eine Tätigkeit im Zusammenhang mit dem 
Radio, wird als sehr belesen bezeichnet und soll 
Fremdsprachen beherrscht haben. Auch mit dem Plan, 
nach Kanada auszuwandern, hat er sich beschäftigt. 
Otto Pöschl war im Jahre 1944 als politischer Ge­
fangener in dem Zwangsarbeiterbetrieb der Zeisswerke 
in der Strafanstalt Amberg beschäftigt. Nachrichten 
oder sonstige Angaben bitten wir, uns zuzusenden; wir 
werden sie an die anfragende Stelle weiterleiten. 

IG-Farben verursach!: neue Schwierigkeiten 
Wir müssen · darüber Mitteilung machen, daß die 

IG-Farben die Verhandlungen über Zahlung e_iner 
.Entschädigung an diejenigen Häftlinge des Konzentra­
tionslagers Auschwitz, die zur Sklavenarbeit für die 
IG gezwungen wurden, dadurch erschwert hat, daß 
sie willkürliche Unterschiede machte. So hat sie sich 
wohl bereit erklärt, den deutschen politischen Häft­
lingen eine Entschädigung zu zahlen, nicht aber auch 
den ausländischen politischen Häftlingen. 

Nun wird seitens der IG-Farben eine neue Schwie­
rigkeit geschaffen. Die Verjährungsfrist ausländischer 
Gläubiger gegenüber der IG-Farben läuft am 31. Juli 
1958 ab. 

Das wurde auch von der IG-Farben dadurch aus­
drücklich anerkannt, daß sie den Termin in einem 
Rundschreiben erwähnte, das ehemaligen Häftlingen 
geschickt worden ist, die Forderungen gestellt haben. 

Seit einiger Zeit stellt sich aber die IG-Farben auf 
den Standpunkt, daß dieser Verjährungstermin nicht 
zutreffe. Sie erklärt jetzt, nur dann keine Einrede der 
Verjährung erhepen zu wollen, wenn bis zum 
28. Februar 1958 Klage:n angestrengt wurden. Auch 
hier macht die IG willkürliche Unterschiede: 

Diejenigen Anspruchsteller, die seinerzeit das oben 
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erwähnte Rundschreiben der IG-Farben erhalten 
haben, sind im Besitz der Zusage, daß die IG bis 
31. Juli 1958 nicht die Einrede der Verjährung erheben 
wird. Viele Antragsteller haben aber ein solches 
Rundschreiben nicht erhalten. Die Festlegung, wer das 
Schreiben bekam und wer nicht, wurde von der IG­
Farben ohne irgendwelche Angabe von Gründen 
selbstherrlich getroffen. Nun steht die IG-Farben auf 
dem Standpunkt, daß sie bei einer eventuellen Klage 
eines ehemaligen Auschwitz-Häftlings, der das Rund­
schreiben erhielt, ab 1. August 1958 Verjährung geltend 
machen kann. Bei der Klage eines ·anderen, dessen 
Anspruchsberechtigung sich von der des ersten in 
keiner Weise unterscheidet, der aber nicht im Besitz 
dieses Rundschreibens der IG ist, will die IG-Farben 
bereits ab 1. März 1958 Einwand wegen Verjährung 
erheben . . 

Einteilung nach „Rasse" wird abgelehnt 
Die IG-Farben ersuchte die Vertretung der polni­

schen Auschwitz-Häftlinge, ihr mitzuteilen, welche der 
eingesandten Forderungen von Juden stammen. 

Die Vertretung der polnischen Auschwitz-Häftlinge 
stellt in ihrem Antwortschreiben fest, daß sie es grund­
sätzlich abgelehnt hat, ehemalige Häftlinge, die For­
derungen an die IG gestellt haben, nach ihrer Religion 
zu befragen. 

Bis heute hat die IG-Farben auf den Ende Novem­
ber 1957 gemachten Vorschlag der Association des 
Anciens Deportes des Camps de Concentration depen­
dant de !'IG-Farben-Paris und des Internationalen 
Auschwitz-Komitees nicht geantwortet, der vorsieht, 
schnell eine erste Überprüfung aller Anmeldungen 
durch eine gemischte Kommission durchzuführen. 

Menschlichkeil für Enlmenschle 
Miit gemischten Gefüh1'en vernahmen die Naziopfer 

und viele Menschen wahrhaft demokratischer Gesin­
nung die Nachricht, daß der am 26. Ju1i vergangenen 
Jahres wegen Massenmordes zu 20 Jahren schweren 
Kerkers verurteilte Josef Pöll nunmehr vom Bundes­
präsidenten begnadigt wurde und sich in Innsbruck 
auf freiem Fuß befinde. 

Pöll war wegen vielfachen Mordes, Mithilfe bei 
Erschießungen, Bereicherung, Mdßhandlung und der 
Verletzung der Menschenwürde während seiner un­
s.eligen „Tätigkeit" als Schupoangehörig,er in Boryslaw 
verurteilt worden. (Einstimmig bejahten die Ge­
schworenen die Hauptfrage auf Mord, auf Beihilfe bei 
Erschießungen und Bereicherung.) 

überlebende oder Hinterbliebene der großen Kata­
strophe, an der Mörder im Stile Pölls maßgeblich 

· beteiligt waren, viele andere Opfer des NS-Regimes 
sowie Journalisten aus aller Welt füllten an all:en 
Tagen des Prozesses di-e Zuhörerbänke. Irrun€r wieder, 
wenn die Untaten den Mördern von Augenzeugen ins 
Gesicht geschleudert wurden, ging ,eine Welle des 
Schluchzens durch das Aurntorium. Die ausgestan­
denen ,eigenen Ulillllenschltlchen Leiden, das grauenhafte 
Sterben ihrer nächsten Angehörigen erstand wieder 
vor den Augen der Anwesenden. 

Nun 1st also einer dieser Mörder, von einem öster­
reichischen unabhängigen Gericht zu 20 Jahren schwe­
ren Kerkers v_erurtent, frei. Wahrhaftig: Die Mörder 
sind unter uns! 

Das Löschblatt hat nur die Unterschrift auf dem 
Dokument getrocknet, mit dem die Amnestierung und 
Freilassung des· vielfachen Mörders ausgesprochen 
wurde, nicht aber das in Strömen vergossene Blut. 
Dieses Blut wird auch weiterhin Mahnung und ewige 
Anklage bleiben. 

Anrechnung von Behinderungszeiten 
Die Ingenieurkammer für Wien, Ni<ederösterreich 

und das Burge1I11and gibt bekannt, daß Inhabern von 
Amtsbescheinigungen und Opf-eraus weis,en sowie 
Kriegsteilnehmern und Diienstverpflichteten des zwei­
ten Weltk:rieges, die sich bis Ende 1957 um eine Befug­
nis beworben ha'ben, eine Verkürzung der vorgeschriie­
benen pJ:·aktischen Bestätigung um di,e Zei;t der Behin­
derung, jedoch höchs-tens um zwei Jahre, gewährt wi-rd. 

• 

• 



Unglaublich - aber eine Tatsache 
Werte Genossen! 
Ich schicke euch den Textauszug aus einem Brief, 

den der Besitzer eines Gasthauses bei Villach an eine 
Familie in München gerichtet hat; damit hat der mehr 
als merkwürdige Gastwirt - oder sollte er ·wirklich 
nur das Allerbeste (!) für seine Gäste tun haben wol­
len? - die Anfrage eben dieser Sommergäste aus Mün­
chen wegen eines Ferienaufenthaltes beantwortet. 

,,Ihrem Namen nach zu schließen, nehme ich an, 
daß Sie Nichtarier sind. Da in meinem Haus sowie 
Umgebung ausgesprochen arische Gäste sind, wäre es 
m i r unangenehm, wenn Sie sich n i cht wohl fühlten. Ich 
bitte Sie, diesen Umstand zu beachten und Ihre An­
frage lieber nach Velden oder Pörtschach zu richten . . . " 

Es ist unglaublich, daß es bei uns in Österreich noch 
zu solchen Exzessen provokatorischer Natur kommen 
kann. So hinterwäldlerisch kann und dürfte es wohl 
in keinem noch so abgelegenen Winkel unseres Landes 
zugehen, daß man das als Entschuldigung vorzubrin­
gen vermöchte. 

* 
Wir haben uns daraufhin erkundigt und erfahren, 

daß es sich um den Gasthof Schöffmann, St. Andrae, 
Post St. Ruprecht bei Villach (Telephon 41 52), han­
delt. Der Brief des Gastwirtes liegt in Photokopi e in 
München auf. 

Aus dem Wiener Londesverbond 
Ernst Hein - siebzig Jahre 

Ernst Hein, Vertrauensmann der Sozialistischen 
Partei des Bezirkes Margareten, vollendete am 4. Au­
gust 1957 sein 70. Lebensjahr. Vor fünfzig Jahren war 
er Gründungsobmann der Sozialistischen Jugend, 
einige Zeit auch Wiener Lokalobmann. Auch in der 
gewerkschaftlichen Bewegung spielte er bei den kauf­
männischen Angestellten, Bankbeamten und Zeitungs­
beamten eine führende Rolle. Während der Hitlerzeit 
kam er ins KZ Buchenwald und wanderte später nach . 
Jugoslawien aus. 1946 kehrte er nach Wien zurück und 
ist seither mit alter Begeisterung in der sozialistischen 
Bewegung tätig. Er wurde mit der Victor-Adler­
Plak ette und dem goldenen Parteiabzeichen aus­
gezeichnet. Dem verdienten Jubilar galten die herz­
lichsten Glückwünsche der Partei und unseres Bundes. 

Unsere Zeitung, an der Genosse Hein immer mit­
arbeitet und an der er, wie viele Genossen, regen 
Anteil nimmt, schließt sich den Glückwünschen noch 
nachträglich ganz besonders an. 

* 
Max Klein 

Mit Max Klein ist wieder ein Angehöriger der alten 
Garde von uns gegangen. Er war ein Pionier der frei­
gewerkschaftlichen Organisation d er kaufmännischen 
Angestellten und war lange Jahre neben Karl Pieck 
Obmannstellvertreter des ehemaligen Zentralvereines 
der k aufmännischen Angestellten. 

Klein trat der damaligen freigewerkschaftlichen 
Angestelltenbewegung b ei, zu e iner Zeit, als sie noch 
keine Aufsichtsratsmandate, keine Vorstandsdirektoren­
posten zu vergeben hatte .. . Die Erkenntnis von der 
Notwendigkeit der Solidarität der arbeitenden Men­
schen war der alleinige Beweggrund. 

Genosse Klein war ein schlagfertiger Redner mit 
einem sarkastischen Witz und bei Freund und Feind 

deshalb oft gefürchtet. Er verstand es, für seinen Stand­
punkt sehr durchschlagskräftige Argumente zu finden, 
und es war nicht leicht, ihm zu opponieren und sich 
durchzusetzen. 

Nach 1934 verlor Genosse Klein nicht nur seine 
Funktionen, sondern auch sein Mandat im Bundesrat, 
dem er seit 1919 als Mandatar der Sozialdemokr.atischen 
Partei angehört hatte; darüber hinaus aber auch seine 
Stellung in der Krankenkasse, vorübergehend auch 
seine Freiheit. Er mußte bis 1947 in der Emigration 
bleiben. Seit 1954 war er (72 Jahre alt) in den Ruhe­
stand getreten. 

Man konnte sich Klein kaum als Pensionisten vor­
stellen. Noch vor wenigen Wochen hat er in aller Stille 
seinen 75. Geburtstag gefeiert. Wir haben ihm damals 
alles Gute gewünscht. Diese Wünsche haben sich leider 
nicht erfüllt. Sein Gesundheitszustand hat sich immer 
mehr verschlechtert und wir können ihm heute nur 
noch im Geist die Hand drücken und Abschied nehmen, 
Abschied für immer. 

Glücklich der Mensch, der am Ende seines Lebens 
das überzeugende Gefühl haben kann, daß er seine 
Pflicht erfüllt hat, daß er sein Leben nicht umsonst 
gelebt hat, daß er mitgeholfen hat, die Ideale aller 
Gutgesinnten zu erfüllen oder ihnen wenigstens nahe­
zukommen; jener Ideale, von denen Menschen seit 
Jahrtausenden träumen - ein menschenwürdiges Leben 
für alle in Frieden und Freiheit! 

Max Klein war einer von jenen, die dabei mitge­
holfen haben, und dafür wollen wir ihm danken. Nie­
mals vergess·en ! 

* 
Karl Hans Soiler 

(Fortsetzu,n,g von Seite &) 

und Ausland erregte, daß die Regierung Schuschnigg 
es nicht wagte, über die Angeklagten die angeordneten 
schweren Strafen verhängen zu lassen. Damals hat 
Karl Hans Sailer in der illegalen B ewegung zusammen 
mit vielen gewirkt, die heute in der Sozialistischen 
P artei hervorragende Funktionen bekleiden. Damals, 
in der Zeit der Verfolgung, als die Sozialdemokratische 
P artei keine Ämter und Ehren, sondern nur Opfer und 
Leiden zu vergeben hatte, hat er und haben seine Mit­
angeklagten im Gerichtssaal die Fahne der Freiheit 
gegen die Diktatur· erhoben. Sie haben die Fackel durch 
das Dunkel getragen und ihr „Wir kommen wieder!" 
in die Blätter der Geschichte eingeschrieben. 

Die Dollfuß-Schuschnigg-Diktatur hatte Sailer in 
den Kerker geworfen ; die Hiüer-Diktatur stieß ihn, 
wie viele andere, in die politische Emigration. Er ver­
brachte diese Jahre zum größten Teil in Amerika. Nach 
Kriegsende kehrte er so rasch wie möglich wieder 
heim. 

Er war, mit der österreichischen PÖlitik aufs 
innigste verbunden, dennoch weit entfernt davon, ein 
kleiner Lokalpatriot, ein enger Nurpolitiker zu sein. 
Er las viel und dachte noch mehr ; und was er schrieb, 
hatte geistiges Niveau, war durchtränkt von Ehrfurcht 
vor dem ·Geist und von Liebe zum Schönen ; sein ganz 
besonderes Interesse galt der bildenden Kunst. Als 
Obmannstellvertreter der sozialistischen Journalisten 
und Schriftsteller im Bund sozialistischer Akademiker 
hat er auch im Berufskreis die geistige Arbeit und 
ihren Zusammenklang mit der großen Bewegung der 
arbeitenden Menschen vertreten. 

All diese Arbeit hat nun ein grausames Schicksal 
zerstört, ehe sie zur Vollendung reifen konnte. Wir 
trauern um einen Mann, der ein wahrer Freund, -ein 
Charakter ohne Fehl und Falsch, ein warmer und ein 
nobler Mensch war. Wir danken an dieser Stelle einem 
Kämpfer für das Recht, einem echten Sozialisten. 

Wir werden sein Andenken in Ehren halten. Nie­
mals vergessen! 

Die Bezirke berichten: 
Hietzing 

Genosse Karl Hans Sailer wurde auf dem Hietzinger Fried­
hof beigesetzt. Zu dem Begräbnis hatten sich neben den An­
gehörigen des Verstorbenen viele hundert Menschen, per sön­
liche Freunde, Kampfgefährten aus den Jahren 1934 bis 1945, 
die engeren Mitarbeiter aus der Redakt10n und dem tech­
nischen Personal der „Arbeiter-Zeitung" sowie Vertreter 
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zahlreicher politischer Vereinigungen und Berufsorganisatio­
nen eingefunden. 

An der Bahre nahm von Karl Hans Sailer für den Partei­
vorstand, die Landesorganisation Wien der sozialistischen 
Partei und für den Klub der sozialistischen Gemeinderäte 
und Landtagsabgeordneten Genosse Jonas Abschied, am 
Grabe sprach Genosse Dr. Pollak für die Freunde Sailers. 

Vor dem Begräbnis traten der Wiener Ausschuß der sozia­
listischen Partei und der Klub der sozialistischen Gemeinde­
räte und· Landtagsabgeordneten zu einer Trauerkundgebung 
für ihren publizistischen Mitarbeiter zusammen. In dieser 
Trauerkundgebung sprach Genosse Honay Worte des Ge­
denkens. 

Hernals 
Franz Kluger t . Die Bezirksgruppe Hernals betrauert das 

Ableben des Ausschußmitgliedes Genossen Franz Kluger. 
Genosse Kluger fand schon in jungen Jahren den Weg zur 
sozialdemokratischen Partei, der er dann zeitlebens treu und 

opferbereit diente. Er versorgte 
als Inhaber einer kleinen Schlos-

serei den Republikanischen 
Schutzbund mit Schmiervasen 
und wurde im Februar 1934 ver­
haftet und nach Wöllersdorf 
gebracht. Auch in der Illegalität 
diente er der Arbeiterbewegung. 
Er war 1945 einer der ersten, die 
sich in Hernals dem Wiederauf­
bau der sozialistischen Partei 
zur Verfügung stellten. 

Genosse Kluger war bei der 
Gründung unserer .Bezirksgruppe 
dabei und war bis zu seinem 
Ableben Kassier der Gruppe. Er 
war auch einer der Gründer des 
Verbandes der Arbeiterrentner 

und Obmann der Bezirksgruppe Hernals . Es war sein Ver­
dienst daß diese Bezirksgruppe so stark und schlagkräftig 
wurde. Als Fürsorgerat war er immer ein Helfer der Not-
leidenden. · 

Genosse Kluger war ein bescheidener Mensch, der nie für 
sich selbst sondern nur für die anderen strebte und kämpfte . 
Alle die r{,it ihm in Berührung kamen, liebten und schätzten 
ihn.' Die Arbeiterbewegung hat mit Genossen K luger am 
17. Oktober 1957 einen ihrer Besten verloren. Wir trauern um 
ihn und werden ihn nie vergessen. 

• 
Unsere Resolution. Die am 12. Februar 1958 im Arbeiter­

heim, XVII, Kalvai:ienberggasse 28 a, tagende Jahres­
versammlung der Bezirksgruppe Hernals des Bundes Sozia­
listischer Freiheitskämpfer und Opfer des Faschismus hat 
einstimmig nachfolgende Resolution an den Bundesvorstand 
beschlossen: 

Mit Befriedigung haben die Teilnehmer vernommen, daß 
endlich die Verhandlungen über ein Entschädigungsgesetz für 
alle Arten der Schädigungen durch den Austrofaschismus 
und Nationalsozialismus in den Jahren 1933 bis 1945, soweit 
nicht schon durch das Opferfürsorgegesetz oder sonstige 
Gesetze ausreichende Regelungen getroffen wurden, in ein 
konkretes Stadium gekommen sind. 

Die Versammlung erwartet, daß dieses wichtige Gesetz bis 
zum Sommer 1958 durch den Beschluß des Nationalrates in 
Kraft treten wird, so daß die ersten Entschädigungen noch 
im Jahre 1958 zur Auszahlung gelangen werden. 

Mit Rücksicht auf das Alter und den schlechten Gesund­
heitszustand vieler Anspruchsberechtigter muß dafür gesorgt 
werden, daß bei Erledigung der Anträge Rücksicht auf die 
soziale Lage und das Alter der Antragsteller genommen 
und diesen eine Priorität eingeräumt wird. 

Es wird erwartet, daß der Wortlaut des kommenden 
Gesetzes klar und eindeutig sein wird , so daß den mit der 
Durchführung betrauten Beamten ein möglichst kleiner Spiel­
raum des freien Ermessens eingeräumt wird. Der Gesetzgeber 
möge auch in einer Präambel klar zum Ausdruck bringen, 
in welchem Geiste dieses Gesetz beschlossen wurde und daß 
es für die durchführenden Beamten oberste Pflicht und 
Verpflichtung sein müsse , daß der Wille des Gesetzgebers 
beobachtet und durchgeführt wird. In jedem Zweifelsfalle 
ist unbedingt 7ugunsten der Antragsteller zu entscheiden. 
·Man darf die Antragsteller weder durch Formalismus, Büro­
kratismus oder sonstige Schikane einschüchtern, noch darf 
die Haltung und Einstellung der durchführenden Beamten 
eindeutig zeigen, daß sie innerlich die Antragsteller für 
Schmarotzer ansehen und sie die Berechtigung der Antrag­
steller, eine Entschädigung in Anspruch zu nehmen, innerlich 
verneinen. · 

Das Entschädigungsgesetz soll in Anlehnung an das 
deutsche Entschädigungsgesetz sorgfältig durchdacht und 
umfassend sein. damit nicht nach Gesetzwerdung bereits 
durch eine Novellierung ergänzt und verbessert werden muß. 

Die Durchführung des Gesetzes. das heißt die Erledigung 
der Anträge, muß viel rascher möglich sein. wie dies bisher 
bei den Opferfürsorgeakten und Haftentschädigungsanträgen 
leider nicht der Fall war. Man möge sich an der Organisation 
und der Erledigung der Anträge nach dem Hilfsfondsgesetz 
ein Beispiel nehmen und dabei auch berücksichtigen. daß die 
Antragsteller nach diesem Gesetz alle im Auslande leben und 
daher die Aktenermittlungen nur im Briefwechsel möglich 
waren. 

Eine Bille an unsere Milarbeiler 
Wir bitten alle Genossen, die uns Briefe, Berichte 

oder Beiträge einsenden, die für unsere Zeitung 
„Der sozialistische Kämpfer" bestimmt sind, alle 
Manuskripte immer nur e i n s e i t i g zu beschreiben. 
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Die Versammlungsteilnehmer danken den sozialistisch~n 
Unterhändlern für ihre bisherige Arbeit und auch dafür, daß 
sie alles daransetzen werden, das Entschädigungsgesetz in 
den kommenden Monaten durchzusetzen. 

Döbling 
__ Ferdinand Krickl t . Genosse Ferdinand Krick!, ein alter 

Kampfer und lieber Kamerad, ist nach langer Krankheit im 
88. Lebensjahr verschieden. Er war beim Aufbau der poli­
tischen Orgamsat10n nach 1918 eifrig tätig gewesen und ein 
unerschütterlicher, überzeugungstreuer Schutzbündler in den 
Februartagen 1934. 

Genosse Passauer nahm im Krematorium von unserem 
Toten namens der Bezirksorganisation Döbling und namens 
unserer Freiheitskämpferortsgruppe in bewegten Worten Ab­
schied. Alle, die Genossen Krick! gekannt haben werden 
dem aufrechten und pflichtbewußten Menschen und 'Genossen 
ein ehrendes Andenken bewahren. Niemals vergessen! 

Floridsdorf 
Richard Heckel t. Am Montag, dem 20 . Jänner 1958. verlor 

die Bezirksgruppe Floridsdorf einen treuen und verläßlichen 
Kämpfer aus den Februartagen 1934 : den Genossen Richard 
Hecke!, der im 59. Lebensjahr starb. Er war einer derjenigen 
Kämpfer, die keinen Moment zögern, wenn es gilt, die Rechte 
der Arbeiterschaft zu verteidigen. Er war jederzeit bereit , 
sein Bestes und Letztes für die große Idee des Sozialismus zu 
geben und sein ganzes Ich einzusetzen. · 

Das Begräbnis fand am 25. Jänner 1958 auf dem Jedleseer 
Friedhof um 9 Uhr statt. Die Bezirksgruppe war durch die 
Genossen Blei, Bübl und Marsal mit ihrer Fahne vertreten. 
Bei zahlreicher Beteiligung von Trauergästen hielt Genosse 
Kohl einen tiefempfundenen Nachruf. 

Wir werden unseren Genossen Heckel und sein Wirken 
niemals vergessen! 

Johann Vretscher t. Am Samstag, dem 2. November 1957, 
verlor die Bezirksgruppe Floridsdorf einen treuen und ver­
läßlichen Kämpfer, den Genossen Johann Vretscher, im 
60. Lebensjahr. Er war einer derjenigen, die jederzeit bereit 
waren, f ür die Arbeiterschaft das Letzte zu geben und das 
ganze Ich einzusetzen. 

Das Begräbnis fand am Donnerstag, dem 7. November 1957, 
auf dem Jedlersdorfer Friedhof statt. Die Bezirksgruppe war 
durch den Genossen Gemeinderat Kohl vertreten, der auch 
einen tiefempfundenen Nachruf hielt. Wir werden Genossen 
Vretscher niemals vergessen! 

Donaustadt 
Jahresversammlung. Unsere Jahresversammlung, die am 

14. Februar 1958 stattgefunden hat, eröffnete Genosse . Bubenik 
mit der Begrüßung der erschienenen Mitglieder, des gesamten 
Ausschusses und der Genossen Czernetz und Dr. Bohmann , 
die als Vertreter des Bezirkes gekommen waren. Die vor­
geschlagene Tagesordnung wurde einstimmig angenommen. 
Nach dem Gedenken an die Toten des Jahres 1957 sprachen 
die Genossen Czernetz und Bohmann als Vertreter des Be­
zirkes einige Worte zu unseren Mitgliedern. Dann gab deF 
Obmann Genosse Bubenik den Bericht über das vergangene 
Jahr. 

Bei der Wahl des Wahlkomitees wurden die Genossen 
Dorotic, Bohmann und Stetina einstimmig gewählt. Während · 
sich das Wahlkomitee zur Beratung zurückzog, hielt Ge­
nossin Muhr ein ausgezeichnetes Referat, dem eine lebhafte 
Diskussion folgte. · 

Sodann fand die Wahl der neuen Ausschußmitglieder statt. 
1. Obmann: Genosse Otto Huschak. 
2. Obmann Genosse Franz Bubenik. 
3. Obmann: Genosse Charwat. 
1. Kassier: Genosse Gaderer. 
2. Kassier : Genosse M. Stollewerk. 
1. Schriftführer: Genosse Kurt Pisk. 
2. Schriftführer: Genosse Weninger . 
Kontrolle: Die Genossen Kragner und Klacl. 

ARBEITERBANK 
AKTIENGESELLSCHAFT WIEN 
Prompte und gediegene Durchführung aller 
bankmäßigen Geschäfte :: Entgegennahme von 
Spareinlagen gegen Verzinsung :: Finanzielle 

Beratung 

Wien I. Seilzergasse 2- 4 
Telephon: R 50 540 Serie 

Zweigstelle Wienzeile: Wien IV, Rechte Wienzeile ';;/ 
Telephon B 26 0 91 

Filialen: 
Graz: Annenstraße 24, Telephon 3363, 7559 

Linz: Weingartshofstraße 3, Telephon 27 8 78 
Klagenfurt: Bahnhofstraße 44, Telephon 4822 
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Genosse Huschak übernahm den Vorsitz, dankte dem 
scheidenden Ausschuß, insbesondere dem Genossen Bubenik, 
für die geleistete Arbeit. Um 21.45 Uhr schloß Genosse 
Huschak die Versammlung mit dem Versprechen, alles daran­
zusetzen, um das kommende Jahr ebenfalls wieder so erfolg­
reich zu gestalten. 

·Alfred_. Kögler t. Die Bezirksgruppe Donaustadt , ·erliert 
durch den Tod des Genossen Alfred Kögler ein treues Mit­
glied. ' Nach langem, schwerem Leiden, dessen UrsaGhen in 
den harten -Kampfjahren 1934 bis 1945 lagen, verschied er. 
Nach _einer langen Haft wurde Genosse Kögler zum Militär 
eingezogen und n;:,.ch Italien geschickt. In Italien schloß er 
sich als überzeugter sozialistischer Freiheitskämpfer der 
italienischen Widerstandsbewegung an. 

Das Leben eines Kämpfers für eine gerechte Sache hat nun 
seinen Abschluß gefunden. Genosse Kögler wurde am 9. Juli 
1957 seinem Wunsch gemäß den Flammen übergeben. Die 
Beisetzung erfolgte am 13. Juli im Stadlauer Friedhof. 

Wir werden ihm ein treues Angedenken bewahren. Nie­
mals vergessen! 

Maximilian Schwarz t. Am 4. Juni 1957 ist einer unserer 
treuesten Genossen, Dr. Maximilian Schwarz, unerwartet von 
uns abberufen worden. Nach einer Operation, die er gut 
überstanden hatte, ist er plötzlich einer Embolie erlegen. 

Genosse Schwarz, der im ·sa. Lebensj_ahr stand, war bis zu 
seinem Tode ein aufrechter Sozialist. Im Jahre 1934 hat er 
aktiv an den Februarereignissen 
teilgenommen und einem Ge­
nossen durch seinen ärztlichen 
Beistand das Leben gerettet. 

Während der NS-Zeit emi­
grierte Genosse Schwarz nach 
Frankreich. Dort scnloß er sich 
der Widerstandsbewegung an, 
der er als Capitaine angehörte. 
Nach dem Zusammenbruch des 
tausendjährigen Reiches kehrte 
er wieder in seine Heimatstadt 
Wien zurück und widmete seine 
ganze Kraft dem Wiederaufbau 
unserer Stadt und der sozialisti­
schen Partei. Er ist immer gern 
mit Rat und Tat zur Seite ge­
standen. 

Die Bezirksgruppe Donaustadt 
betrauert in Genossen Schwarz 
einen ihrer besten Genossen. 
Wir werden sein Andenken 
immer in Ehren halten. 

Bei der am 7. Juni erfolgten 
Beisetzung hielt Genosse Hu­
schak als Vertreter der Bezirksgruppe einen tiefempfundenen 
Nachruf. Niemals vergessen! 

kann nicht mehr feuerversichert werden, 

ebensowenig kann sich ein bereits kranker 

Mensch krankenversichern oder zu normalen 

Bedingungen lebensversichern. Zögern Sie 

also nicht, sorgen Sie vor, solange Sie gesund 

sind! Durch den Erwerb unserer neuesten 

Kombi-Polizze KUL sichern Sie sich und 

Ihre Familie gegen die wirtschaftlichen Fol­

gen von Krankheit, Unfall und vorzeitigem 

Tod zu den vorteilhaftesten Bedingungen. 

Rufen Sie uns, das verpflichtet Sie zu gar 

nichts, wir beraten Sie gern. Wiener 

Städtische Versicherung, überall in Österreich. 

Bernhard Spund t. Genosse Bernhard Spund ist im 
74 . Lebensjahr nach einem schweren Verkehrsunfall am 
5. August seinen Verletzungen erlegen. 

Er war ein stiller Mitkämpfer für Freiheit und Recht. 
Trotz seines hohen Alters nahm er in voll~r geistiger Rüstig­
keit am politischen Geschehen regen Anteil. Er mußte wäh­
rend der braunen Barbarei durch ein Tal des Leides wan­
dern ; aber alle Demütigungen konnten ihn, den =ssisch und 
politisch Verfolgten nicht brechen. Still und aufrecht ging er 
seine ihm von seinem Gewissen gezeichnete Bahn, die nun 
der Tod abbrach. Wir wollen seiner immer in Treue Ge­
denken. 

Genosse Spund wurde am 10. August 1957 im Kagraner 
Friedhof unter großer Anteilnahme zur letzten Ruhe be­
stattet. Niemals vergessen! 

Katharina Heller t . Die Bezirksgruppe Donaustadt betrauert 
das Ableben der Genossin Katharina Heller. Mit ihr verliert 
die Bezirksgruppe ein treues Mitglied, das immer und jeder­
zeit für die Ziele und Interessen des Bundes und für die 
Sache unserer Partei eingetreten war. Gef\OSsin Heller war 
die Witwe nach dem Schutzbündler M . K. Heller, dessen 
letzte Ruhestätte sich im Massengrab zu Dachau befindet. 

Genossin Heller wurde am 17. August 1957 im Rahmen 
einer schlichten, aber würdigen Trauerfeier im Stadlauer 
Friedhof zur letzten Ruhe bestattet. 

Wir werden dem Ehepaar Heller stets ein treues An­
gedenken bewahren. Niemals vergessen! 

Aus den Fachgruppen: 
Fachgruppe Polizei. ,,Die Wiener Polizei ehrt ihre Toten." 

In der Polizeidirektion fand am 30. Oktober 1957 vor der Ge­
denktafel für die während des Hitler-Regimes hingerichteten 
Beamten der Wiener Polizei eine Gedenkfeier statt. Eine Ab­
ordnung der Fachgruppe Polizei des Bundes sozialistischer 
Freiheitskämpfer unter Führung der Genossen Haas und 

. Derschowitz legte vor der Gedenktafel einen Kranz nieder. 
An der Gedenkfeier nahmen unter anderen Polizeipräsident 
Holaubek, der Generalinspektor der Wiener Sicherheitswache, 
General Lehmann, der Chefarzt der Polizeidirektion, Hofrat 
Dr. Pollak, der Stadthauptmann von Mariahilf, Genosse Calta, 
Vertreter der Gewerkschaft und eine Abordnung Wiener 
Polizeibeamter teil. 

Aus den Landesorganisalionen 
Oberösterreich 

Steyr. Jahresbericht 1957. Der Bezirksausschuß des Bundes 
sozialistischer Freiheitskämpfer berichtet über das abgelau­
fene Berichtsjahr 1957. 

Der Mitgliederstand hat sich erhöht, die organisatorischen 
Arbeiten sind in elf Bezirksausschußsitzungen, drei Landes­
vorstandssitzungen, der Landeskonferenz und der Bundes­
hauptversammlung in Wien erledigt worden. 

Die Gedenkfeiern am 12. Februar beim Mahnmal auf der 
Ennsleite sowie am 1. November im Krematorium sind ge­
meinsam mit der Partei abgehalten worden. Sie hatten einen 
sehr guten Besuch. Die jährliche Kundgebung im ehemaligen 
KZ in Mauthausen war von Steyr gut besucht; auch Ab­
ordnungen der Jugendlichen aus Steyr nahmen teil, was einen 
sehr guten Eindruck machte. Leider war diese Kundgebung 
die schwächste von allen, da diese nur von Oberösterreich 
und einigen Abordnungen von Niederösterreich beschickt 
war. Es ist zu hoffen, daß in diesem Jahre wieder das tradi­
tionelle Treffen durchgeführt wird. 

Die Bezirksleitung Steyr mußte vor der Jahresversammlung 
am 9. Februar Maßnahmen beraten, um eine bessere Zu­
sammenarbeit mit der Bezirksparteileitung zu erreichen; fer­
ner wurde von der Landesleitung über den Aufruf an die 
Bundesregierung wegen Wiedergutmachung an die Opfer des 
Faschismus Aufklärung verlangt. Wir hoffen, daß eine be­
friedigende Lösung gefunden worden ist, um in Zukunft eine 
bessere Zusammenarbeit zu sichern. 

Es ist zu bedauern, daß es noch immer Parteimitglieder 
gibt die beim KZ-Verband mitarbeiten, der nach außen eine 
„üb~rparteiliche" Stellung einnimmt, in Wirklichkeit aber 
eine ganz eindeutige Richtung verfolgt. Wir erwarten, daß 
unsere Parteimitglieder, die dort noch M1tg1Ieder smd, end­
lich verstehen lernen, daß sie sich von dieser Umklammerung 
freimachen müssen. 

Kärnten 
Landeshauptversammlung. Bei der am 12. Mai 1957 in 

Klagenfurt abgehaltenen Jahreshauptversammlung unseres 
Landesverbandes wurden folgende Genossen als Vorstands­
mitglieder gewählt: 

1. Obmann: Genosse Hans Richter. 
2. Obmann: Genosse Hans Pawlik. 
3. Obman n: Sebastian Wrulich. 
1. Schriftführer: Genossin Lona Sablatnig. 
2. Schriftführer: Genosse Eduard Goritschnig. 
1. Kassier: Genosse Alois Brenter. 
2. Kassier: Genosse Franz Pirmann. 
Kontrolle: Die Genossen Josef Petscharnig und Heinrich 

Kappel. 
Beiräte: Die Genossen Ferdinand Wedenig, Ferdinand 

Trost und Vinzenz Fellner. 
Frauenreferat: Die Genossinnen Olga Zimmermann und 

Angela Stocker. 
Bezirksvertrauenspersonen : Die Genossen Hans Richter 

(Ferlach) , Hans Valentinitsch (Klagenfurt) , F;anz 
Berdnaschek (Villach) , Georg Bramer (Spittal) , Peter 
Brandstätter (Hermagor), Josef Hermann (St. Veit an der 
Glan) , Franz Schweinzer (Kühnsdorf) und Alex Turker 
(Wolfsberg). 
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MARSAL VIKTOR 

WIEN XXI/141 
FULTONSTR.5-11/1/l/] 

P. b. b. 1 

bitte nachsenden od;;-1 
zurück er 1 

Wir bitten alle Mitglieder, bei Wohnungs­
wechsel die geänderten Anschriften sofort auch 
dem Bund sozialistischer Freiheitskämpfer be­
kanntzugeben, damit Aussendungen und vor 
allem die Zeitung von den Postämtern nicht als 
unbestellbar zurückgeschickt werden müssen. 

Arbeiter 
und Angestellte 
6pa1ten 

jwt lln6,cfiaff,ungen und 

Utfau6","-ei6,en 

beider Zentralsparkasse 
DER GE ME I N~D E WIEN 

(Unter Haftung der Stadt Wien) 

Wien 1, Wipplingerstraße 8 

34 Zweiganstalten 
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Sprechstunden 
in unseren Wiener Bezirksgruppen 

1. Wer<lertorgas1se 9 . . .. .. . ... .. Mi. 17 bis 18 Uhr 
2. Priaterntraße 25 a .. ... ........ Di. 16 bis 18 Uhr 
3. Landstriaßer Hauptstraße 41 . . Fr. 18 bi·s 20 Uhr 
/: Wiedner Hauptstraße 60 b . .. . Mo. 18 biis 19 Uhr 
f Kohlgasse 27 . ... ... . .. . . .. . ... Mi. 18 bis 19 Uhr 

·i:: Otto-Bauer-Gas1se 9 ... . .. . . . . Do. 19 bis 20 Uhr 
Neubaugasse 25 . .. .. .. .. . ... . Do. 18 bis 19 Uhr 
Josefstädter Straße 39 . ... ... . Do. 17 bis 18 Uhr 
Dreihacikengasse 7 ..... ... .. .. Mi. 17 bis 19 Uhr 

0. LaxenJburger Straße 8/10, I. .. Di. 17 bis 19 Uhr 
l. Simmeringer Hauptsitraße 80 . . Jeden 2. u. 4. Mo. 

18 bis 19 Uhr 
12. Rucker,g-as,se 40 .... .... ..... . . Mi. 18 bis 19 Uhr 
13. Hietzinger Hauptstraße 22 . ... Di. 18 bis 20 Uhr 
14. LiillZer S,traße 297 . .. .... ... .. Fr. 17 bi,s 19 Uhr 
15. Haokenig,as·s.e 13 ... . ........ . . Jedenl.Mi. imMo-

nat, 17 bis 19 Uhr 
16. Liebharts,gasse 56 .. ...... . .. . Do. 17 bi•s 19 Uhr 
16. Zagorsk'i,gasse 6 . .... . .. .... . Do. 17.30 bis 19 Uhr 
17. Kalvarienberg,ga•s1se 28 a, II/26 

Beitra,gsentrichtung und Auskünfte jederzeit 
18. Gentzgasse 62 .. ... ....... .. .. Fr. 18 bis 20 Uhr 
19. Billrothstraße 48 .. ... .. ... . .. Di. 17 bis 19 Uhr 
20. Raffaelgasse 11 . . . . . . . . . . . . Do. 18.30 bi,s 20 Uhr 
21. Pra,gar Straße 9, 1. Stock .. .. Mo. 17 bis 19 Uhr 
'22. Donaufe1der Straße 259 ... .. . Mo. 18 bis 19 Uhr 
23. Liesing, Jeden 1. u . 3. Mo. 

Breitenfurter Straß,e 2 . . . . . . 18 bis 19 Uhr 

in unseren Fachgruppen 
Pol-i,zei: 
9. Ber.g.gais·se 41 Jeden 1. Do. 

Parterre (Hausv.erwaltun.g) , . . 14 bis 16 Uhr 

in unseren Landesverbänden 
Niederösterreich: 

M öd 1 i n g, Bezir.kss ekretariat der 
SPÖ, Hauptstraße 42 . ......... .. Jeden.erstenSonn-

St. P ö ,1 t e n, Bezirkisleitung, 
St. PöJten, Prandtauerstraße 4 

Burgenland: 
Ei;; e n s t ,a d t, Bezirkssekretariat 

tag im Monat von 
10 1bis 11 Uhr 

Sa. 9 bis 12 Uhr 

der SPÖ, Hauptstraße 5 .. . .. .. .. Tägl. 9 biis 12 Uhr 

Kärnten: 
K 1 a g e n f u r t , Kammerbücherei 

der Ar'beiterkaimmer, Bahnhof­
;;traße 42, bei Genossin Lona 
Sablatni·g und Genossen Eduard 
Goritschnig . . . . .. . . . . . ... , . . . . . . Tägl. außer Sa. 

10 bis 12 Uhr 
Oberö~terreicb: 

Li n z , Landstriaße 36, II. Stock 
Zimmer 24 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Di., Mi., Do. · u. Sa. 

von 15 bis 19 ·uhr 
Steyr, Damberg,gasse 2 . . .. . .... Jeden ersten und 

dritten Samstag 
im Monat von 10 
bis 11 lJhr 

Salzburg: 
Sprechstunden entfallen bi,s auf 

weiteres. 
Steiermark: 

G r a z, Südtiroler Platz 13, 
Zimmer 17 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Mi. 17 bis 19 Uhr 

Bruck a. d . Mur, Arbeiterheim, 
Kirchplatz 5 

Tirol: 
I n n s b r u c k, Salurner Straße 2, 

2. Stock, Zimmer 40 . . . . . . . . . . . . . Tägl. außer Sa. 
15 bis 18 Uhr 

• 

• ' 


